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Die Errichtung des gemeinsamen Marktes.-
in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft,

Atomgemeinschaft und Gemeinschaft für Kohle und Stahl

Karl Carstens

L Kennzeichnung der drei Vertragswerke und ihres Verhältnisses
zueinander

1. Die Verträge zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft (EWG)&apos;), der Europäischen Atomgemeinschaft (EAG)&apos;) und der

Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) `) bilden ein zu-

sammenhängepdes Vertragswerk. Die durch sie geschaffenen Gemein-
schaften sind eng miteinander verknüpft und weisen eine weitgehende Ober-
einstimmung auf.

Alle drei Verträge sind von denselben sechs Staaten geschlossen worden.
Ihnen allen ist gemeinsam, daß durch sie Hoheitsrechte der Mitgliedstaaten
auf europäische Institutionen mit der Folge übertragen werden, daß euro-

päische Organe Herrschaftsgewalt unmittelbar über Unternehmen und

Einzelpersonen in den Mitgliedstaaten ausüben. Der organisatorische Auf-
bau der drei Gemeinschaften zeigt starke Ahnlichkeit. Von den vier Haupt-
organen, die jede Gemeinschaft besitzt, sind zwei, die. Versammlung und
der Gerichtshof, gemeinsame Organe der drei Gemeinschaften. Demgemäß
werden nur ein einziger Gerichtshof und eine einzige Versammlung ge-
schaffen, welche die diesen Organen nach jedem der drei Verträge zugewie-
senen Aufgaben wahrnehmen. Daneben besitzt jede Gemeinschaft ein Or-

gan, das aus Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten gebildet wird,
den sogenannten Rat; und endlich findet sich in jeder Gemeinschaft ein von

Der nadistehende Aufsatz gibt die persönliche Auffassung des Verfassers wieder.
Vom 25. 3. 1957, Bundesgesetzblatt 1957 Teil II, S. 770 ff., im folgenden EWG-

Vertrag genannt.
2) Vom 25.3.1957, BGBl. II, S. 1018 ff., im folgenden EAG-Vertrag genannt.
3) Vom 18. 4. 1951, BGBl. 1952 11, S. 445 ff., im folgenden EGKS-Vertrag genannt.

30 Z. ausl. öff. L u. VR., Bd. 1813
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460 C a r s t c n s

den Einflüssen der Mitgliedstaaten weitgehend unabhängiges Organ, dem
sowohl exekutive wie (meist in Gemeinschaft mit dem Rat) normsetzende

Befugnisse übertragen worden sind, die Hohe Behörde der. EGKS und die
Kommissionen der EWG und der EAG. Neben dieser strukturellen und

organisatorischen übereinstimmung decken sich aber auch die Ziele der

Verträge und die Mittel, mit denen sie erreicht werden sollen, in weitem

Umfang. Allen drei Verträgen ist das Ziel eines immer engeren Zu-

sammenschlusses der europäischen Völker), Oder wie es im EGKS-Ver-

trag heißt einer weiteren und vertieften Gemeinschaft unter den euro-

päischen Völkern&apos;) gemeinsam. Sie suchen diesem Ziel durch eine Verschmel-

zung der Volkswirtschaften der sechs Mitgliedstaaten näherzukommen.
Zwar bestehen hinsichtlich der dabei angewandten Methoden deutliche
Unterschiede.

Während der EGKS-Vertrag und der EAG-Vertrag Rechtsgrundlagen
für eine hoheitliche Gestaltung des Wirtschaftsablaufs, insbesondere der

Preise, der Erzeugung und der Verteilung im Bereich der Kohle- und Stahl-
industrie und der Atomindustrie schaffen, legt der EWG-Vertrag in stär-

kerem Maße den Akzent auf eine Koordinierung der Wirtschaftspolitik im

allgemeinen und der Konjunktur- und Währungspolitik im besonderen.
Aber allen drei Verträgen ist auch in methodischer Hinsicht der Grundsatz

gemeinsam, daß sie als ein entscheidendes Element für die von ihnen an-

gestrebte Verschmelzung der Volkswirtschaften die Errichtung eines gemein-
samen Marktes ansehen, wenn auch die diesbezüglichen Regeln im einzelnen

von einander abweichen.

2..Unter der Errichtung eines gemeinsamen Marktes wird hier die Be-

freiung des Warenverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten von allen Hemm-

nissen und die Schaffung einheitlicher Regeln für den Warenverkehr zwi-

schen der Gemeinschaft und dritten Staaten verstanden. Der gemeinsame
Markt hat also zwei Gesichter:. nach innen Freiheit, nach außen Einheitlich-

keit der Regelung des Warenverkehrs. Im Unterschied zu der hier gewähl-
ten Definition wird der Begriff des gemeinsamen Marktes auch in einem

weiteren Sinne gebraucht. Er umfaßt dann im Innenverhältnis der Mitglied-
staaten außer der Freiheit des Warenverkehrs auch die Freizügigkeit der

Arbeitskräfte, die Niederlassungsfreiheit, die Freiheit des Dienstleistungs.-
verkehrs und die Freiheit des Kapitalverkehrs &apos;). In der Tat. bewirken erst

EWG-Vertrag Präambel Abs. 2.

EGKS-Vertrag Präambel Abs. 6.

6) In diesem Sinne wird der Begriff z. B. im EAG-Vertrag gebraucht, vgl. die über-
schrift vor Art. 92.
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Die Errichtung des gemeinsamen Marktes 461

diese fünf Freiheiten den Zusammenschluß der einzelnen Volkswirtschaften

zu einer Gesamtvolkswirtschaft.
Indessen sehen die drei Verträge die Errichtung des gemeinsamen Mark-

tes für den Warenverkehr als vordringlich an und regeln daher diesen

Fragenkomplex eingehend, während sie für den Personen-, Kapital- und

Dienstleistungsverkehr nur wenige meist unvollständige&apos;) Grundsätze

aufstellen. Daher rechtfertigt sich die hier vorgenommene Beschränkung
des Themas auf den Warenverkehr.

Die in den Verträgen getroffenen Regelungen über den Abbau aller

Hemmnise des Warenverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten haben den

Zweck, einen freien Wettbewerb innerhalb der Gemeinschaften zur Ent-

stehung Zu bringen und dadurch eine bessere Arbeitsteilung in dem Gesamt-

bereich der zusammengeschlossenen Staaten sowie eine Verbilligung der

Produktion herbeizuführen&apos;). Dieses Ziel kann aber nur erreicht werden,
wenn zugleich dafür Vorsorge getroffen wird, daß der freie Wettbewerb

nicht in anderer Weise, sei es durch private oder durch staatliche Maß-

nahmen, beeinträchtigt wird. Die Verträge enthalten daher Bestimmungen
über wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen, über den Mißbrauch von,

Monopolstellungen, übe&apos;r staatliche Beihilfen, über die Tarifpolitik, über die

Angleichung von Rechts-, insbesondere Steuervorschriften sowie über die

Koordinierung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten. Auch diese Ver-

tragsbestimmungen gehören im weitesten Sinne zu den Vorschriften über
den gemeinsamen Markt&apos;), und das gleiche gilt von den finanziellen Aus-

gleichseinrichtungen, die EGKS- und EWG-Vertrag vorsehen, um wirt-

schaftliche Erschütterungen, die aus der Beseitigung der Handelshemmnisse
resultieren können, aufzufangen. Alle diese Bestimmungen werden in die

vorliegende Untersuchung nicht einbezogen. Der Zweck der folgenden Aus-

führungen ist vielmehr, auf dem begrenzten aber wichtigen Teilgebiet des
Warenverkehrs einen Vergleich zwischen den drei Vertragswerken durch-
zuführen und festzustellen, ob aus unterschiedlichen Regelungen Kollisionen
entstehen können, sowie nach einer Lösung etwaiger Konflikte zu suchen.
Dabei wird der zur Zeit maßgebende Text der Verträge zugrunde gelegt.
Die Frage, ob und in welcher Weise die Verträge geändert werden sollten,
um Kollisionen zu vermeiden, wird nicht ausdrücklich behandeltAbenso-

7) Keiner der Verträge enthält Grundsätze für eine einheitliche Regelung der Nieder-
lassungsfreiheit im Verkehr zwischen den Gemeinschaften und dritten Staaten.

8) Über die Vorteile des gemeinsamen Marktes vgl. Drucksache Nr. 5266 Jahrgang
1956/57 der französichen AssembMe Nationale (Rapport fait par MM. S a v a r y et

J u 1 y), S. 23 ff.

9) Vgl. z. B. Art. 85 EWG-Vertrag: Mit dem gemeinsamen Markt unvereinbar
(sind wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen). Ahnlich Art. 92, a. a. 0.
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wenig. wird auf diejenigen Probleme. eingegangen, die sich aus der geplanten
Ergänzung der EWG durch eine die Mitgliedstaaten der Organisation für

europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) umfassende Frei-
handelszone ergeben.

3. Zunächst ist das Verhältnis. der drei Vertragswerke zueinander zu

untersuchen. In Art. 232 des EWG-Vertrages ist vorgesehen, daß die Be-

stiMmungen dieses Vertrages diejenigen des EGKS-Vertrages nicht ändern

(Abs. 1) und diejenigen des EAG-Vertrages nicht beeinträchtigen (Abs. 2).
Beide Absätze bedürfen einer Erläuterung.

Auch ohne eine positive Regelung Würde sich ein Vorrang zahlreicher

Bestimmungen des EGKS-Vertrages und des EAG-Vertrages gegenüber
dem EWG-Vertrag ergeben. jene Verträge regeln begrenzte Teilbereiche
der wirtschaftlichen Betätigung, während i dieser die gesamte Wirtschaft der

Mitgliedstaaten erfaßt. Vorschriften des EGKS-Vertrages und des EAG-

Vertrages sind daher in der Regel als leges speciales gegenlüber dem EWG-
Vertrag anzusehen. Indessen können doch Zweifel entstehen, ob nicht im
Verhältnis einiger Bestimmungen des EWG- und. des. EGKS-Vertrages zu-

einander der Grundsatz lex postertor derogat legi anteriori Anwendung
finden müßte, da die im EWG-Vertrag gefundenenLösungen teilweise von

den Grundsätzen des EGKS-Vertrages abweichen, ohne daß diese Unter-

schiede durch die, besondere Lage der Kohle- und Stahlindustrie eindeutig
begründet wären&quot;). In Zukunft wird sich daher. das Problem einer An-

passung der beiden Vertragswerke aneinander ergeben. Zunächst ist aber
der EGKS-Vertrag in allen seinen Teilen unverändert anzuwenden. Diesen
Grundsatz spricht Art. 232 Abs. 1 EWG-Vertrag aus.

Obwohl der. EAG-Vertrag keine ausdrückliche Bestimmung über sein
Verhältnis zum EGKS-Vertrag enthält, wird man annehmen können, daß
insoweit die gleiche Regel gilt. EWG- und_ EAG-Vertrag. bilden ein einheit
liches&apos;, von ein und derselben Regierungskonferenz geschaffenes und am

selben Tage unterzeichnetes Vertragswerk. wird daher allgemeine
Grundsätze des einen Vertrages zur Interpretation der Bestimmungen des
andern heranziehen können, soweit der andere Vertrag keine ausdrück-
lichen abweichenden Regelungen enthält oder aus dem ihm:zugrunde liegen-
den Zweck etwas anderes zu folgern ist. Nichts deutet darauf hin, daß die

Vertragschließenden den EGKS-Vert.rag durch den EAG-Vertrag, haben
ändern wollen, so daß die Regel desArt. 232 Abs. 1 EWG-Vertrag sinn-.

10) Das gilt z. B. für die Bestimmungen über wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen
(Art. 85 ff. EWG-Vertrag, und 65 f. EGKS-Vertrag) und über Transportfragen (Art.. 74 ff.

EWG-Vertrag und 70 EGKS-Vertrag)..
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gemäß auch auf das Verhältnis von EAG- zu EGKS-Vertrag anzuwenden
ist.

Abweichend von der Bestimmung des Abs. 1 schreibt Art. 232 Abs. 2

EWG-Vertrag vor, daß dieser Vertrag die Vorschriften des. EAG-Vertrages
nicht beeinträchtige (deröge). Der Grund für die unterschiedliche Fassung
der beiden Absätze ist einleuchtend. Die&apos;Vertragschließenden sahen EAG-
und EWG-Vertrag als: eine in sich wider&apos;spruchsfreie Einheit an. Eine An-

derung des einen Vertrages durch den anderen Vertrag kam daher nach
ihrer Vorstellung gar nicht in Betracht. Um aber den Charakter des EAG-

Vertrages als der spezielleren Regelung eindeutig zum Ausdruck zu bringen,
bestimmten sie, daß auch eine Beeinträchtigung des EAG-Vertrages durch
den EWG-Vertrag ausgeschlossen sein soll. Der Vorrang des EAG-Ver-

trages gegenüber dem EWG-Vertrag ist demnach noch stärker als der-

jenige des EGKS-Vertrages.

11. Der zeitliche, räumliche und sachliche Geltungsbereich
der drei Vertragswerke

1. EWG- und EAG-Vertrag sind auf unbegrenzte Zeit geschlossen 11),
während der EGKS-Vertrag auf 50 Jahre befristet ist. Es stellt sich daher
die Frage, welche Rechtslage eintritt, wenn der EGKS-Vertrag ersatzlos

wegfallen sollte, d. h. wenn er nach Ablauf seiner Geltungsdauer nicht ver-

längert oder durch eine andere Regelung ersetzt werden sollte. In diesem
Falle würde Art. 232 (1), des EWG-Vertrages gegenstandslos werden. Ein

EGKS-Vertrag, der gegenüber dein EWG-Vertrag den Vorrang hätte, be-
stände nicht mehr, und der EWG-Vertragwürde in vollen-, Umfang auch
auf den Bereich der Kohle- und Stahlindustrie anwendbar sein.

Für das hier untersuchte Gebiet bedeutet das: Abgaben und mengen-
mäßige Beschränkungen im Verkehr mit Kohle und Stahl, die nach dem
EGKS-Vertrag beseitigt worden sind, dürfen auch nach dem Ablauf dieses

Vertrages nicht wieder eingeführt werden, denn ihre Wiedereinführung
würde dem nunmehr geltenden Verbot des Art. 12 EWG-Vertrag wider-

sprecheri, Im Verkehr mit dritten Staaten müssen die Mitgliedstaaten einen
einheitlichen Zolltarif für Kohle und Stahl nach den Regeln des EWG-

Vertrages bilden. Die Organe der EWG üben handelspolitische Befugnisse
auch für den Bereich von Kohle und Stahl nach den Regeln des EWG-

Vertrages aus.

11) jedoch sind einige der dk Assoziierung der überseeischen Länder und Hoheits-
gebiete betreffenden Bestimmungen des EWG-Vertrages auf fünf Jahre befristet. Vgl.
unten 11 1 c.
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Hinsichtlich ihres räumlichen Geltungsbereichs weichen die Verträge er-

lieblich voneinander ab.

a) Alle drei Verträge gelten zunächst in den europäischen Gebieten der

Mitgliedstaaten und in denjenigen europäischen Gebieten, deren auswärtige
Beziehungen von Mitgliedstaaten wahrgenommen werden &quot;). Der EGKS-

Vertrag gilt nicht in Berlin. Indessen wirkt sich diese Tatsache auf dem

hier untersuchten Gebiet des gemeinsamen Marktes nicht aus, da für&apos;den

Verkehr mit Kohle und Stahl auf Grund innerdeutscher Bestimmungen in

Berlin dieselben Regeln wie im: übrigen Bundesgebiet gelten. Im EWG-

und EAG-Vertrag hat sich die Bundesrepublik Deutschland vorbehalten,
bei der Hinterlegung der Ratifikationsurkunden zu erklären, daß beide

Verträge auch in Berlin gelten 13).
b) Eine wichtige Abweichung besteht hinsichtlich Algeriens und der

überseeischen Departements der Französischen Republik. Im einzelnen

handelt es sich dabei um folgende Gebiete:

Nordalgerien, Südalgerien, Martinique, Reunion, Guadeloupe und

Guayana.
Der EGKS-Vertrag gilt in diesen Gebieten nicht..Zwar haben sich die

sechs Staaten &apos;in Art. 79 EGKS-Vertrag verpflichtet, ihren Partnerstaaten
in allen ihrer Herrschaftsgewalt unterstehenden Gebieten im Bereich von

Kohle und Stahl die gleichen Vergünstigungen. einzuräumen, die sie selbst

genießen, doch enthält der EGKS-Vertrag keinen Termin für die Erfüllung
dieser Verpflichtung. Nunmehr bestimmt ein Protokoll zum EWG-Vertrag,
daß die Frage, einer Ausdehnung des EGKS-Vertrages auf Algerien und
die überseeischen Departements so bald wie möglich geregelt werden soll &quot;).

Der EWG-Vertrag gilt in Algerien. und den überseeischen Departements
mit Einschränkungen &quot;). Für den hier untersuchten Bereich ist von Bedeu-

tung, daß die wichtigsten Bestimmungen. über die Errichtung des gemein-
samen Marktes, nämlich alle Vorschriften über die Beseitigung der Zölle

und mengenmäßigen Beschränkungen innerhalb der Gemeinschaft und über

den gemeinsamen Zolltarif gegenüber dritten Staaten, sofort in Kraft tre-

ten &quot;). Hinsichtlich anderer Bestimmungen, darunter auch derjenigen über

12 Art. 79 EGKS-Vertrag, Art. 227 EWG-Vertrag, Art. 198 EAG-Vertrag. Zu den

europäischen Gebieten, deren auswärtige Beziehungen von Mitgliedstaaten wahrgenommen
werden, gehören nach der in der Bundestagsdrucksache 3440 vom 4. 5. 1957 (Anl. C, S. 195)
vertretenen Ansicht Monaco und San Marino.

13) Erklärung vom 25. 3. 1957 BGBl. 1957 11, S. 764.

14) Protokoll L 8, BGBl. 1957 11, S. 994.

15) Art. 227 EWG-Vertrag.
16) Art. 227 spricht von den Bestimmungen über den freien Warenverkehr. Dazu

gehört nach der Terminologie des EWG-Vertrages auch die Errichtung des gemeinsamen
Zolltarifs. Vgl. die 10berschrift des zweiten Teiles, Titel I des Vertrages.
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die gemeinsame Handelspolitik, entscheiden die Organe der Gemeinschaft
binnen zwei Jahren, unter welchen Bedingungen sie in Algerien und den
überseeischen Departements anzuwenden sind. Bis zu dieser Entscheidung
gelten sie dortnicht.

Der EAG-Vertrag gilt in Algerien und den überseeischen Departements
uneingeschränkt.

c) Erhebliche Unterchiede bestehen weiter hinsichtlich einer dritten

Gruppe von Gebieten, den sogenannten überseeischen Ländern und Ho-

heitsgebieten (im folgenden Länder und Hoheitsgebiete genannt). Unter
diesen Begriff sind insgesamt 26 Gebiete zusammengefaßt, die in,&apos;einem.
Anhang zum EWG-Vertrag aufgeführt sind &quot;). Es handelt sich um außer-

europäische Gebiete, die unter &apos;der Oberhoheit oder Treuhandschaft der

Mitgliedstaaten stehen, darunter:

Französisch West- und Aquatorialafrika, Madagaskar, Französisch So-

maliland, die autonome Republik Togo, das unter französischer Ve.r-
waltung stehende Treuhandgebiet Kamerun, Belgisch-Kongo, Ruanda-

Urundi, das unter italienischer Verwaltung stehende Treuhandgebiet
Somaliland, Niederländisch-Neuguinea.

In diesen Gebieten gilt der EGKS-Vertrag nicht &quot;), der EAG-Vertrag gilt
uneingeschränkt. Im EWG-Vertrag sind Sonderregeln aufgestellt, die teils
unbefristet sind, teils jedoch nur für einen ersten Zeitraum von fünf Jahren
gelten.

d) Im Hinblick auf die Verschiedenheit des räumlichen Geltungsbereichs
der Verträge erhebt sich die Frage, ob die Regeln des EWG-Vertrages in

dem außereuropäischen Geltungsbereich dieses Vertrages auch für diejenigen
Erzeugnisse gelten, die innerhalb des europäischen Bereichs der EGKS, ent-

stehen, also auch für Kohle und Stahl. Die Frage ist nicht ausdrücklich
geregelt. Art. 232 des EWG-Vertrages gibt auf sie keine Antwort. Er ver-

bietet eine Anderung des EGKS-Vertrages; aber die Anwendung des EWG-
Vertrages in einem Bereich, in dem der EGKS-Vertrag nicht gilt, kann
nicht in allen Fällen als Anderung des letzteren Vertrages angesehen
werden.

Auch das dem EWG-Vertrag beigefügte Sonderprotokoll &quot;) nötigt nicht
zu der Schlußfolgerung, daß die Bestimmungen des EWG-Vertrages auf
Kohle und Stahl generell unanwendbar seien. Zwar bringen die Vertrag-

17 Anhang IV EWG-Vertrag.
111) Doch besteht auch hinsichtlich dieser Gebiete nach Art. 79 EGKS-Vertrag die Ver-

pflichtung der Mutterländer, den anderen Mitgliedstaaten die Vergünstigungen einzu-
räumen, die sie selbst genießen.

19) Oben Anm. 14.
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schließenden in dem Protokoll zum Aus-druck, daß das Problem bestehe,
welche Regelung für Kohle und Stahl, in. Algerien und den überseeischen

Departements zu treffen sei, und sie drücken ihren Wunsch aus, eine

geeignete Lösung im Einklang mit den Grundsätzen beider Verträge zu

finden. Indessen folgt daraus nicht, daß Kohle und Stahl in Algerien und
den überseeischen Departements und in den Ländern und Hoheitsgebieten
dem EWG-Vertrag nicht unterliegen, bis eine solche Lösung gefunden ist.

Man wird vielmehr an Hand jeder in Betracht kommenden Regel. des

EWG-Vertrages im einzelnen prüfen müssen, ob sie nach ihrem Sinn und
Zweck im außereuropäischen Raum auch auf Kohle und Stahl angewandt
werden kann. Hier ist die Frage nur im. Hinblick auf die Bestimmungen
über den gemeinsamen Markt zu beantworten. Zunächst ist eindeutig, daß

sich die Regeln des EWG-Vertrages über,den gemei,nsamen Außenzolltarif
nicht auf die der EGKS unterstehenden Erzeugnisse beziehen. Wo immer

die Möglichkeit besteht, daß die der EGKS unterstehenden Erzeugnisse von
einer Regel über den gemeinsamen Außentarif berührt werden könnten,
sind sie ausdrücklich ausgenommen &quot;). Daher tangiert der EWG-Vertrag
auch in denjenigen außereuropäischen Gebieten, für die der gemeinsame
Außenzoll gilt, d. h. in Algerien und den überseeischen Departements &quot;),
den dortigen Außenzoll für Kohle und Stahl nicht.

Daraus wird man weiter folgern müssen, daß auch die übrigen Bestim-

mungen des EWG-Vertrages über die Handelspolitik, wenn in Algerien
und den überseeischen Departements eingeführt, werden sollten, für Kohle

und Stahl nicht gelten würden, denn sie können. von den Bestimmungen
über den gemeinsamen Außentarif nicht getrennt werden.

Aber auch die Erstreckung der EWG-Regeln über den Abbau der inneren

Handelshemmnisse auf den Kohle- und Stahlverkehr zwischen dem euro-

paischen und dem außereuropäischen Beieich erscheint nicht zulässig. Würde
man die Verpflichtung der Mitgliedstaaten zum Abbau der Zölle und

Handelsschranken auch auf diesen Teil des Warenverkehrs beziehen, so

würde darin--materiell eine Anderung des EGKS-Vertrages, der eing solche

Verpflichtung auf Grund der in ihm vorgenommenen räumlichen Begren-
zung seines Geltungsbereichs ausschließt, und somit ein Verstoß gegen
Art. 232 EWG-Vertrag liegen.

3. In sachlicher Hhasicht unterscheiden sich die Regeln der drei Vertrags-

20) Vgl. im Anhang I zum EWG-Vertrag Liste B Position 2601, Liste C Positionen

7307, 7310, 7311, 7312,1313, 7315.

21) In den Ländern und Hoheitsgebieten gilt der gemeinsame Zolltarif ohnehin nicht,
vgl. unten IV A 4.
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werke über die Errichtung des gemeinsamen Marktes dadurch, daß sie sich

auf verschiedene Warengattungen beziehen.

a) Die Bestimmungen des EGKS-Vertrages gelten für Kohle und

Stahl in dem weiten Sinne, in dem der Vertrag diese Begriffe gebraucht 22),
Unter anderem gehören dazu:

Steinkohle, Koks (mit Ausnahmen), Rohbraunkohle, Eisenerz (mit Aus-

nahmen), Schrott, Roheisen, Stahl einschl. Edelstahl, gewisse Erzeugnisse
aus Eisen und Stahl wie Schienen, Schwellen, Walzdraht, Bleche u. a.

Die Liste kann durch einen einstimmigen Beschluß des Rats ergänzt,
also nicht reduziert werden. Dabei ist der Rat an die Zweckbestimmung
des EGKS-Vertrages, einen gemeinsamen Markt der Kohle- und Stahl-

industrie zu begründen, gebunden. Die Einbeziehung des Erdöls oder von

Erzeugnissen der weiterverarbeitenden Industrien würde eine Anderung
des EGKS-Vertrages erfordern und nicht im Wege einer Ergänzung der

Liste möglich sein.

b) Die besonderen Regeln des EAG-Vertrages über die Errichtung des

gemeinsamen Marktes beziehen sich teils auf Erze, Ausgangsstoffe -oder

besondere spaltbare Stoffe, teils auf etwa hundert Erzeugnisse, die in

drei dem Vertrag beigefügten Listen (A&apos;, A, B) aufgezählt sind.

Unter Erzen versteht der EAG-Vertrag alle Erze, die mit mittleren

Konzentrierungen Stoffe enthalten, aus denen Ausgangsstoffe gewonnen
werden. Den Grad der Konzentrierung bestimmt der Rat auf Vorschlag
der Kommission.

Ausgangsstoffe sind natürliches Uran, sogenanntes abgereichertes
Uran &quot;), Thorium und Legierungen oder Verbindungen von Uran und

Thorium. Besondere spaltbare Stoffe sind Plutonium 239, Uran 233, mit

Uran 235 oder 233 angereichertes Uran und sonstige Erzeugnisse, in denen
eines dieser Isotope enthalten ist &apos;). In den Listen A&apos;, A&apos; und B &quot;) sind in

Gruppen zusammengefaßt Waren und Stoffe aufgeführt, die bei der Ge-

winnung von Atomenergie durch Kernspaltung benötigt werden. Liste A&apos;
enthält die wichtigsten Erze, Ausgangsstoffe und besonderen spaltbaren
Stoffe. Liste A2 umfaßt Stoffe und Geräte, die ausschließlich oder ganz

überwiegend zur Gewinnung, Bearbeitung, Nutzung, Erforschung, Beför-

derung oder Verpackung radioaktiver Stoffe bestimmt sind 21 Liste B ent-

hält Stoffe undY die nidit nur bei der Gewinnung von Kernenergie

22 Art. 81 in Verbindung mit Anlage I-III EGKS-Vertrag.
23) Das ist Uran, dessen Gehalt an Uran 235 unter dem normalen Gehalt liegt.
24 Art. 197 EAG-Vertrag.
25) Anhang IV zum EAG-Vertrag.
26) Wie Deuterium, Kernreaktoren, ferngesteuerte mechanische Greifer, Geräte für die

Trennung bestrahlter Brennstoffe, künstliche radioaktive Isotope.
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Verwendung finden, sondern auch für andere Zwecke benötigt werden &quot;).
Der Katalog der besonderen spaltbaren Stoffe kann vom Rat auf Vor-

schlag der Kommission ergänzt werden. Die Listen A&apos;,&apos;A&apos; und B können
in gleicher Weise geändert, also nicht nur ergänzt, sondern auch verkürzt
werden. Der Rat entscheidet mit Zweidrittelmehrheit &quot;). Seine Kompetenz
ist begrenzt durch die allgemeine Zweckbestimmung des EAG-Vertrages;
er darf nur Stoffe einbeziehen., die mit der Gewinnung der Kernenergie
durch Atomspaltung in Zusammenhang stehen. Weiter wird man annehmen

müssen&apos;, daß die Befugnis des Rates zur Ergänzung jeder Liste durch den

allgemeinen Charakter der Liste begrenzt ist. So dürfen auf die Liste A&apos;

nur solche Stoffe, gesetzt werden, aus denen Kernenergie gewonnen wird,
sowie deren Ausgangsstoffe, Verbindungen und Legierungen &quot;), und auf
die Liste A&apos; nur solche, die ausschließlich oder ganz überwiegend bei der
Gewinnung, Bearbeitung, Nutzung, Erforschung, Beförderung und Ver-

packung von radioaktiven Stoffen Verwendung finden, während in die
Liste B Zubehörstoffe im weiteren Sinne- aufgenommen werden können.

c) Die Regeln des EWG-Vertrages über die Errichtung des gemeinsamen
Marktes beziehen sich auf den gesamten also auf alle
Waren, soweit nicht EAG- und EGKS-Vertrag Sonderregelungen treffen &quot;).

III. Beseitigung der Hemmnisse des inneren Warenverkehrs

Zunächst soll untersucht werden, welche Regelungen die drei Verträge
im Hinblick, auf die Freiheit des Warenverkehrs innerhalb der Gemein-
schaften treffen. Dabei handelt es sich im wesentlichen um die Beseitigung
der Einfuhr- und Ausfuhrzölle und der Abgaben gleicher Wirkung sowie

um die Beseitigung der mengenmäßigen. Beschränkungen der Einfuhr und
Ausfuhr. Ergänzt werden diese Regeln durch die Verpflichtung der Mit-

gliedstaaten, die aus der Befreiung des Warenverkehrs resultierenden De-

visengeschäfte zu genehmigen &apos;).

27) Wie Wismut, Lithium, Kalzium, Magnesium, hitzebeständige Steine aus Beryllium-
oxyd, Pumpen für Metalle in flüssigem Zustand, Geigerzählrohre, Elektroskope, Zyklo-
trone.

28 Dabei haben Deutschland, Frankreich, Italien je 4, Belgien und die Niederlande
je 2, Luxemburg 1 Stimme. Die Mehrheit kommt zustande, wenn sich 12 Stimmen für den
Vorschlag der Kommission aussprechen. Will der Rat den Vorschlag der Kommission
ändern, so ist Einstimmigkeit erforderlich. Art. 118, 119 EAG-Vertrag.

29) Vgl. Bundestagsdrucksache 3440 Anl. C, S. 188.
30) Art. 9 EWG-Vertrag.
31) Art. 106 EWG-mVertrag, Art. 100 EAG-Vertra&amp; Der EGKS-Vertrag schreibt ganz

allgemein vor,-daß die Mitgliedstaaten alle geeigneten Vorschriften zu erlassen haben,
um die internationalen Regelungen für den Austausch von Kohle und Stahl innerhalb des
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A. Der EGKS-Vertrag

Der EGKS-Vertrag enthält eine summarische Bestimmung über die,Be-

seitigung der inneren Handelshemmnisse für Kohle und Stahl. Sie lautet&quot;):
Als unvereinbar mit dem gemeinsamen Markt für Kohle und Stahl werden

innerhalb dieser Gemeinschaft gemäß den Bestimmungen dieses Vertrages auf-

gehoben und untersagt:
a) Einfuhr- und Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung sowie mengen-

mäßige Beschränkungen des Warenverkehrs

Aus der Zweckbestimmung des Art. 4, alle Hemmnisse des inneren Waren-

verkehrs zu beseitigen, wird man in übereinstimmung mit der Hohen Be

hörde &quot;) folgern müssen, daß auch administrative Erschwerungen des

Warenverkehrs, wie Vorschriften über Ein- und Ausfuhrlizenzen, im Ver-

kehr zwischen den Mitgliedstaaten aufzuheben sind &quot;).
Art. 4 des EGKS-Vertrages gilt für Kohle und Stahl, soweit sie sich im

freien Verkehr eines Mitgliedstaates befinden, d. h. entweder im Gebiet

dieses Mitgliedlandes erzeugt oder aus einem dritten Staat ordnungsgemäß
und unter Entrichtung des im Einfuhrland geltenden Zolles eingeführt
sind &quot;).

Ganz so abrupt, wie es nach dein Wortlaut des Art. 4 scheinen könnte,
werden jedoch die inneren Handelshemmnisse des Kohle- und Stahl-

verkehrs nicht beseitigt. Vielmehr brauchen sie erst nach und nach für die

verschiedenen dem EGKS-Vertrag unterstehenden Erzeugnisse abgeschafft
zu werden. Außerdem sind. während einer auf fünf Jahre und in einzelnen

Fällen auf sieben Jahre bemessenen übergangsperiode Ausnahmen zu-

gelassen.
lm einzelnen unterscheidet der Vertrag zwischen drei Warenkategorien:

1. Kohle, Eisenerz und Schrott, 2. Stahl, 3. Edel-stahl.
Für Kohle, Eisenerz und Schrott waren alle Handelshemmnisse zu be-

seitigen, sobald die Hohe Behörde die Einsetzung eines zum Schutze un-

gemeinsamen Marktes sicherzustellen (Art. 86 Abs. 3). Demgemäß haben die Mitglied-
staaten ein Abkommen geschlossen, wodurch sie verpflichtet sind, bei Kohle und Stahl-
käufen in anderen Ländern der Gemeinschag die erforderlichen Devisen auf Antrag auto-

matisch zur Verfügung zu stellen. Hohe Behörde, [Erster] Gesamtbericht über die

Tätigkeit der Gemeinschaft (10. 8. 1952-12. 4. 1953), S. 44.

32) Art. 4 EGKS-Vertrag.
33 Hohe Behörde, 2. Gesamtbericht vom 11. 4. 1954, S. 110 f. und 3. Gesamtbericht

vom 10. 4. 1955, S. 111 f.

34) Über die Frage, inwieweit auch Verwaltungsabgaben zu beseitigen sind, vgl. Daniel

V i g n e s La Communaut6 Europ6enne du Charbon et de l&apos;Acier, Paris 1956, S. 105 und
Hohe Behörde, 3. Gesamtbericht vom 10. 4. 1955, S. 113.

35) Vgl. Hohe Behörde, 4. Gesamtbericht vom 8. 4. 1956, S. 137 f. Während der Über-

gangszeit erfährt die Freiverkehrsregel einige Ausnahmen. Dazu vgl. unten IV C 3.
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rentabler Kohlengruben in Italien und Belgien vorgesehenen Ausgleichs-
mechanismus bekannt gegeben hatte&quot;). Die Hohe Behörde bestimmte als
den Tag, an dem diese Voraussetzung erfüllt war, den 10. Februar 1953&quot;).
Damit begann zugleich die fünf- bis siebenjährige übergangszeit zu laufen.
Für&apos;Stahl sollten alle Hemmnissezwei Monate später und für Edelstahl
ein Jahr nach dem für Stahl maßgebenden Zeitpunkt beseitigt werden. Der
Rat konnte. jedoch die Fristen verlängern 38) Tatsächlich ist der gemein-
same Markt für Stahl am 1. Mai 1953 und für Edelstahl am 1. August 1954

in Kraft getreten &quot;).
Die Ausnahmen, die der EGKS-Vertrag gegenüber dem Grundsatz der

Beseitigung aller Handelshemmnisse zuläßt, sind teils allgemeiner Art, teils
beziehen sie sich auf einzelne Länder. Eine allgemeine Annahme gilt für
den Austausch von Stahl zwischen den Mitgliedstaaten. Um Erschütte-

rungen in der stahlerzeugenden Industrie zu verhindern, kann die Hohe
Behörde den Austausch von Stahl von einem Gebiet in ein anderes, Gebiet
während einer höchstens siebenjährigen Übergangszeit begrenzen &quot;). Die

Vorschrift, die sich nach ihrem Wortlaut auch auf den Austausch von Stahl
zwischen Gebieten desselben Staates bezieht, hat praktische Bedeutung nur

für Lieferungen zwischen den Mitgliedstaaten &quot;).
Eine weitere allgemeine Ausnahme ist für den Fall vorgesehen, daß die

angestrebte Harmonisierung der Außenzölle der GemeinschaftsStaaten nicht
zustande koMnit 42). In diesem Falle können Mitgliedstaaten, deren Zölle
überhöht sind, ermächtigt werden, auf ihre indirekten Einfuhren, d. h. auf

36) §§ 8, 9 des Abkommens über die Übergangsbestimmungen (üA); vgl. dazu die Be-

kanntmachung des Bundesministers für Wirtschaft vom 10. 2. 1953 über die Errichtung
des gemeinsamen Marktes für Kohle, Erz und Schrott innerhalb der zu der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl gehörenden Mitgliedstaaten. Bundesanzeiger Nr. 36
vom 21. 2. 1953. Die Bekanntmachung stellte fest, daß Kohle, Erz und Schrott in der
Bundesrepublik weder Einfuhr- noch Ausführzöllen unterlagen. Sie beschränkte sich daher
darauf vorzuschreiben, daß Anträge auf Einfuhr von Kohle, Erz und Schrott ohne
mengenmäßige Beschränkungen sowie automatischund unverzüglich zu genehmigen seien.
Außerdem enthielt sie Bestimmungen über die Ausfuhr (Ziffer 2-4). Ober die in den
anderen Mitgliedstaaten ergriffenen Maßnahmen vgl. Hohe Behörde, [1.] Gesamtbericht
1953, S. 55-57, V i g n e s, a. a. 0., S. 104 f.

37) Schreiben vom 7. 2.1953, Amtsblatt der EGKS 1953, S. 5. Für Schrott wurde eine
besondere übergangsperiode bis zum 15. 3.1953 vorgesehen. Hohe Behörde, [1.1 Gesamt-
bericht 1953, S. 87.

38) § 8 CA und Anlage III zum EGKS-Vertrag.
39) Beschlüsse des Rates vom 6. 3. 1953- (Amtsblatt 1953, S. 92), 10. 4. 1954 (Amtsblatt

1954, S. 3 11) und 24. 6. 1954 (Amtsblatt 1954, S. 427).
&apos;40) § 29 (1) a und (3) CA.
41) So richtig Paul R e u t e r, La Communaut6 Europ6enne du Charbon et de l&apos;Acier,

Paris 1953, S. 299.

42) Siehe dazu unten IV C 3.
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Einfuhren aus dritten Staaten durch das Gebiet eines anderen Mitglied-
staates, eine Sonderabgabe zu erheben. Die Ermächtigung kann höchstens

bis zum Ablauf des siebenten Jahres nach Errichtung des gemeinsamen
Marktes für Kohle&quot; Erz und Schrott erteilt werden &quot;).

Die speziellen Ausnahmen beziehen sich auf Kohleeinfuhren nach Bel-

gien und Frankreich und auf Kohle- und Eiseneinfuhren nach Italien. Im

Hinblick auf die besondere Lage der belgischen Kohlengruben ist Belgien
berechtigt, bis. zum Ende der fünfjArigen übergangszeit den belgischen
Kohlemarkt vom gemeinsamen Markt getrennt zu halten. Die Hohe Be-

hörde kann die Frist zweimal mit Zustimmung des Rates um ein Jahr, also

längstens bis zum 10. Februar 1960 verlängern &quot;). Bisher hat die belgische
Regierung von der ihr eingeräumten Ermächtigung keinen Gebrauch ge-
macht &quot;).

Zugunsten Frankreichs ist die Erhebung einer Sonderumlage auf die

Kohleproduktion der anderen Mitgliedstaaten während der übergangszeit
vorgesehen. Voraussetzung für eine solche Maßnahme ist eine erhebliche

(eine Million Tonnen jährlich übersteigende) Verlagerung der Kohleproduk-
tion von Frankreich auf andere Mitgliedstaaten. Die Umlage wird aus-

schließlich bei denjenigen Produzenten in den anderen Mitgliedstaaten
erhoben, deren Kohlelieferungen nach Frankreich als Folge der Produk-

tionsverlagerung angestiegen sind. Die Höhe der Umlage entspricht dem

Zuwachs der Lieferungen &quot;). Die Umlage stellt daher ihrer Substanz nach
eine Einfuhrabgabe für Lieferungen nach Frankreich dar und ist insoweit
als eine Ausnahme gegenüber dem Grundsatz des Art. 4 a EGKS-Vertrag
anzusehen &quot;).

Schließlich ist die italienische Regierung berechtigt, mit Zustimmung der
Hohen Behörde degressive Zölle auf die Einfuhr von Koks und von Er-

zeugnissen der Eisenindustrie zu erheben. Die Zölle müssen am Ende der

fünfjährigen übergangszeit, also bis zum 10. Februar 1958 beseitigt sein&quot;).
Nach Ablauf der übergangszeit ist die Wiedereinführung von Handels-

hemmnissen für den Verkehr mit Kohle und Stahl zwischen den Mitglied-
staaten nur in einem einzigen Fall vorgesehen. Wenn ein Staat seine Ver-

U) S 15 Abs. 6 in Verbindung mit S 29 Ziff. 3 üA.
&apos;&quot;) S 26 (3) und (4) CA.
4r,) Vgl. R e u t e r, a. a. 0., S. 392.

46)Wegen der Einzelheiten der Berechnung vgl. S 28 Ziffer 1 üA.
47) So mit Recht Groupe d&apos;Etude de lInstitut des Relations Internationales de Bruxelles,

La Communaut6 Europ6enne du Charbon et de l&apos;Acier, Paris 1953, S. 211.

48) S 27 (2), S 30 (1) ÜA. über die tatsächliche Entwicklung der italienischen Zollsätze
vgl. Hohe Behörde, 4. Gesamtbericht vom 8. 4. 1956, S. 102 ff. und 5. Gesamtbericht vom
13. 4. 1957, S. 175 ff.
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pflichtungen aus dem Vertrag nicht erfüllt, kann die Hohe Behörde mit

Zustimmung des Rates andere Mitgliedstaaten ermächtigen, in Abweichung
von Art. 4 Maßnahmen zu ergreifen, um die Wirkungen der -festgestellten
Verletzung auszugleichen &quot;). Zuvor muß ein formelles Verfahren zur

Feststellung der Vertragsverletzung durchgeführt sein. Von diesem Fall

abgesehen, gestattet der EGKS-Vertrag keinem der Mitgliedstaaten, zum

Schutze seiner Montanproduktion Handelshemmnisse wieder einzuführen.
Die Befreiung des Warenverkehrs ist endgültig.

B. Der EAG-Vertrag

1. Der EAG-Vertrag beseitigt für die ihm unterstellten Erzeugnisse die
Hemmnisse des internen Warenverkehrs in einer noch summarischeren
Weise und innerhalb noch kürzerer Fristen als der EGKS-Vertrag. Das

war möglich, weil auf die in Betracht kommenden Waren im Zeitpunkt
des Vertragschlusses Zölle durchweg nicht erhoben und mengenmäßige Be-

schränkungen nicht angewandt wurden, oder weil, soweit dies doch geschah,
ihre Beseitigung ohne nennenswerte Einbußen möglich erschien &quot;). Dem-
gemäß konnte der EAG-Vertrag vorsehen, daß die Mitgliedstaaten binnen
eines Jahres alle Einfu9- und Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wir-

kung und alle mengenmäßigen Beschränkungen der Ein- und Ausfuhr zu

beseitigen haben &quot;). Die Bestimmung bezieht sich auf die Erzeugnisse der
Listen A&apos; und A&apos; und auf Erzeugnisse der Liste B, soweit sie für Zwecke
der Kernenergie bestimmt sind, und soweit für, sie ein gemeinsamer Außen-
zolltarif gegenüber dritten Ländern gilt &quot;). Abweichend von der in Art. 93

EAG-Vertrag aufgestellten Grundregel können im außereuropäischen Gel-

tungsbereich des EAG-Vertrages jedoch auch in Zukunft Zölle und Abgaben
erhoben werden, soweit sie ausschließlich fiskalischen Charakter haben, nur

müssen sie dann allen Mitgliedstaaten gegenüber einheitlich angewandt
werden. Der Zweck dieser Vorschrift, die im EWG-Vertrag wiederkehrt,
besteht darin, den überseeischen Gebieten Einnahmequellm zu erhalten,
auf die sie im Hinblick auf ihre soziale Struktur nicht verzichten können.

Der EAG-Vertrag regelt nicht die Frage, ob und unter welchen Voraus-

setzungen Waren,. die in dritten Ländern erzeugt worden sind, den Be-

stimmungen über die Freiheit des Warenverkehrs innerhalb der Gemein-
schaft unterliegen. Wie immer, wenn der EAG-Vertrag Lücken enthält,
wird man zur Beantwortung dieser Frage auf den EWG-Vertrag zurück-

49) Art.,88 EGKS-Vertrag.
50) Vgl. Bundestagsdrucksache Nr. 3440 Anl. C, S. - 187.

51) Art. 93 EAG-Vertrag.
52) Hierüber unten IV B 1.
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greifen müssen &quot;). Danach sind in analoger Anwendung des Art. 10 EWG-

Vertrag als im freienVerkehr befindlich diejenigen Waren anzusehen, die

entweder im Geltungsbereich des EAG-Vertrages erzeugt oder ordnungs-
gemäß und unter Entrichtung der vorgeschriebenen Zölle in diesen Bereich

eingeführt worden sind &quot;).
Die im EAG-Vertrag vorgesehene Beseitigung der inneren Handels-

hemmnisse ist eine endgültige. Ihre Wiedereinführung ist unter keinen
Umständen vorgesehen. Im Hinblick auf den bewußt summarischen und

radikalen Charakter der im EAG-Vertrag getroffenen Regelung wird man
annehmen müssen, daß die zahlreichen Schutzklauseln und Ausnahme-

bestimmungen, die der EWG-Vertrag enthält &quot;), auf die dem EAG-Ver-

trag unterstehenden Erzeugnisse keine Anwendung finden. Der Zweck der

mit dem EAG-Vertrag angestrebten schnellen und vollständigen Befreiung
des Warenverkehrs von allen Handelshemmnissen würde nicht erreicht,
wenn auf dem Umweg über die Schutzklauseln solche Hemmnisse wieder
eingeführt werden könnten.

Zweifelhaft könnte nur sein, ob nicht wenigstens diejenigen Schutz-
klauseln des EWG-Vertrages, die Verkehrsverlagerungen infolge unter-

schiedlicher Gestaltung der Außenzölle oder anderer handelspolitischer
Maßnahmen verhindern sollen &quot;), auch im Bereich des EAG-Vertrages zu-

gelassen werden müssen. Für diese Annahme spricht vor allem die Über-

legung, daß im EAG-Vertrag eine Diskrepanz zwischen dem Geltungs-
bereich der handelspolitischen Bestimmungen und der Vorschriften über die

Beseitigung der Hemmnisse des inneren Warenverkehrs besteht. Während
diese auch im Verhältnis zu den überseeischen Ländern und Hoheitsgebieten
gelten, sind jene, wie noch im einzelnen darzulegen sein wird &quot;), in den
Ländern und Hoheitsgebieten nicht anwendbar. Daraus können sich Unzu-

träglichkeiten ergeben. Es wäre denkbar, daß Waren aus -dritten Ländern,
die im direkten Verkehr nicht oder nur unter Beschränkungen eingeführt
werden können, auf dem Umweg über ein überseeisches Hoheitsgebiet un-

gehindert in die Mitgliedstaaten gelangen. Mindestens in einem solchen
Fall muß die gleiche Schutzbestimmung zur Anwendung kommen, die der

EWG-Vertrag vorsieht. Allerdings ist nicht anzunehmen, daß diese Vor-

schrift in absehbarer Zeit im Bereich der EAG praktische Bedeutung er-

-w) Vgl. dazu oben L

54) Wegen weiterer Einzelheiten vgl. unten III C 1.

55) Vgl. unten III C 4.

56) Es handelt sich besonders um die Schutzklausel der Art. 108 (2) b und 115 EWG-

Vertrag, vgl. unten III C 4 c und g, und im Verhältnis zu den Ländern und Hoheits-
gebieten um die Schutzbestimmung des Art. 134, unten IV A 4.

-57) Vgl. unten IV B.
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langen wird, da der EAG-Vertrag in noch stärkerem Maße als der EWG-

Vertrag eine liberale Außenhandelspolitik zu verwirklichen sucht.
2. Die im EAG-Vertrag vorgesehene Beseitigung der zwischenstaatlichen

Handelshemmnisse hat nicht zur Folge, daß alle Erzeugnisse der Listen A&apos;,
A&apos; und B im Gebiet der Gemeinschaft frei gehandelt werden können. Viel-
mehr enthält der Vertrag für Erze, Ausgangsstoffe und besondere spaltbare
Stoffe Sonderbestimmungen, die den Handel mit ihnen hoheitlicher Ge-

staltung und Kontrolle unterstellen. Diese Bestimmungen finden unter-

schiedslos Anwendung ohne Rücksicht darauf, ob die genannten Erzeug-
nisse innerhalb eines Mitgliedstaates oder von einem Mitgliedstaat zum

anderen veräußert werden. Gemäß Art. 86 EAG-Vertrag sind zunächst alle
im Geltungsbereich des Vertrages erzeugten oder in den Geltungsbereich
eingeführten besonderen spaltbaren Stoffe Eigentum der Gemeinschaft. Aus-

genommen sind nur solche Stoffe, die für Zwecke der Verteidigung in

Sondergeräte eingefügt werden.
Darüber hinaus hat die Gemeinschaft ein Bezugsrecht auf alle im Gel-

tungs des Vertrages &apos;) erzeugten Erze-, Ausgangsstoffe und beson-
deren spaltbaren Stoffe. Die, Erzeuger dieser Stoffe sind verpflichtet, einem

Organ der Gemeinschaft, der nach Art. 52 EAG-Vertrag errichteten Agen-
tur, das Eigentum oder das Nutzungs- und Verbrauchsrecht an den Stoffen
anzubieten. Ausnahmen bestehen zugunsten von verbundenen Unter-
nehmen, zur Sicherstellung des eigenen Bedarfs eines Unternehmers und in

einigen anderen Fällen.&quot;). Dem Bezugsrecht der Gemeinschaft entspricht
ihre Verpflichtung., alle Verbraucher gleichmäßig zu beliefern &quot;). Auf die
Darstellung weiterer Einzelheiter der Versorgungsbestimmungen im EAG-

Vertrag muß hier verzichtet werden, da es sich um einen außerhalb des
Themas liegenden Komplex handelt.

C. Der EWG-Vertrag

1. Allgemeines

Das, Ziel des EWG-Vertrages ist ebenso wie das der beiden anderen

Verträge die völlige Beseitigung der Hemmnisse des inneren Waren-

58) Der in Art. 52 (2)b gewählte Ausdruck im Gebiet der Mitgliedstaaten schließt
auch die der Hoheitsgewalt der Mitgliedstaaten unterstehenden überseeischen Gebiete ein;

gerade im Hinblick auf die großen Erzvorkommen in diesen Gebieten ist das Bezugsrecht
der Gemeinschaft eingeführt worden. Vgl. Regierungsausschuß, *

n der Kon-eingesetzt vo

ferenz von Messina, Bericht der Delegationsleiter an die Außenminister vom 21. 4. 1956

(S p a a k - Bericht), S. 120. Deutlicher auch Art. 62 (1) EAG in den Hoheitsgebieten
der Mitgliedstaaten.

59) Siehe hierzu im einzelnen Art. 52 und 57 ff. EAG-Vertrag.
60) Art. 52 und 60 mit der wichtigen Ausnahniebestimmung des Art. 223 EAG-Vertrag.

http://www.zaoerv.de
© 1957/58 Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Die Errichtung des gemeinsamen Marktes 475

verkehrs. In den Genuß der vorgesehenen Befreiungenkommen diejenigen
Waren, die entweder im Gebiet eines Mitgliedstaates erzeugt oder ord-

nungsgemäß unter Entrichtung der vorgeschriebenen Zölle in einen Mit-

gliedstaat eingeführt worden sind &quot;). Zu den Gebieten eines Mitgliedstaates
im Sinne dieser Vorschrift zählen, auch Algerien und die überseeischen De-

partements Frankreichs &quot;), sowie ferner die Länder und Hoheitsgebiete, die
mit der Gemeinschaft assoziiert sind &quot;).

Die Verpflichtung zum Abbau der Handelshemmnisse bezieht sich nach
dein EWG-Vertrag grundsätzlich auf alle Waren, Rohstoffe wie Fertig-
waren, industrielle wie agrarische Erzeugnisse. Die für die Landwirtschaft
getroffene Sonderregelung &quot;) berührt die Verpflichtung zum Abbau der
Binnenzölle und der mengenmäßigen Beschränkungen für landwirtschaft-
liche Produkte nichti Dagegen gelten die Regeln des EWG-Vertrages nicht
für die dem EAG- und EGKS-Vertrag unterliegenden Erzeugnisse, soweit
diese Verträge für sie Sonderbestimmungen enthalten.

Ebenso wie die beiden anderen Verträge verbietet der EWG-Vertrag
die Einführung neuer Handelshemmnisse oder die Vergrößerung oder Er-

höhung der bestehenden Henunnisse im Verkehr innerhalb der Gemein-

schaft&apos;-&apos;). Im übrigen geht der EWG-Vertrag, was den Abbau der bestehen-
den Handelshemmnisse anlangt, jedoch eigene Wege. Seine Regelung ist im

Vergleich zu derjenigen der beiden anderen Verträge durch größere Ge-

schmeidigkeit, zahlreichere Ausnahmevorschriften und vor allem durch eine

wesentlich längere, übergangszeit gekennzeichnet, in der sich der Abbau
der Hemmnisse allmählich vollzieht. Spätestens am Ende der Übergangs-
zeit müssen aber auch nach dem EWG-Vertrag sämtliche Hemmnisse des
inneren Warenverkehrs beseitigt sein.

Der gemeinsame Markt des EWG-Vertrages wird während einer über-
gangszeit von zwölf, höchstens 15 Jahren in drei Stufen von einer grund-
sätzlich je vierjährigen Dauer schrittweise verwirklicht &quot;). Die erste Stufe
kann unter den sogleich darzulegenden Bedingungen verlängert, die zweite

61) Art. 10 EWG-Vertrag. Die Zölle dürfen grundsätzlich nicht rückvergütet worden
sein. Für solche Erzeugnisse, die in einem Mitgliedstaat unter Verwendung von zollfrei
eingeführten Waren eines dritten Staates hergestellt worden sind, erläßt die Kommission
Durchführungsbestimmungen. Vgl. auch Protokoll L 7, unten Anm. 108.

62) Das folgt aus Art. 227 (2) EWG-Vertrag, wonach die Bestimmungen über den
freien Warenverkehr auch in diesen Gebieten gelten.

63) Das folgt aus Art. 132 Ziffer 1 EWG-Vertrag. Vgl. jedoch die besondere Schutz-
klausel des Art. 134, dazu unten IV A 4.

&quot;) Art. 38-47 EWG-Vertrag. Vgl. dazu G. j. B a 1 k e n s t e i n, Der europäische ge-
meinsame Markt und die Landwirtschaft (Europa-Archiv 1957, S. 9807).

65) Art. 12 und 31 EWG-Vertrag.
6c1) Art. 8 (1) und (6) EWG-Vertrag.

31 Z. ausl. öff. R. u. VR., Bd. 18/3
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und dritte Stufe können durch einstimmige Entscheidungen des Rates auf

Vorschlag der Kommission verlängert oder abgekürzt werden. In keinem

Fall darf jedoch die Höchstdauer der übergangszeit von 15 Jahren über-
schritten werden. Diese&quot; Bestimmung hat den Vorrang vor allen anderen

die übergangszeit betreffenden Vorschriften des Art. 8.

An besondere Voraussetzungen ist der übergang von der ersten zur

zweiten Stufe geknüpft. Hierzu bedarf es der ausdrücklichen Feststellung,
daß die für die erste Stufe festgelegten Ziele im wesentlichen erreicht und

die übernommenen Verpflichtungen eingehalten worden sind.

Die Feststellun trifft der Rat am Ende des vierten Jahres einstimmig.9
Kommt ein einstimmiger Beschluß nicht zustande, so verlängert, sich die

erste Stufe um ein Jahr, und wenn auch am En&amp; dieses&apos;, Jahres ein ein-

stimmiger Beschluß nicht zustande kommt, um ein weiteres Jahr.Arn Ende

des sechsten Jahres- trifft der Rat die Feststellung mit Zweidrittelmehr-
&apos;

heit &quot;y Die dabei überstimmten Staaten können gegen den Beschluß des

Rates die Entscheidung einer Schiedsstelle anrufen. Das gleiche Recht steht

jedem Mitgliedstaat zu, wenn am Ende des sechsten Jahres die. für die- Fest-

stellung erforderliche Zweidrittelmehrheit im Rat nicht erreicht. wird. Die

Entscheidung der Schiedsstelle muß binnen sechs Monaten nach der letzten

Abstimmung im Rat ergehen. Sie.ist endgültig.
Hier erhebt sich die Frage, welche RechtSlage eintritt, wenn auch bis

zum Ende des siebten Jahres die erforderliche, Feststellung über das Vor-

liegen der Voraussetzungen für den 10bergang in die: zweite Stufe nicht

getroffen sein sollte-, sei es, daß die Schiedsstelle nicht angerufen wurde,
oder daß sie das Vorliegen jener Voraussetzungen verneint hat. Nach einer

in der deutschen Regierungsbegründung und,in dem Bericht des zuständigen,
Ausschusses des, deutschen Bundestages vertretenen Ansicht &quot;) vollzieht sich

der übe.rgang in die, zweite Stufe in diesem Fall automatisch, ,da die Ge-

samtdauer der übergangszeit 15 Jahre nicht überschreiten darf und für die
beiden folgenden Stufen jeweils vier Jahre vorgesehen sind. Die Begrün-
dung ist nicht ganz schlüssig, weil die Dauer der zweiten und dritten Stufe
nicht starr auf vier Jahre begrenzt ist, sondern durch einstimmigen Beschluß
des Rates verändert werden kann.

Würde der Rat am Endedes siebten Jahres einstimmig die zweite und
dritte Stufe oder eine der beiden verkürzen, so würde die erste Stufe um
eine entsprechende Zeit verlängert werden können, ohne daß die Höchst-

67 Art. 8 (3) EWG-Vertra Ober die Wägung der Stin jedes Mitgliedstaates vgl.9
Art. 148 (2) EWG-Vertrag.

611) Bundestagsdrucksache 3440 Anl. C, S. 111; Bericht des Abg. H e 11 w i g, Bundes-

tagsdrucksache 3660, S. 36.
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dauer der übergangszeit von 15 Jahren überschritten würde. Trifft aber
der Rat eine solche Entscheidung nicht, so wird man in.der Tat mit der
Regierungsvorlage und dem Bericht des Ausschusses des deutschen Bundes-
tages annehmen müssen, daß sich der übergang in die zweite Stufe am

Ende des siebten Jahres automatisch vollzieht. In diesem Fall stehen einan-
der gegenüber das Interesse aller Länder daran, daß gegen ihren Willen
die zweite- und dritte Stufe nicht verkürzt wird, und das Interesse, daß die

Voraussetzungen für den Übergang aus der ersten in die zweite Stufe for-
mell festgestellt wird. In diesem Konflikt verdient das erstere Interesse
entschieden den Vorzug. Die allmähliche und schrittweise Herstellung des
gemeinsamen Marktes ist ein tragender Leitgedanke des Vertrages, der
unnötige Erschütterungen im Wirtschaftsleben der Mitgliedstaaten zu ver-

meiden sucht. Nur im allseitigen Einverständnis. sollen daher die im Ver-

trag vorgesehenen Fristen abgekürzt wer-den dürfen. Demgegenüber wiegt
das Interesse an der in Art. 8 (3) EWG-Vertrag vorgeschriebenen formellen
Feststellung, daß die Erfordernisse der ersten Stufe erfüllt sind, nicht so

schwer. Denn die Verpflichtungen, die die Mitgliedstaaten für die erste

Stufe: übernommen&apos;haben, bestehen unabhängig von dieser Feststellung, und
ihre Erfüllung kann notfalls auch auf andere Weise, etwa durch Anrufung
des Gerichtshofes erzwungen werden &quot;).

2. Binnenzölle und Abgaben gleicher Wirkung
Im Gegensatz zum EGKS- und EAG-Vertrag differenziert der EWG-

Vertrag zwischen den einzelnen Hemmnissen des Binnenhandels. Dement-

sprechend ist jedes dieser Hemmnisse gesondert darzustellen.

a) Einjubrzölle und Abgaben gleicherWirkung
Die Einfuhrzölle werden in mehreren Etappen in einem teils linearen,

teils semilinearen Verfahren gesenkt. Als Ausgangszölle, auf die sich die
Senkungen beziehen, gelten die am 1. Januar 1957 tatsächlich angewandten
Zollsätze.

Diese Sätze sind nach einem Jahr, vom Inkrafttreten des Vertrages an

gerechnet, linear um loro zu senken. Nach zweieinhalb und nach vier Jah-
ren sind sie semilinear in der Weise zu senken, daß die Gesamtzollbela-
stung &quot;) der Einfuhren jedes Mitgliedstaates aus den anderen Mitglied-
staaten jeweils um 10,-o gesenkt wird, wobei jede einzelne Position um

mindestens 5 % zu senken ist &quot;).

69) Art. 169, 170 EWG-Vertrag.
7.0) Ohne Finanzzölle, Art. 17 (1) EWG-Vertrag.
71) Eine Ausnahme gilt für hohe Zölle (über 30%), die so lange um je lo% zu senken

sind, als sie 30% überschreiten. Art. 14 (3) EWG-Vertrag.
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Die gleiche semilineare Zollsenkung ist eineinhalb, drei und vier Jahre
nach Beginn der zweiten Stufe durchzuführen. Die Beseitigung der dann

noch verbleibenden Zölle legt der Rat während der dritten Stufe durch

Richtlinien fest. Der Rat kann auch durch einstimmigen Beschluß die Be-

stimmungen über den,Zollabbau ändern.

jeder Mitgliedstaat hat sich außerdem bereit erklärt, seine Zölle schneller

abzubauen, falls seine wirtschaftliche Lage dies gestattet. Unter bestimmten
Voraussetzungen können Mitgliedstaaten mit ihrer Zustimmung zu einem

schnelleren Zollabbau verpflichtet werden, um einem in Zahlungsbilanz-
schwierigkeiten geratenen Mitgliedstaat beizustehen 7).

Eine Sonderregelung gilt für, Finanzzölle &quot;), das sind Zölle, deren aus-

schließlicher Zweck in der Erzielung fiskalischer Einnahmen besteht, die

also insbesondere nicht den Zweck haben, eine inländische Produktion zu

schützen. In der Praxis ist die Abgrenzung oft schwierig. Der Vertrag über-

läßt es daher den Mitgliedstaaten&apos;selbst zu bestimmen, welche ihrer Zölle

als Finanzzölle zu behandeln sind. Die Finanzzölle. werden bei jeder Herab-
setzung der übrigen Zölle um mindestens 10 % Igesenkt. Die Kommission

kann die Mitgliedstaaten unter bestimmten Voraussetzungen jedoch er-

mächtigen, Finanzzölle sechs Jahre lang in unveränderter Höhe beizu-

behalten. In diesem Fall müssen die betreffenden Finanzzölle spätestens.
nach Ablauf der sechs Jahre vollständig abgeschafft werden &quot;). Mineralöl-

zölle kann jeder Mitgliedstaat nach eigenem Ermessen ebenso behandeln,
ohne daß es dazu einer Mitwirkung der Kommission bedarf &quot;).

Einfuhrabgaben mit gleicher Wirkungwie Einfuhrzölle sind im Verkehr

der Mitgliedstaaten ebenso wie die Einfuhrzölle bis zum Ende der über-

gangszeit vollständig zu beseitigen. Die Einzelheiten regelt die Kommission

in Anlehnung an die für Einfuhrzölle geltende Regelung &quot;).

b) Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung

Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung im Verkehr der Mitglied-
staaten untereinander sind spätestens am Ende der ersten Stufe zu besei-

tigen

72) Art. 108 (2) EWG-Vertrag.
73) Art. 17 EWG-Vertrag.
74) Art. 17 (4) EWG-Vertrag.
75) Protokoll über die Mineralöle und einige Mineralölerzeugnisse. Dortselbst auch

nähere Einzelheiten.

76) Art. 13 (2) EWG-Vertrag.
77) Art. 16 EWG-Vertrag. Ausfuhrzölle bestehen u. a. in Deutschland für Stroh, Heu

und verschiedene Metallabfälle, in Frankreich für Fischabfälle, Abfälle von Häuten, Fellen

und für Knochen.
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c) Sonderregeln für die Länder und Hoheitsgebiete

Während die im Verkehr der Mitgliedstaaten untereinander geltenden
Bestimmungen uneingeschränkt auch auf den Verkehr der Mitgliedstaaten
mit Algerien und den überseeischen Departements Frankreichs und ferner
für die Einfuhren aus den Ländern und Hoheitsgebieten in die Mitglied-
staaten Anwendung finden, gelten für den umgekehrten Warenstrom, die
Einfuhren der Länder und Hoheitsgebiete aus den Mitgliedstaaten, Sonder-
regelungen. Danach können die Länder und Hoheitsgebiete auf diese Ein-
fuhren Zölle, die den Erfordernissen ihrer Entwicklung und Industriali-
sierung entsprechen, sowie Finanzzölle erheben &quot;). Sie dürfen dabei
allerdings keinen Unterschied zwischen Einfuhren aus dem, Mutterland und
Einfuhren aus den anderen Mitgliedstaaten. machen.. Ein etwaiger Unter-
schied in der Zollbelastung muß während der übergangszäft -nach denselben
Regeln. beseitigt werden, die für die Abschaffung der Einfuhrzölle im Ve-r-
kehr zwischen den Mitgliedstaaten gelten &quot;). Die gleichen Vorschriften.sind
auf die Einfuhren eines Landes oder Hoheitsgebietes aus den anderenLän-
dern und Hoheitsgebieten anzuwenden. Dies folgt aus Art. 132 Ziffer 27

EWG-Vertrag, der folgenden Wortlaut hat:
Mit der Assoziierung werden folgende Zwe&amp;e verfolgt:

2. Jedes Land oder Hoheitsgebiet wendet. auf den Handelsverkehr mit den
Mitgliedstaaten und den anderen Ländern und Hoheitsgebieten das System an,

das es auf den europäischen Staat anwendet, mit dem. es besondere.
unterhält.

Zwar könnte der einleitende Satz des Art. 132 zu Zweifeln Anlaß geben,
ob es sich bei den Bestimmungen dieses Artikels um unmittelbar anwend-,
bares Recht oder um bloße Programmsätze handelt. Doch sind einige der
folgenden Ziffern (insbesondere 4 und 5) so eindeutig im Sinne einer un-

mittelbar geltenden Rechtsnorm formuliert, daß schon dadurch die Streit-
frage zugunsten der ersten Alternative entschieden wird*Auch würde, wenn
Art. 132 bloße Programmsatze enthielte, der Vertrag lückenhaft sein, da
die dort behandelten Komplexe an keiner anderen Stelle geregelt werden.
Allerdings treten die allgemeinen Grundsätze des Art. 132 dann zurück,
wenn an anderer Stelle des Vertrages, insbesondere in dem Durchführungs-
abkommen über die Assoziierung der überseeischen Länder und Hoheits-
gebiete mit der Gemeinschaft (im folgenden Durchführungsabkomrnen
genannt) abweichende Spezialregelungen getroffen sind &quot;).

78 Art. 133 (3) EWG-,Vertrag.
79) Art. 133 (3) EWG-Vertrag.
80) Vgl. etwa unten Anm. 86 und 87.
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Aus Art. 132 Ziffer 2 folgt weiter, daß ein Land oder Hoheitsgebiet
auf seine Ausfuhren in die anderen Mitgliedstaaten oder in andere Länder

und Hoheitsgebiete die gleichen Zölle und Abgaben erheben kann, die es

auf seine Ausfuhren in sein Mutterland erhebt. Ein bisher etwa bestehender

Unterschied ist in analoger Anwendung der, Art. 16 und 133 (3) EWG-

Vertrag bis zum Ende der ersten StlIfe zu beseitigen.

3. Mengenmäßige Beschränkungen

a) Auch die mengenmäßigen Beschränkungen im Verkehr der Mitglied
staaten untereinander sind im Laufe der, übergangszeit vollständig zu be-

seitigen. Der Abbau geht vom Stand der Liberalisierung aus, den jeder
Mitgliedstaat auf Grund des Beschlusses des Rates der Organisation für

europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) vorn 14. Januar 1955
&apos;

erreicht hat &apos;).
In dem nichtliberalisierten Sektor faßt je-der Mitgliedstaat die den an-

deren Mitgliedstaaten eingeräumten bilateralen Kontingente zu Global-

kontingenten zusammen. Diese Globalkontingente werden allen Mitglied-
staaten ohne Unterschied zugänglich gemacht. Der Gesamtwert aller

Globalkontingente wird am Ende des ersten Jahres um 20% sernilinear in

der Weise erhöht, daß jedes einzelne Globalkontingent um mindestens 10%

erhöht wird. Die gleiche Erhöhung tritt am Ende des zweiten, dritten und

vierten Jahres und, am Ende des ersten Jahres der zweiten Stufe ein. Für

besonder&apos;s kleine GlobalkonÜngente (unter 3% der nationalen Erzeugung)
gelten Sonderregeln &apos;).In jedem Fall muß jedes Globalkontinge am Ende
t&apos;

des zehnten Jahres mindestens 205 der inländischen Erzeugung betragen.
War die Einfuhr einer, Ware während zweier aufeinanderfolgender Jahre
geringer als das jeweils maßgebende Kontingent, so hat der Mitgliedstaat
die Kontingentierung dieser Ware aufzuheben. Falls das vorgeschriebene
Verfahren nicht in stetigem Fortschritt zur völligen Beseitigung derKon-

tingente bis zum Ablauf der übergangs2eit Iührt, kann der Rat die, fest-

gelegten Hundertsätze erhöhen &apos;). -

Ebenso wie. beim Abbau der Einfuhrzölle erklären sich die Mitglied-

81) Nach diesem Beschluß wurden die Mitgliedstaaten der OEEC verpflichtet, für eine

befristete Zeit von 18 Monaten 90% ihrer Gesamteinfuhren für private Rechnung und

ferner mindestens 751/o ihrer privaten Einfuhren in jeder der Kategorien: Nahrungsmittel,
Rohstoffe und Fertigwaren, zu liberalisieren. Ausnahmen waren u. a. wegen Zahlungs-
bilanzschwierigkeiten und aus Gründen von&apos;natiOnaler Bedeutung oder der Billigkeit
zugelassen. Vgl. OEEC, Code of Liberalisation (Ausgabe 1956) Anhang A Abschn. 2 Abs. 2

und die Wiedergabe des Beschlusses vom 14. 1. 1955 in Europa-Archiv 1955, S. 7283.
82 Art. 33 (2) und (5) EWG-Vertrag.

Art. 33 (8) EWG-Vertrag.
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staaten bereit, die mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen schneller als im

Vertrag vorgesehen abzubauen, falls ihre wirtschaftliche. Lage dies gestattet
oder falls dies mit ihrer Zustimmung zur Unterstützung eines in Zahlungs-
schwierigkeiten befindlichen Staates&apos; beschlossen wird. Mindestens müssen

die Mitgliedstaaten ihren Partnern in der Gemeinschaft, die gleichen Ver-

günstigungen beim Abbau der Kontingente gewähren, die sie dritten Staa-

ten einräumen &apos;). Entsprechend der bei den Zöllen getroffenen Regelung
sind alle mengenmäßigen Beschränkungen der Ausfuhr bereits bis zum

Ende der ersten Stufe zu beseitigen &quot;).
b) Im Verkehr mit den Ländern und Hoheitsgebieten gelten auch hin-

sichtlich der mengenmäßigen Beschränkungen Sonderregelungen. Die Mit-

gliedstaaten erweitern ihre Kontingente für Einfuhren aus den Ländern
und Hoheitsgebieten während der fünfjährigen Dauer des Durchführungs-
abkommens nach denselben Regeln, die sie im Verkehr untereinander an-

wenden &quot;). Kommt nach Ablauf der fünf Jahre keine Einigung unter den

Vertragspartnern über die Fortsetzung der Liberalisierung zustande, so

bleiben die Kontingente auf dem für das fünfte Jahr vorgeschriebenen
Stand stehen.

Umgekehrt erhöhen die Länder und Hoheitsgebiete während des glei-
chen fünfjährigen Zeitraums die Kontingente für Einfuhren aus den Mit-
gliedstaaten, die nicht Mutterland sind. Diese Kontingente werden zun&apos;

Globalkontingenten zusammengefaßt, die allen Mitgliedstaaten außer dem
Mutterland zugänglich sind. Die Globalkontingente werden in einem ähn-
lichen semilinearen Verfahren, wie es zwischen den Mitgliedstaaten gilt,
erhöht &apos;). Falls nach Ablauf des Durchführungsabkommens keine ander-

weitige Vereinbarung getroffen wird, bleiben auch diese Kontingente auf
dem für das fünfte Jahr maßgebenden Stand stehen.

Über die den Mutterländern einzuräumenden Kontingente trifft der
Vertrag keine Bestimmungen. In dieser Hinsicht behalten die Mutterländer
ihre bisherige Vorzugsstellung. Dies muß man entgegen dem Wortlaut des
Art. 132 Ziffer 2 EWG-Vertrag aus der in dem Durchführungsabkommen
geschlossenen Sonderregelung folgern.

Unklar bleibt die Frage-, welche Bestimmungen hinsichtlich der im Ver-
kehr der Länder und Hoheitsgebiete untereinander bestehenden Einfuhr-

84 Art. 111 letzter Abs. EWG-Vertrag.
85) Art. 34 (2) EWG-Vertrag.
86) Art. 10 des Durchführungsabkommens.
&apos;11) Das Durchführungsabkommen enthält gegenüber dem Vertrag einen weiteren Typus

von kleinen Kontingenten (weniger als 7% der Gesamteinfuhr). Kontingente, die diesen
c

Prozentsatz nicht erreichen, werden auf 71&gt; festgesetzt. Besteht für eine Ware kein Kon-

tingent, so entscheidet die Kommission über die Höhe des zu bildenden Globalkontingents.
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kontingente gelten. Aus Art. 132 Ziffer 2 EWG-Vertrag scheint sich zu

ergeben, daß jedes Land und Hoheitsgebiet. den anderen Ländern und

Hoheitsgebieten die gleichen Kontingente einräumen muß, die es seinem

Mutterland einräumt. Indessen wird man aus derselben Vorschrift folgern
müssen, daß die anderen Länder und Hoheitsgebiete nich&apos;t, günstiger gestellt
werden sollen als die Mitgliedstaaten, diet nicht Mutterland sind. Wenn nun

diese Mitgliedstaaten auf Grund des Durchführungsabkommens hinsichtlich

der Eiduhrkontingente schlechter gestellt werden als das Mutterland, dann

kann der Grundsatz des Art. 132 Ziffer 2 auch für die anderen Länder und

Hoheitsgebiete keine Anwendung finden.. Ab auch die Vorschriften des

Durchführung.sabkommens gelten für den Verkehr der Länder und Hoheits-

gebiete untereinander nicht. Sie können auch- nicht analog herangezogen
werden. Denn die Einräumung der Einfuhrkontingente. ,an die Mitglied-
staaten in Zusammenhang mit der den Ländern und Hoheitsgebieten
von den, Mitgliedstaaten gemäß Art. 1 des Durchführungsabkommens ge-
währten Finanzhilfe &quot;). Daher sprechen erhebliche Gründe dafür, daß die

im Durchführungsabkommen vorgeschriebene Erhöhung der Einfuhr-

kontingente jedes Landes und Hoheitsgebietes nur den anderen Mitglied-
staaten und nicht auch den anderen Ländern und Hoheitsgebieten zugute
kommen soll. über die-, Höhe der Einfuhrkoptingente im Verkehr der

Länder und Hoheitsgebiete untereinander enthält der Vertrag demnach

keine Bestimmungen. Insoweit bleibt es bei dem bisherigen. Zustand, wo-

nach die für jedes Land und Hoheitsgebiet zuständigen Behörden die Kon-

tingente festsetzen.
Auch bezUglich der in den Ländern und Hoheitsgebieten angewandten

Ausfuhrbeschränkungen fehlt es an einer besonderen Vorschrift im Ver-

trag. Insoweit dürften jedoch keine Bedenken bestehen, die Bestimmung
des Art. 132 Ziffer 2 EWG-Vertrag anzuwenden. Danach sind im Verkehr
eines Landes oder Hoheitsgebietes mit den Mitgliedstaaten, die nicht

Mutterland sind, und mit den anderen Ländern und Hoheitsgebieten keine

strengeren Ausfuhrbeschränkungen zulässig. als im Verkehr mit dem Mutter-

land.

4. Schutzklauseln und Sonderbestimmungen

Angesichts der tiefgreifenden wirtschaftlichen, Umwälzungen, die die

DurchführUng des EWG-Vertrages in jedem der sechs Mitgliedstaaten trotz

der langen Übergangszeit zur Folge haben kann, sind. im Vertrag zahl-

reiche Schutzklauseln und Sonderbestimmungen vorgesehen, auf Grund

88) So ausdrücklich Rapport S a v a r y et J u 1 y Drucksache 5266 der Assemb16e

nationale, S. 114.
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deren ein Mitgliedstaat befugt ist, sei es mit, sei es ohne Zustimmung der

europäischen Organe, ausnahmsweise zur Vermeidung wirtschaftlicher Nach-
teile Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Die Bedeutung dieser Klauseln geht
weit über den hier untersuchten Bereich der Beseitigung der Hemmnisse

des inneren Warenverkehrs hinaus. So können z. B. auf Grund von Schutz-

klausein auch die Niederlassungsfreiheit, die Freizügigkeit der Arbeits-

kräfte, der freie Dienstleistungs- und der freie Kapitalverkehr eingeschränkt
werden. Auch staatliche Beihilfen für die Industrie können ausnahmsweise

zulässig. sein &quot;).
Im folgenden kann nicht mehr als ein summarischer überblick über die

wichtigsten Bestimmungen des EWG-Vertrages gegeben werden, die un-

mittelbare Rückwirkungen auf die Freiheit des inneren Warenverkehrs
haben. Meist sagt der Vertragnicht ausdrücklich, welche Maßnahmen auf

Grund einer Schutzklausel getroffen werden können. Man wird dann an-

nehmen können, daß in den Fällen, in denen Schutzmaßnahmen gegenüber
dem freien Warenverkehr zugelassen sind, diejenigen Maßnahmen in Be-

tracht kommen, die nach Ansicht der Vertragschließenden geeignet sind,
den Warenverkehr zu hemmen. Dazu gehören vor allem Einfuhr- und

Ausfuhrabgaben sowie mengenmäßige Beschränkungen der Ein- und Aus-

fuhr &quot;). Welche dieser Mittel zulässig sind, kann nur aus einer genauen

Prüfung des Zweckes jeder einzelnen Schutzklausel ermittelt werden. Ganz

allgemein müssen wegen ihres systemwidrigen Ausnahmecharakters und im

Hinblick auf die den Vertragschließenden auferlegte Pflicht zur gegen-

seitigen Rücksichtnahme diejenigen Schutzmaßnahmen ergriffen werden, die
den Handel zwischen den Mitgliedstaaten am wenigsten belasten &quot;). Viel-
fach obliegt es der Kommission der EWG, die erforderlichen Einzelheiten

zu bestimmen &quot;).
In der folgenden Übersicht wird zwischen Maßnahmen, die nur wäh-

rend der übergangszeit, und solchen, die auch in der&apos;Fndperic&gt;de zulässig
sind, unterschieden.

a) Die wichtigste, auf die Übergangszeit beschränkte Schutzklausel ent-

hält Art. 226 EWG-Vertrag. Danach kann die Kommission einem Mitglied-
staat auf seinen Antrag gestatten, Schutzmaßnahmen zu ergreifen, wenn
ein Wirtschaftszweig des Mitgliedstaates erheblich und voraussichtlich an-

haltend von Schwierigkeiten betroffen wird, oder wenn Umstände ein-

80) Vgl. Bundestagsdrucksache 3440 Anl. C, S. 154, Vorbemerkung zu Art. 223-225.

90) Vgl. Art. 3 a EWG-Vertrag.
91) Dieser in Art. 226 (3) und 115 Abs. 3 ausgesprochene Grundsatz gilt sinngemäß für

alle Scbutzklauseln.

92) So in Art. 91 (1), 108 (3), 226 (2) EWG-Vertrag.
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treten, die geeignet sind, die wirtschaftliche Lage eines Gebietes beträchtlich

zu verschlechtern. Art. 226 bezeichnet die Art der Schutzmaßnahmen&quot;die
in diesem Falle ergriffen werden können, nicht, hebt aber hervor, daß sie
von den Vorschriften des Vertrages abweichen können.

&apos;

b) Eine weitere auf die übergangszeit beschränkte Schutzklausel enthält
Art. 91 (1) EWG-Vertrag. Danach kann die Kommission einen Mitglied-
staat, der durch Dumping-Praktiken innerhalb des gemeinsamen Marktes

geschädigt wird, ermächtigen, geeignete Schutzmaßnahmen zu, treffen&quot;&lt;.

c) Die wichtigsten Schutzklauseln von dauerhaRern, d. h. nicht durch
die übergangszeit befristetem Charakter sind in Art. 108, 109, EWG-Ver-

trag enthalten. Nach diesen Bestimmungen kann&apos;ein Mitgliedstaat, der sich
in Zahlungsbilanzschwierigkeiten befindet, von der Kommission ermäch-

tigt werden, Schutzmaßnahmen zu treffen. Voraussetzung für die Ge-

währung der Schutzmaßnahmen ist in materieller Hinsicht, daß die Zah-

lungsbilanzschwierigkeiten das Funktionieren des gemeinsamen Marktes
oder die- schrittweise Verwirklichung der gemeinsamen Handelspolitik
gefährden. In verfahrensmäßiger Hinsicht muß zunächst eine IDberprüfpng
der Lage durch die Kommission stattfinden. Dann empfiehlt die Kommis-

sion dem in Schwierigkeiten geratenen Staat die Maßnahmen,&apos;die er selbst

zur Behebung, seiner Schwierigkeiten im&apos; Einklang mit den
&apos;
Vertragsbestim-

mungen treffen kann. Falls diese Maßnahmen nicht ausreichen, empfiehlt
die- Kommission einen gegenseitigen Beistand der Mitgliedstaaten, und nur,

wenn der für die Gewährung des gegenseitigen Beistandes erforderliche
Beschluß nicht zustande kommt oder wenn der gegenseitige Beistand nicht
zum Ziele führt, darf die Kommission die Ergreifung von Schutzmaßnah-
men gestatten.

d) In einer plötzlichen Zahlungsbilanzkrise kann ein Mitgliedstaat die
erforderlichen Maßnahmen auch autonom treffen. Sie- müssen sich im Rah-

men des unbedingt Notwendigen halten.Auf Verlangen des Rates müssen

die getroffenen Maßnahmen wieder aufgehoben werden.

e) Im Zuge der in Art. 108 EWG-Vertrag vorgesehenen gegenseitigen
Beistandsleistung kann den anderen Mitgliedstaaten auferlegt werden,
Schutzmaßnahmen zugunsten des in der Zahlungsbilanz,krise befindlichen
Staates zu treffen. Der Vertrag erwähnt ausdrücklich den Fall, daß der
in Schwierigkeiten geratene Staat mengenmäßige Beschränkungen gegen-
über dritten Staaten beibehält oder wieder einführt und daß dadurch die
Gefahr von Verkehrsverlagerungen entsteht. In diesem Falle können die
anderen Mitgliedstaaten durch Beschluß des Rates Verpflichtet werden,
Maßnahmen zur Verhinderung der Verkehrsverlagerungen zu ergreifen.

f) Eine weitere nicht befristete enthält Art. 107 EWG-
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Vertrag. Wenn ein Mitgliedstaat seinen Wechselkurs im Widerspruch zu

den Vorschriften des EWG-Vertrages über die Wirtschaftspolitik ändert

und dadurch die Wettbewerbsbedingungen schwerwiegend verfälscht, kann

die Kommission andere Mitgliedstaaten ermächtigen, die erforderlichen

Maßnahmen zu treffen, um den Folgen dieses Vorgehens zu begegnen.
g) Nicht befristet ist sodann die Schutzklausel des Artikels 115 EWG-

Vertrag. Sie gibt der Kommission das Recht, einen Mitgliedstaat zu Schutz-

Maßnahmen zu ermächtigen, um Verkehrsverlagerungen entgegenzuwir-
ken, die infolge der im Einklang Mit dem Vertrag getroffenen handels-

politischen Maßnahmen entstehen, oder um Schwierigkeiten zu beheben,
die dadurch entstanden sind, daß die Mitgliedstaaten handelspolitische
Maßnahmen in unterschiedlicher Weise getroffen haben. Während der

übergangszeit kann in solchen Fällen sogar jeder Mitgliedstaat die er-

forderlichen Schutzmaßnahmen selbst treffen. Auf Verlangen der Kom-

mission muß er jedoch die getroffenen Maßnahmen wieder aufheben.

h) Nach der Schutzklausel des Art. 37 (3) EWG-Vertrag kann die

Z - -Kommission Mitgliedstaaten, die durch ein staatliches Handelsmonopol

eines. anderen Mitgliedstaates benachteiligt werden, ermächtigen, Schutz-

Maßnahmen zu ergreifen.
i) Von Bedeutung sind sch&apos;ließlich die Bestimmungen der Art. 223 f.

EWG-Vertrag. Nach Art. 223 kann jeder Staat im Hinblick auf die Pro-

duktion von Kriegsmaterial&quot;) und den Handel damit Maßnahmen er-

greifen, die seines Erachtens zur Wahrung seiner Sicherheitsinteressen er-

forderlich sind.

k) In Art. 224 wird vorausgesetzt, daß jeder Staat bei schwerwiegenden
Störungen der öffentlichen Ordnung im Frieden und ferner im Kriegsfall,
bei drohender Kriegsgefahr oder bei der Erfüllung von Verpflichtungen
zur Aufrechterhaltung des Friedens die erforderlichen Maßnahmen treffen

kann.
Weder im Falle des Art. 223 noch, in dem des Art. 224 bedarf es einer

Mitwirkung der europäischen Organe. Doch wird den Mitgliedstaaten im

Falle des Art. 224 eine gegenseitige Konsultation zur Pflicht gemacht. In

beiden Fällen hat die Kommission ein Prüfungs- und Vorschlagsrecht,
wenn die. getroffenen Maßnahmen die Wettbewerbsbedingungen auf dem

gemeinsamen Markt verfälschen. Auch kann im Falle eines Mißbrauchs der
C

Gerichtshof angerufen werden &quot;&apos;).
1) Eine ganze Reihe von Sondermaßnahmen sieht das dein EWG-Ver-

93) Die Liste der Erzeugnisse, die unter diese Regelung fallen, legt der Rat einstimmig
fest*

94 Art. 225 Abs. 2 EWG-Vertrag.
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trag beigefügte Protokoll über bestimmte Vorschriften betreffend Frank-
reich&apos; (Frankreichprotokoll) vor. Einmal können Frankreich und die

übrigen Länder der Frankenzone nach diesem Protokoll die zur Zeit von

ihnen erhobenen besonderen Einfuhrabgaben (taxes speciales a l&apos;impor
tation) und die zur Zeit gewährten Ausfuhrbeihilfen so lange beibehalten,
bis die Zahlungsbilanz der Frankenzone länger als ein Jahr ausgeglichen
ist und angemessene Währungsreserven vorhanden sind. Die am 1. Januar
1957 geltenden Höchstsätze dürfen jedoch nicht überschritten werden.
Kommission und Rat prüfen jährlich, ob das. System der Ausfuhrbeihilfen
und Einfuhrabgaben mit den Bestimmungen des Vertrages im Einklang
steht &quot;).

m) Die anderen Mitgliedstaaten können nach dem Frankreichprotokoll
durch den Rat ermächtigt werden, eSchutzmaßnahmen zu ergreifen, wenn

ihre Industrien dadurch beeinträchtigt werden, daß die Höhe der fran-
zösischen Einfuhrabgaben -oder Ausfuhrbeihilfen für die einzelnen Erzeug-
nisse unterschiedlich festgesetzt wird.

n) Nach dem,gleichen Protokoll muß die Kommission Frankreich er-

mächtigen, Schutzmaßnahmen zu ergreifen wenn die überstunden-

vergütung in den Industrien der anderen Mitgliedstaaten bis zum Ende der

%
ersten Stufe nicht den Stand der französischen ReOlelun des Jahres 19569
erreicht hat 11).

o) Endlich kann jeder Mitgliedstaat geeignete&quot;Maßnahmen treffen,
um zu verhindern, daß sich für ihn aus dem Handel eines anderen Mitglied
staates mit der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands Schwierigkeiten
ergeben &quot;&apos;).

IV. Regeln für den Warenverkehr mit dritten Staaten

Während die drei Vertragswerke in dem Grundsatz der völligen eseiti-
gung aller Hemmnisse des Binnenhandels übereinstimmen, weisen, sie hin-
sichtlich der Regelung des, Narenverkehrs zwischen -den Gemeinschaften
und dritten Staaten erhebliche Unterschiede auf. Zwar ist es das Ziel aller
drei Vertragswerke, über eine bloße Freihandelszone, im Sinne des
GATT &quot;), d. h. über eine auf die Beseitigung der Hemmnisse des Binnen-

Frankreichprotokoll 1 (1).
96) Wegen weiterer Einzelheiten der sehr komplizierten Regelung vgl. 11, (2) des

Frankreichprotokolls.
97) ]Protokoll übe.r den innerdeutschen Handel und die damit zusammenhängenden

Fragen (3).
98) Art. 24 Ziffer 8 b, vgl. L. P. I m h o f f GATT, München und Berlin 1952, S. 193.
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handels gerichtete Vereinbarung hinaus eine Vereinheitlichung oder zum

mindesten eine Harmonisierung der Außenzölle und anderer Regeln für
den Warenverkehr mit dritten Staaten herbeizuführen; doch sind die dabei
angewandten Methoden und die Intensität, mit der dieses Ziel angestrebt
wird, sehr unterschiedlich. Die relativ vollkommenste Lösung zeigt der

EWG-Vertrag. Es erscheint daher zweckmäßig, mit einer Darstellung dieses

Vertragswerkes zu beginnen.

A. Der EWG-Vertrag

Die Gesamtheit der Bestimmungen, die den Warenverkehr eines Staates
oder einer Staatengemeinschaft mit dritten Staaten regeln, bilden einen

Teil der Handelspolitik oder Außenhandelspolitik im weitesten Sinne &quot;&quot;).
Dazu gehören insbesondere Vorschriften über Einfuhr- und Ausfuhrzölle
und Abgaben gleicher Wirkung, mengenmäßige Beschränkungen der Ein-
fuhr und Ausfuhr, Einfuhr- und Ausfuhrpreise, Bedingungen der Außen-

handelsgeschäfte, Ausfuhrbeihilfen, Schutzmaßnahmen gegenüber der Ein-
fuhr, insbesondere gegenüber Dumping-Maßnahmen und Ausfuhrbeihilfen
dritter Staaten, die Verwendung des Ausfuhrerlöses und die Transferierung
des Einfuhrgegenwertes (Devisenvorschriften). Diese Vorschriften können
entweder auf Entscheidungen der zuständigen Organe eines Staates oder
einer Staatengemeinschaft (autonome Maßnahmen) oder auf vertraglichen
Vereinbarungen mit dritten Staaten beruhen. Aus der Fülle der handels-
politischen Probleme regelt der EWG-Vertrag einen Teilkomplex, die
autonome Gestaltung des Einfuhrzolltarifs, mit großer Ausführlichkeit,
während er sich hinsichtlich aller anderen Fragen mit generellen Bestim-

mungen begnügt.
1. Einjubrzölle

a) Die Höhe des gemeinsamen Zolltarifs

Der gemeinsame Zolltarif, der nach Ablauf der Übergangszeit auf die
Wareneinfuhr aus dritten Ländern angewandt wird, ist grundsätzlich gleich
dem einfachen Mittel der in den vier Zollgebieten der Gemeinschaft am
1. Januar 1957 tatsächlich angewandten Zollsätze 111). Es sind also nicht die

Vertragszollsätze, zu deren Einhaltung jeder Mitgliedstaat auf Grund
internationaler Vereinbarungen verpflichtet ist, oder die autonomen Zoll-

&quot;&apos;) In diesem Sinne wird der Begriff z. B. in Kap. X des EGKS-Vertrages gebraucht;
vgl. die überschrift vor Art. 71.

100) Für die Benelux-Staaten wird der einheitliche Zolltarif der Benelux-Zollunion
zugrunde gelegt.

101) Art. 19 EWG-Vertrag.
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sätze, die. sich aus den Zollgesetzen der Mitgliedstaaten ergeben, maß-

gebend, sondern die meist wesentlich niedrigeren Zollsätze, die, am 1. ja-C

nuar 1957 tatsächlich angewandt wurden. Von diesem Grundsatz macht
der Vertrag jedoch-fünf Ausnahmen:

aa) Die letzte vor dem 1. Januar 1957 durchgeführte Senkung der

italienischen Zollsätze bleibt unberücksichtigt.
bb) Wenn italienische, Vertragszölle höher als die vor der letzten italie-

nischen Zollsenkung angewandten Zölle sind, werden die letzteren für die

Berechnung des gemeinsamen Zolltarifs entsprechend, jedoch höchstens um

10 % erhöht.

cc) Für insgesamt etwa 70 Positionen des französischen Zolltarifs wer-

den an Stelle der am 1. Januar 1957 tatsächlich angewandten Zollsätze
höhere, in der dem Vertrag beigefügten Liste A im einzelnen festgelegte
ZOllsätze der Berechnung.zugrunde gelegt&quot;&apos;).

dd) Für bestimmte in der Liste E aufgeführte Erzeugnisse der orga-
nischen Chemie wird der Benelux-Zollsatz, falls er am 1. Januar 1957

unter 3% lag, für die Berechnung des arithmetischen Mittels auf 12% fest-

gesetzt &quot;&apos;).
ee) Finanzzölle werden in die Berechnung. des Mittels nur nach Maß-

gabe einer von der Kommission zu treffenden Entscheidung einbezogen
Auch der Grundsatz, daß der gemeinsame Zolltarif gleich dem arith-

metischen Mittel der vier seiner Berechnung zugrunde liegenden. nationalen
Zolltarife ist, erfährt mehrere, insgesamt sechs Ausnahmen:

aa) Der Zollsatz für bestimmte in der Liste B aufgeführte Rohstoffe
darf in keinem Fall, auch wenn das arithmetische Mittel höher liegt, 3 %

übersteigen. -

bb) Der Zollsatz für bestimmte Halbwaren (Liste C) darf 10% nicht

übersteigen.
cc) Der Zollsatz für bestimmte Erzeugnisse der anorganischen Chemie

(ListeD) darf höchstens 15% betragen.
dd) Der Zollsatz für die in der Liste E aufgeführten Erzeugnisse der

organischen Chemie- darf 25% nicht übersteigen.
ee) Für insgesamt etwa 100 Positionen ist der Zollsatz unabhängig

von dem arithmetischen Mittel durch Vereinbarung zwischen den vertrag-
schließenden Staaten festgesetzt worden (Liste F).

ff) Für weitere etwa 70 Positionen (Liste G VerhandlUngsliste) wird

102) Die französischen Zölle für diese Erzeugnisse waren am 1. 1. 1957 ausgesetzt. Doch
bestanden Einfuhrbeschränkungen, die die Zollaussetzung praktisch wirkungslos machten.

l(13) Art. 19 (3) d EWG-Vertrag.
104) Art. 22 EWG-Vertrag.
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der Zollsatz bis zum Ende der ersten Stufe durch Verhandlungen zwischen

den sechs Staaten festgesetzt. jeder Staat ist berechtigt, weitere Positionen

bis zu insgesamt 2% seiner Einfuhren, und außerdem die Waren, für die

Finanzzölle gelten &quot;5), auf die Liste G zu setzen. Dabei kann es sich,-jedoch
nur um Positionen handeln, über die eine anderweitige Einigung nicht

bereits erzielt ist. So können die Waren der Liste F nicht noch nachträglich
auf die Verhandlungsliste gesetzt werden, und Waren der Liste B bis F

können nicht mit dem Ziel auf die Verhandlungsliste gesetzt werden,
höhere Zölle als die in den Listen B bis E vorgesehenen Höchstsätze zu

vereinbaren. Wird über die Verhandlungsliste bis zum Ende der ersten

Stufe eine Einigung nicht erzielt, so setzt der Rat die Zölle zunächst ein-

stimmig, schließlich mit qualifizierter Mehrheit fest.
Falls sich bei der Errechnung des gemeinsamen Zolltarifs technische

Schwierigkeiten oder Unausgeglichenheiten ergeben sollten, kann der Rat

die nötigen Anpassungen vornehmen oder die sonst erforderlichen Entschei-

dungen treffen

b) Einführung des gemeinsamen Zolltarifs

Der gemeinsame Zolltarif wird schrittweise durch Beseitigung der Diffe-
renz zwischen ihm und den bisherigen nationalen Zolltarifen eingeführt.
Beträgt die Differenz bei einer Position weniger als 15ro des gemeinsamen
Zolltarifs, so ist dieser am Ende des vierten Jahres an Stelle des nationalen
Tarifs anzuwenden. Ist die Differenz größer als 15%, so ist sie am Ende
des vierten Jahres und am Ende der zweiten Stufe um je 30% zu vermin-
dern. Spätestens am Ende der übergangszeit ist der gemeinsame Zolltarif

b

in vollem Umfang anzuwenden. Doch steht es den Mitgliedstaaten frei,
ihre Zollsätze schneller als im Vertrag vorgesehen an den gemeinsamen
Zolltarif anzugleichen.

c) Ausnahmen und Abweichungen
Der EWG-Vertrag enthält eine Fülle von Bestimmungen, die als Aus-

nahmeregelungen und Abweichungen. gegenüber den Vorschriften über den

gemeinsamen Zolltarif anzusehen sind. Die wichtigsten werden im folgen-
den behandelt ):&apos;

105) Art. 22 EWG-Vertrag.
106) Das ist die Zweidrittelmehrheit. über die Wägung der Stimmen vgl. Art. 148 f.

EWG-Vertrag.
107 Art. 21 EWG-Vertrag.
-108) Weitere Ausnahmen enthält das Protokoll L 7 über die Waren aus bestimmten

Ursprungs- und Herkunftsländern, für die bei der Einfuhr in einen Mitgliedstaat eine

Sonderregelung gilt. Danach findet der gemeinsame Zolltarif auf den Handel zwischen den
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aa) Die Kommission kann einen Mitgliedstaat, der sich in besonderen

Schwierigkeiten befindet, ermächtigen, die vorgeschriebenen Angleichungen
einer Zollposition an den gemeinsamen Zolltarif für begrenzte Zeit auf-
zuschieben. Die Ermächtigung darf höchstens für 5% der Einfuhren des
betreffenden Staates erteilt werden

bb) Ein Staat, den die Kommission ermächtigt hat, einen Finanzzoll im

Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten bis zu sechs Jahren beizubehalten,
kann den Finanzzoll während der gleichen Zeit auch im Verkehr mit
dritten Staaten unverändert anwenden l&quot;).

cc) Eine besondere Bedeutung kommt den sogenannten Zollkontingenten
zu. Unter bestimmten Voraussetzungen werden einem Staat Kontingente
gewährt, innerhalb deren er Waren aus dritten Ländern -zollfrei oder zu

niedrigeren Zollsätzen als denen des gemeinsamen Zolltarifs einführen
kann. Der Zweck. dieser Regelung ist es, wirtschaftlichen Störungen oder

Preissteigerungen, die sich aus der Einführung des gemeinsamen Zolltarifs
in einzelnen Fällen ergeben können, zu begegnen. Zollkontingente sind
insbesondere vorgesehen für:

Waren der Listen B, C und D zugunsten der Mitgliedstaaten, die mit
diesen Waren herkömmlicherweise zu einem erheblichen Teil durch Ein-
fuhren aus dritten Ländern versorgt werden;

Waren der Liste E und diejenigen Waren der Verhandlungsliste G,
deren Zollsätze durch Beschluß des Rates r festgesetzt worden sind ;

bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse ;

Bananen, Kakaobohnen und ungebrannten Kaffee, falls bei Ablauf der

Durchführungsabkommen über die Assoziierung der überseeischen Länder
und Hoheitsgebiete mit der Gemeinschaft keine neue übereinkunft über die

Assoziierung abgeschlossen worden üt 113),;
Bananen zugunsten der Bundesrepublik Deutschland`);
ungebrannten. Kaffee zugunsten Italiens und der Benelux-Länder- &quot;&apos;);.
Die Gewährung einiger Kontingente ist an besondere Voraussetzungen

geknüpft, deren Vorliegen durch Kommission oder Rat festgestellt werden
muß. So dürfen Kontingente für Waren der Listen B, C und D nur gewährt

Benelux-Ländern und Surinam oder den Niederländischen Antillen, zwischen Italien und
Libyen oder Italienisch Somaliland sowie zwischen Frankreich und Marokko, Tunesien,
Vietnam, Kambodscha, Laos oder den französischen Neuen Hebriden keine Anwendung.

100) Art. 26 EWG-Vertrag.
110) Art. 23 (2) EWG-Vertrag.
111) Art. 25 (1) und (2) EWG-Vertrag.
112 Art. 25 (3) EWG-Vertrag.
113) Art. 15 (2) des Abkommens.
114) Protokoll über das Zollkontingent für die Einfuhr von Bananen.

116) Protokoll über das Zollkontingent für die Einfuhr von ungebranntem Kaffee.
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werden, wenn die Erzeugung innerhalb der Gemeinschaft für die Versor-

gung nicht ausreicht. Die Gewährung der Kontingente für Waren der
Listen E und G setzt voraus, daß eine Anderung der Versorgungsquellen
oder eine ungenügende Versorgung innerhalb der Gemeinschaft nachteilige
Wirkungen auf die verarbeitende Industrie des betroffenen Staates haben.
Die Zollkontingente für landwirtschaftliche Erzeugnisse dürfen keine
schwerwiegenden Störungen des Marktes verursachen.

Demgegenüber ist die Gewährung der Bananen-, Kaffee- und Kakao-
kontingente im Vertrag selbst zwingend vorgeschrieben, ohne daß es einer
besonderen Entscheidung der europäischen Organe bedarf. Die Gewährung
dieser Kontingente ist eine Folge der Tatsache, daß der&apos;gemeinsame Zoll-
tarif Positionen für koloniale Erzeugnisse enthält, die teilweise erheblich
über den entsprechenden Positionen der nationalen Zolltarife einiger Mit-
gliedstaaten liegen &quot;&apos;). Die Mitgliedstaaten wollten sich die Möglichkeit
erhalten, einen Teil ihrer Einfuhren auch künftig aus den traditionellen
Herkunftländern zu den bisherigen Zollsätzen zu tätigen. So entstanden
die speziellen Kontingente zugunsten Deutschlands, Italiens und der Bene-
lux-Länder.

Außerdem war zu berücksichtigen, daß der gemeinsame Zolltarif wäh-
rend der übergangszeit in Kraft gesetzt wird, ohne Rücksicht darauf, ob
nach Ablauf des ersten fünfjährigen Durchführungsabkommens eine neue

Vereinbarung über die Assoziierung der Länder und Hoheitsgebiete mit
der Gemeinschaft geschlossen wird. Wenn ein neues Assoziierungsabkom-
men nicht zustande kommt, so ergibt sich insofern eine Diskrepanz, als die
Länder und Hoheitsgebiete in den Genuß der sich laufend erhöhenden
Sätze des gemeinsamen Zolltarifs für die Einfuhr kolonialer Produkte aus

dritten Ländern kommen, während die Kontingente der Länder und
Hoheitsgebiete für Einfuhren aus -den Mitgliedstaaten nach Ablauf von

fünf Jahren nicht weiter erhöht zu werden brauchen Um dieses Miß-
verhältnis auszugleichen, erhalten die Mitgliedstaaten, falls kein neues

Assoziierungsabkommen geschlossen wird, für die in Frage kommenden
Kolonialprodukte Zollkontingente, die sie zu Einfuhren aus dritten Län-
dern unter Entrichtung der zu Beginn der zweiten Stufe maßgebenden
Zollsätze berechtigen.

Die Höhe der Kontingente für Kolonialprodukte ist im Vertrag selbst
festgesetzt. Sie ergibt sich aus der Einfuhr eines als Vergleichsjahr gewähl-

116) Der deutsche Bananenzoll beträgt z. B. o%, während der gemeinsame Zolltarif
20% vorsieht (Liste F Position ex 0801).

117) Vgl. oben Arum. 86.

32 Z. ausl. öff. K. u. VR., Bd. 181)
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ten, Jahres und besteht in einem bestimmten Prozentsatz dieser Einfuhr

In allen anderen Fällen wird das Volumen der Kontingente durch den Rat

oder die Kommission, festgesetzt. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, daß
sich durch die, Einräumung der Kontingente wirtschaftliche Tätigkeiten,
insbesondere Importgeschäfte oder Verkehrsleistungen, zum Nachteil
anderer Mitgliedstaaxen verlagern dürfen &quot;&apos;).

dd) Für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse können die. Mitglied-
staaten,mit Genehmigung der Kommission die Zollsätze des gemeinsamen
Zolltarifs ganz oder teilweise aussetzen Die Voraussetzungen, unter

denen dies geschehen kann, sind die gleichen wie im Falle. der Gewährung
von Kontingenten für landwirtschaftliche Erzeugnisse. Beide Maßnahmen
können alternierend angewandt werden. Die Erhebung des Getreide- und
des Weizenmehlzolles kann sogar jeder Mitgliedstaat durch eine autonome

Entscheidung, ohne Mitwirkung der europäischen Organe so lange aussetzen,

bis gemäß. Art. 40 EWG-Vertrag im Rahmen einer gemeinsamen Organi-
sation für den Getreidemarkt Regeln für die Behandlung dieser Zölle auf-

gestellt worden sind 121).
ee) Es fragt sich schließlich, ob außer den vorstehend behandelten Aus-

nahmen und Abweichungen gegenüber dem gemeinsamen Zolltarif auf
Grund der allgemeinen Schutzklauseln des Vertrages weitere Ausnahmen
oder Abweichungen gewährt werden können. Der Wortlaut mehrerer der
oben dargestellten Schutzklauseln scheint eine solche- Annahme zu recht-

fertigen. Das gilt insbesondere von den Vorschriften der Art. 226, 108 und

115 EWG-Vertrag.
Es steht außer Frage, daß Anderungen des im Verkehr mit dritten

Ländern geltenden ZolltaHfs erhebliche und anhaltende Schwierigkeiten
1..

rur einen Wirtschaftszweig eines Mitgliedsta,ates (Art. 226) oder auch Zah-

lungsbilanzschwierigkeiten eines Mitgliedstaates (Art. 108) verursachen

können. Die Schutzklausel des Art. 115 steht sogar in unmittelbarem Zu-

sammenhang mit handelspolitischen Maßnahmen, also insbesondere mit der-

Einführung des gemeinsamen Zolltarifs.
Trotzdem wird man annehmen mügen, daß die auf den gemeinsamen

118) So ist das deutsche Bananenkontingent bis zum Ende der zweiten Stufe gleich 90,%
der Einfuhr des Jahres 1956 aus dritten Ländern, zuzüglich 50% der Mehreinfuhr gegen-
über 1956. Das Kontingent vermindert sich nach und nach auf 75% der Einfuhr von 1956,
zuzüglich 50% der Mehreinfuhr.

119) Art. 25 (1) und (2) jeweils Abs. 2 EWG-Vertrag.
120) Art. 25 (3) EWG-Vertrag.
121). Liste F Anmerkung 2 b zu Position 10.07. Falls andere Mitgliedstaaten dadurch

Nachteile erleiden, kann die Kommission sie ermächtigen, geeignete Maßnahmen zu

treffen, a. a. 0. 2 c, BGBl. 1957 11, S. 936.
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Zolltarif bezüglichen Ausnahmeregeln leges speciales gegenüber den allge-
meinen Schutzklauseln darstellen und daß diese daher trotz ihres weitge-
spannten Wortlauts auf den Bereich des gemeinsamen Zolltarifs nicht an-

wendbar sind.
Wenn Art. 26 vorschreibt, daß ein Staat, der sich in besonderen Schwie-

rigkeiten. befindet, die Angleichung seines Zolltarifs in den gemeinsamen
Zolltarif für höchstens 5% seiner Einfuhren befristet aufschieben darf, so

muß man daraus folgern, daß demselben Staat nicht auf Grund der Schutz-
klausel des Art. 226 Aussetzungen für weitere Teile seiner Einfuhren ge-
währt werden können. Sonst wäre die Begrenzung in Art. 26 sinnlos.
Ebenso dürfen die scharfen Voraussetzungen für die Gewährung einiger
Zollkontingente nicht mit Hilfe der weit gefaßten Schutzklauseln, um-

gangen oder ausgelöst werden. Das würde dem Zweck der Vorschriften
über die Zollkontingente eindeutig zuwiderlaufen.

d) Änderungen des gemeinsamen Zolltarifs

Der Vertrag betont an-mehreren Stellen, daß die Gemeinschaft das Ziel

verfolgt, den zwischenstaatlichen Handel und den Abbau der Handels-
schranken im Verkehr mit dritten Ländern zu fördern Daher kommt
der Frage besondere Bedeutung zu, ob und in welcher Weise die im gemein-
samen Zolltarif festgelegten Positionen nachträglich geändert werden
können. Der Vertrag unterscheidet zwischen autonomen und mit dritten
Staaten vereinbarten Zolländerungen. Autonom können die Sätze des ge-
meinsamen Zolltarifs durch eine einstimmige Entscheidung des Rates jeder-
zeit, also auch schon vor Ablauf der übergangszeit und in jeder beliebigen
Weise erhöht, vermindert oder ausgesetzt werden 4&quot;). Dabei ist der Rat
nicht an die in den Listen B bis F vereinbarten Grenzen und Zollsätze
gebunden. Der Vertrag gibt dem Rat mithin außerordentlich weitgehende
Befugnisse, die ihrem Charakter nach legislativ sind und in den Mitglied-
staaten bisher durch die gesetzgebenden Organe wahrgenommen wurden
Nach Ablauf der übergangszeit kann der Rat über geringfügige und be-

122) Vgl. Präambel Abs. 7, Art. 18 und 110 EWG-Vertrag.
123) Art. 28 EWG-Vertrag.
124) Zu den daraus sich ergebenden verfassungspolitischen Fragen vgl. den Bericht des

Abg. M o mm er, Bundestagsdrucksache 3660, S. 15. Um die parlamentarische Kontrolle
gegenüber den Beschlüssen des Rates zu verstärken, bestimmt das deutsche Gesetz zu den
Verträgen vom 25. 3. 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und
der Europäischen Atomgemeinschaft in Art. 2, daß die Bundesregierung vor einem Beschluß
des Rates, der innerdeutsche Gesetze erforderlich macht oder in Deutschland unmittelbar
geltendes Recht schafft, Bundestag und Bundesrat unterrichten soll. BGBl. 1957 11, S. 753.
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fristete Anderungen des gemeinsamen Zolltarifs auf Vorschlag der Kom-

mission sogar durch qualifizierten Mehrheitsbeschluß entscheiden 125).
Daneben hat die Gemeinschaft die.Befugnis, mit dritten Staaten Verein-

barungen über eine Anderung oder Aussetzung der Zölle des gemeinsamen
ZOlltarifs zu treffen. Für die Verhandlungen sieht der Vertrag folgendes
Verfahren vor: Die Kommission unterbreitet dem Rat Empfehlungen für

Zollverhandlungen mit dritten Ländern. Der Rat ermächtigt die Kommission
die Verhandlungen zu führen und. erteilt ihr Richtlinien. Bei den Verhand-

lungen wird die Kommission durch einen vom Rat bestellten Ausschuß
unterstützt &apos;). Die Abkommen werden im Namen der Gemeinschaft vom

Rat geschlossen Der Rat trifft die ihm hinsichtlich der Vereinbarungen
mit dritten Staaten obliegenden Entscheidungen während der ersten beiden
Stufen einstimmig, danach mit qualifizierter Mehrheit &apos;). Unter welchen

Voraussetzungen die getroffenen Vereinbarungen in Kraft treten, bestimmt
sich nach dem Willen der Vertragschließenden. Die Verträge können init

der Unterzeichnung rechtsverbindlich werden (einfaches Verfahren). Es

kann aber auch vereinbart werden, daß die Verträge der Ratifikation be-
dürfen. Im letzteren Falle werden sie mit der Hinterlegung oder dem
Austausch der Ratifikationsurkunden verbindlich (zusammengesetztes Ver-

fahren).
Seitens der Gemeinschaft ist der Rat sowohl für die Unterzeichnung wie

für die Ratifikation allein zuständig. Das hindert jedoch nicht, daß die
Gemeinschaft trotzdem einen Vertrag im zusammengesetzten Verfahren,
abschließt. Wird die Ratifikation vereinbart&quot; so ist der Rat ebensowenig
wie ein staatliches Organ verpflichtet, die Ratifikation vorzunehmen. Sie

liegt rechtlich gesehen in seinem freien Ermessen, wenn es auch politisch
kaum denkbar erscheint, daß die Ratifikation ohne gewichtige Gründe ver-

weigert wird
Bevor er ratifiziert, kann der Rat die Versammlung anhören. Das. ist

125) Art. 28 Satz 2 EWG-Vertrag. In diesem Verfahren dürfen die Zölle für längstens
zweimal 6 Monate und höchstens 20% ZolIsatzes geändert oder ausgesetzt werden.

126 Der Vertrag knüpft hier an die Regelung des EGKS-Vertrages ani Vgl. unten

Anm. 208.

127) Art. 111 Ziffer 2, 113 (3), 114 EWG-Vertrag.
128) Art. 111 Ziffer 3, 113 (4), 114 EWGeVertrag.
l&quot;) Wie hier die ganz übgWiegende Ansicht&quot; vgl. Alfred Verdröss, Völkerrecht,&apos;

3. Aufl. 1955, S. 140; 0 p p e n h e i m - L a u t e r p a c h t International Law, 7th Ed.
1948, Ild. 1, S. 814 L; Ludwig B i t t n. e r Die Lehre von den völkerrechtlichen Vertrags-
urkunden, 1924, S. 142, 260; j. Mervyn j o n e,s Full Powers and, Ratificati.on, Cam-

bridge 19.46, S. 66, 78 f.; ab-weichend jedoch Marcel S i b e r t Traitg de droit international
public, Paris 195 1, Bd. 2, S. 226 ff., der mit, einigen anderen die Auffassung vertritt, die
Ratifikation dürfe auch unter rechtlichen Gesichtspunkten nur verweigert werden, wenn

gewichtige Gründe vorlägen.
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zwar im EWG-Vertrag mit Bezug auf Zollvereinbarungen nicht ausdrück-
lich vorgesehen, doch steht nichts im Wege, daß der Rat es trotzdem tut.

Der Grundsatz, daß der Rat den WirtSchafts- und Sozialausschuß in allen
Fällen anhören k a n n in denen dies angebracht erscheint &quot;&apos;), muß analog
und a fortiori auf die Versammlung angewandt werden, da ihr nach dem

EWG-Vertrag eine stärkere Stellung als dem Wirtschafts- und Sozial-
ausschuß zugewiesen ist. Auch kann der Rat vor der hatifikation einer

Zollvereinbarung ein Gutachten des Gerichtshofes zu der Frage einholen,
ob die Vereinbarung mit dem EWG-Vertrag im Einklang steht 131).

Auf der anderen Seite steht nichts im Wege, daß der Rat eine Zoll-

vereinbarung im einfachen Verfahren abschließt, während sich der Ver-

tragspartner auf Grund seiner verfassungsrec[itli.chen Bestimmungen die
Ratifikation vorbehält Von dem Willen der Vertragschließenden hängt
es schließlich ab, ob die vereinbarten Anderungen des Zolltarifs mit dem
Inkrafttreten des Vertrages unmittelbar wirksam werden (self-executing
treaty), oder ob es dazu noch besonderer Entscheidungen der zuständigen
Organe bedarf. In jedem Fall ist der Vertrag für alle Organe der Ge-

meinschaft und für die Mitgliedstaaten verbindlich &apos;).
Die Mitgliedstaaten verlieren mit dem Inkrafttreten des gemeinsamen

Zolltarifs die Hoheit über ihre Außenzölle. Sie können sie weder durch
autonome Entscheidungen noch durch Vereinbarungen mit dritten Staaten
modifizieren. Während der Übergangszeit können die Mitgliedstaaten ihre
Außenzölle nur insoweit andern, als der Vertrag ihnen diese Freiheit be-
läßt, sie können sie, vor allem schneller als vorgeschrieben an den gemein-
samen Zolltarif anpassen.

2. Sonstige autonome Maßnahmen

Im Gegensatz zu der detaillierten Regelung des Einfuhrzolles enthält
der EWG-Vertrag nur wenige generelle Bestimmungen über die Gestaltung
der übrigen für den Warenverkehr mit dritten Staaten maßgebenden Re-

geln. Im autonomen Bereich müssen die Mitgliedstaaten während der über-

gangszeit ihre Handelsbeziehungen mit dritten Ländern koordinieren,
um die Voraussetzungen für eine gemeinsame Handelspolitik während der

Endperiode zu schaffen Die Pflicht zur Koordinierung bezieht sich nicht

130) Art. 198 EWG-Vertrag.
131) Art. 228 EWG-Vertrag. Das gleiche Recht haben die Kommission und jeder

Mitgliedstaat.
132) Zu der Völkerbundspraxis, die so verfuhr, vgl. V e r d r o s s a. a. 0., S. 140 f. mit

Nachweisen.
133) Art. 228 (2) EWG-Vertrag.
134) Art. 111 ZifFer 1 EWG-Vertrag.
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nur auf die tatsächlichen Beziehungen, sondern vor allem auch auf die

rechtliche Regelung des Warenverkehrs mit dritten Staaten. Demnach sind

die Mitgliedstaaten gehalten, ihre Regeln über die oben als Teil der Han-

delspolitik definierten Bereiche aufeinander abzustimmen. Dazu gehört
insbesondere auch die Devisenpolitik, soweit sie sich auf den Warenverkehr

mit dritten Staaten bezieht. Die Tatsache, daß sich in dem Kapitel
Kapitalverkehr eingehende Vorschriften zum Zwecke der Koordinierung
der Devisenpolitik für den Kapitalverkehr mit dritten Staaten finden

während solche Vorschriften im, Hinblick auf den Warenverkehr fehlen,
kann nur so erklärt-werden, daß die Ver&apos;tragschließenden. die Devisen-

bestimmungen für den Warenverkehr als Bestandteil der Handelspolitik
und eine besondere Erwähnung daher als überflüssig angesehen haben.

Die Verpflichtung zur Koordinierung der Handelspolitik während der

übergangszeit ist nicht näher konkretisiert. Nur hinsichtlich der Ausfuhr-

beihilfen ist bestimmt, daß sie zu vereinheitlichen sind, soweit dies erforder-

lich ist, um eine Verfälschung,des Wettbewerbs zwischen Unternehmen der

Gemeinschaft zu vermeiden &quot;&apos;), und von den Liberalisierungslisten wird

gesagt, daß sie auf einem möglichst hohen Stand. vereinheitlicht werden

sollen. Die mangelnde PräziSiOn-des Vertrages wird jedoch teilweise, da-

durch ausgeglichen, daß schon während der übergangszeit den Organen der

Gemeinschaft in erheblichem Umfang Befugnisse hinsichtlich der autonomen

Gestaltung der Regeln über den Warenverkehr mit dritten Staaten zu-

gewiesen werden. Insbesondere kann der Rat Richtlinien über die.Ver-

einheitlichung der Ausfuhrbeihilfen erlassen Im übrigen kann die Kom-

mission (unverbindliche) Empfehlungen über die Vereinheitlichung der

Liberalisierungslisten an die Mitgliedstaaten richten, und sie kann dem Rat

Vorschläge für die Vereinheitlichung der Handelspolitik insgesamt unter-

breiten.
Der Rat entscheidet über diese Vorschläge während der beiden ersten

Stufen einstimmig, danach mit qualifizierter Mehrheit`). Demnach kann

135) Art. 70 EWG-Vertrag.
136) Art. 112 (1) EWG-Vertrag. Ausgenommen von dieser Regelung sind Zoll- und

Steuerrückvergütungen.
137) Richtlinien im Sinne des EWG- und EAG-Vertrages sind. Beschlüsse der euro-

päischen Organe, die für die, Mitgliedstaaten hinsichtlich des zu erreichenden Zieles ver-

bindlich sind, jedoch die Wahl der Form und der Mittel freistellen. Art, 189 EWG-, 161

EAG-Vertrag. Empfehlungen im Sinne des EWG- Und des EAG-Vertrages sind dem-

gegenüber unverbindlich. Im Gegensatz dazu sind Empfehlungen im Sinne des EGKS-

Vertrages hinsichtlich des in ihnen gesetzten Zieles verbindlich (Art. 14 EGKS-Vertrag).
Sie entsprechen also den Richtlinien der beiden anderen Verträge,- wenn sie an Mit-

gliedstaaten gerichtet werden.

138) Art.. 112 (1) EWG-Vertrag.
139) Art. 111 Ziffer 3 EWG-Vertrag. Allerdings ist der Vertrag an dieser Stelle nicht

http://www.zaoerv.de
© 1957/58 Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Die Errichtung des gemeinsamen Marktes 497

der Rat schon während der übergangszeit gemeinschaftliche Regeln über
sämtliche den Warenverkehr mit dritten Ländern betreffenden Fragen
aufstellen, soweit solche Regeln erforderlich sind, um die- Voraussetzungen
für eine gemeinsame Handelspolitik während der Endperiode zu schaffen.

Nach Ablauf der übergangszeit wird eine gemeinsame Handelspolitik
gegenüber dritten Staaten betrieben Die Kommission. unterbreitet dem
Rat Vorschläge für die Durchführung der gemeinsamen Handelspolitik.
Der Rat beschließt über diese Vorschläge mit qualifizierter Mehrheit. Dabei
kann der Rat jede zum Bereich der Handelspolitik gehörende Frage- regeln.
Die Aufzählung in Art. 113 ist nicht erschöpfend. Außer den dort genann-
ten Materien des autonomen Bereiches (Anderung von Zollsätzen, Verein-

heitlichung der Liberalisierungsmaßnahmen, Ausfuhrpolitik, handelspoliti-
sche Schutzmaßnahmen) gehören Einfuhrabgaben, die Regelung der
Einfuhr- und Ausfuhrpreise, die Festsetzung der Bedingungen von Außen-
handelsgeschäften und die Devisenvorschriften für den Warenverkehr mit
dritten Staaten zu den Gebieten, über die der Rat zu entscheiden hat. Im

übrigen geht, was die autonome Anderung des gemeinsamen Zolltarifs
betrifft, die. Spezialvorschrift des Art. 28, welche grundsätzlich die Ein-
sdnimigkeit des Rates verlangt, dem Art. 113 vor. Die Möglichkeit, Zoll-
sätze gemäß der letzteren Vorschrift durch qualifizierten Mehrheitsbeschluß
autonom zu ändern, besteht demnach nur hinsichtlich der Ausfuhrzölle.

Nicht eindeutig geregelt ist die Frage, ob und in welchem Umfang die
Mitgliedstaaten in der Endperiode handelspolitische Befugnisse behalten.
Die Antwort ergibt sich jedoch, wenn man die Vertragsbestimmungen über
die Handelspolitik mit denen über die Wirtschaftspolitik im allgemeinen
vergleicht. Der Vertrag geht davon aus, daß die Wirtschaftspolitik &quot;&quot;) ein-

mit der ihm sonst eigenen Präzision formuliert. Art. 111 regelt die Mehrheitsverhältnisse,
mit denen der Rat bei Ausübung der ihm in diesem Artikel übertragenen Befugnisse
beschließt (Ziffer 3), und sagt, daß die Kommission dem Rat Vorschläge für die Verein-
heitlichung der Handelspolitik unterbreitet (Ziffer 1). Aber nirgends ist ausdrücklich gesagt,
daß der Rat über diese Vorschläge entscheidet. Indessen kann es sich hier nur um eine
Ungenauigkeit der Formulierung handeln. Es wäre sinnlos, der Kommission vorzuschreiben,
dem Rat Vorschläge zu machen, wenn der Rat nicht die Befugnis hätte, über diese Vor-
schläge zu entscheiden. Wie hier auch die deutsche Regierungsbegründung, Bundestags-
drucksache 3440 Anl. C, S. 133 f. Die gleiche Ungenauigkeit. des Ausdrucks kehrt in
Art., 113 EWG-Vertrag wieder.

110) Art. 113 EWG-Vertrag.
I&apos;) Vgl. Art. 2 (Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch Errichtung eines gemeinsamen

Marktes und die schrittweise Annäherung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten ),
Art. 6 (Die Mitgliedstaaten koordinieren- in enger Zusammenarbeit mit den Organen der
Gemeinschaft ihre Wirtschaftspolitik .), Art. 104 (Jeder Mitgliedstaat betreibt die
Wirtschaftspolitik, die erforderlich ist ) und Art. 145 (Der Rat sorgt für die Ab-
stimmung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten).
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schließlich der Wechselkurspolitik der Währungspolitik und der

Konjunkturpolitik&apos;) auch in der Endperiode Sache der Einzelstaaten

bleibt, die sich zur Zusammenarbeit und zur Koordinierung ihrer Maß-
nahmen verpflichten. Die Gemeinschaft besitzt nur begrenzte Eingriffs-
rechte.

Ganz anders sind die Vertragsbestimmungen über- die Handelspolitik
formuliert. Art. 110, 111 Ziffer 1 und 113 sprechen von der gemeinsamen
Handelspolitik oder von der Durchführung einer gemeinsamen Politik
auf dem Gebiet des Außenhandels. Der Vertrag geht hier offenbar davon

aus, daß die Außenhandelspolitik in der Endperiode Sache der Gemein-

schaft ist. Das ergibt sich besonders deutlich aus Art. 111, Ziffer 1 EWG-

Vertrag, der ausdrücklich als das Ziel der während der Übergangszeit zu

treffenden Maßnahmen die Schaffung2 Voraussetzungen für die Durch-

führung einer gemeinsamen Handelspolitik in der Endperiode bezeichnet.
Daraus ist zu folgern, daß in der Endperlode die Fülle der handelspoliti-
schen Befugnisse bei der Gemeinschaft liegt und daß die Mitgliedstaaten
nur noch insoweit Befugnisse besitzen, als dies: mit den Kompetenzen, der

Gemeinschaft in Einklang steht. So können die Mitgliedstaaten selbstver-
ständlich handelspolitische Maßnahmen zur Durchführung der von der
Gemeinschaft aufgestellten Grundsätze oder auf Grund einer Ermächtigung
der Organe der Gemeinschaft treffen

Gegenüber dem Grundsatz, daß die Handelspolitik in der Endperiode
Sache der Gemeinschaft ist, sieht der Vertrag eine einschneidende Ausnahme

vor. Ein Mitgliedstaat, der sich in einer Zahlungsbilanzkrise befindet, kann
die erforderlichen Schutzmaßnahmen gegenüber dritten Staaten, insbeson-
dere mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen, bei Gefahr im Verzuge auto-

nom einführen. Er muß sie allerdings auf Verlangen des Rates wieder
aufheben

Schließlich ist zu prüfen, welche Bedeutung den zahlreichen übrigen

142) Art. 107 (Jeder Mitgliedstaat behandelt seine Politik auf dem Gebiet der Wechsel-
kurse als eine Angelegenheit von gemeinsamem Interesse).

143) Art. 105 (Um die Koordinierung der Währungspolitik der Mitgliedstaaten zu

fördern, wird ein.Währungsausschuß eingesetzt).
144) Art. 103 (Die Mitgliedstaaten betrachten ihre Konjunkturpolitik als eine Ange-

legenheit von gemeinsamem Interesse).
145) Vgl. Art. 115 Abs. 1 EWG-Vertrag. Weitere Befugnisse der Mitgliedstaaten können

sich aus der Anwendung von Schutzklauseln ergeben. Vgl. den folgenden Text.

1413) Art. 109 EWG-Vertrag. Dortselbst auch weitere Einzelheiten. Daß sich Art. 109
auch auf handelspolitische Maßnahmen gegenüber dritten Staaten bezieht, folgt aus

Art. 109 (2) in Verbindung mit 108 (2) b. Abweichungen vom gemeinsamen Zolltarif
sind jedoch aus den oben IV A 1 c dargelegten Gründen auch im Falle einer Zahlungs-
bilanzkrise nicht zugelassen.
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Schutzklauseln und Sonderbestimm.ungen, die -der Vertrag enthält, im

handelspolitischen Bereich zukommt. Einige dieser Klauseln sind eindeutig
ausschließlich dazu bestimmt, wirtschaftliche Störungen abzuwenden, die

infolge der Beseitigung der Hemmnisse des inneren Warenverkehrs von

einem anderen Mitgliedstaat ausgehen. Sie kommen daher für die Rechts-

beziehungen zu dritten Staaten nicht in Betracht. In diese Kategorie gehören
die Bestimmungen im Hinblick auf Dumping-Maßnahmen innerhalb der

Gemeinschaft, Anderungen des Wechselkurses, die staatlichen Handels-

monopole, die Ungleichheit der französischen Einfuhrabgaben und Aus-

fuhrbeihilfen, die Nichterreichung der französischen Überstundenregelung
und im Hinblick auf die Schwierigkeiten, die infolge des Handels eines

Mitgliedstaates mit der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands auf-
treten 147).

Dagegen sind andere Schutzklauseln und Sonderbestimmungen auch im

handelspolitischen Bereich anwendbar..Die oben (IV A 1 c ee) angeführten
Gründe gegen die Heranziehung der allgemeinen Schutzklauseln im Bereich
des gemeinsamen Zolltarifs gelten für die übrigen handelspolitischen Be-

stimmungen des EWG-Vertrages nicht. Denn während der gemeinsame
Zolltarif als eine in sich geschlossene, abschließend geregelte Spezialmaterie
erscheint, sind die übrigen handelspolitischen Vorschriften so allgemein
gehalten&gt; daß eine ergänzende Anwendung anderer Vertragsbestimmungen
sehr wohl möglich erscheint. Das gilt besonders von den Schutzklauseln im
Falle von Zahlungsbilanzschwierigkeiten. Es wurde schon gezeigt, daß die
eine dieser Klauseln, die im Falle einer Krise den Staaten gestattet, auto-

nome Schutzmaßnahmen zu ergreifen (Art. 109), auch für den handels-

politischen Bereich anwendbar ist. Ebenso muß im Falle des Art. 108 die
Kommission die Möglichkeit haben, einen in Zahlungsbilanzschwierigkeiten
geratenen Staat zu ermächtigen, die erforderlichen Maßnahmen gegenüber
dritten Staaten zu treffen. Es wäre in der Tat widersinnig, wenn ein Mit-

gliedstaat durch die Kommission nur ermächtigt werden könnte, Handels-

beschränkungen gegenüber den anderen Mitgliedstaaten einzuführen, aber

genötigt wäre, gegenüber dritten Staaten die womöglich weitergehenden
Liberalisierungsgrundsätze, die der Rat für den Bereich der Handelspolitik
aufgestellt hat, zu beachten. Die Schutzklauseln des Art. 108 und 109 sind

demgemäß auch im handelspolitischen Bereich anwendbar mit Ausnahme
der Sonderbestimmung des Art. 108 (2) b, die ihrem Wortlaut und ihrem
Zweck nach nur für den inneren Warenverkehr Bedeutung hat.

Auch die Schutzklauseln des Art. 11-5 EWG-Vertrag, die sich auf die

147) Das sind die oben unter 1114 b, f, h, m, n, o behandelten Schutzklauseln.
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Fälle beziehen, daß Verkehrsverlagerungen die Durchführung der im Ver-

trag vorgesehenen handelspolitischen Maßnahmen behindern oder daß

Unterschiede, zwischen diesen Maßnahmen zu wirtschaftlichen Schwierig-
keiten führen, können für den handelspolitischen Bereich Bedeutung haben.

So ist es denkbar, daß die Kommission einem Mitglliedstaat, der seinen

,Außenzoll schneller als vorgesehen an,den gemeinsamen Zolltarif ange-

glichen hat und dadurch in. Schwierigkeiten gerät, die Wiedereinführung
oder Beibehaltung mengenmäßiger Beschränkungen gegenüber dritten

Staaten gestattet. Allerdings dürfte das Schwergewicht der nach Art. 115 zu

treffenden. Maßnahmen, insbesondere soweit sie die-,Verhinderung von

Verkehrsverlagerungen bezwecken, im Bereich des. inneren Warenverkehrs

zwischen den Mitgliedstaaten liegen.
Die auf die Dauer der übergangszeit beschränkte SchutAlausel des Art.

226 EWG-Vertrag, die ganz allgemein von den Vorschriften des EWG-

Vertrages abweichende Maßnahmen zuläßt, dürfte ebenfalls im handels-

politischen Bereich anwendbar sein.

Auch die- Bestimmung, die Frankreich die Beibehaltung eines Sonder-

regimes von Einfuhrabgaben und Ausfuhrbeihilfen gestattet, gilt für den

Warenverkehr mit dritten Staaten. Da es sich um Maßnahmen zum Aus-

gleich der Disparität der französischen,Währung handelt, müssen sie sinn-

gemäß gegenüber Mitgliedstaaten und dritten Staaten in gleicher Weise

zum Zuge kommen.
Schließlich wird man den Mitgliedstaaten die Befugnis einräumen müs-

sen, die Maßnahmen, die sie,im Hinblick auf die Produktion und den

Handel mit Kriegsmaterial und die Sie im Falle einer Störung der in-

neren Ordnung oder der äußeren Sicherheit`) gegenüber ihren Partner-

staaten autonom ergreifen,auch gegenüber dritten Staaten in Anwendung
zu bringen, da insoweit eine Kompetenz der europäischen Organe nicht

besteht.

3. Handelspolitische Verhandlungen und Vereinbarungen-

Die Anderung des gemeinsamen Zolltarifs durch Vereinbarungen mit

dritten Staaten ist bereits behandelt &quot;). Darüber hinaus schreibt der Ver-

trag vor, daß di&gt;e Mitgliedstaaten im Benehmen mit der Kommission wäh-

rend der übergangszeit alle erforderlichen Maßnahmen treffen müssen, um

eine Anpassung der mit dritten Ländern getroffenen Zollvereinbarungen

148) Oben 1114 1.

149) Oben 1114 k.
150) Oben IV A 1 d.
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an die Bestimmungen des EWG-Vertrages herbeizuführen Verhand-

lungen der Gemeinschaft über andere handelspolitische Fragen als Zölle

sind jedoch während der übergangszeit nicht vorgesehen. In der End-

periode kann dagegen die Gemeinschaft Verträge über den gesamten Bereich

der Handelspolitik schließen. Das. dabei anzuwendende Verfahren ist das

gleiche wie bei Zollverhandlungen in der Endperiode 112). über den Ver-

trägschluß entscheidet demnach der Rat mit Zweidrittelmehrheit.

Eine Sonderregelung trifft der EWG-Vertrag in Art. 238 für Assozi-

ierungsabkommen mit dritten Staaten, Staatenverbindungen oder inter-

nationalen Organisationen. Sie können alsbald nach Inkrafttreten des

EWG-Vertrages geschlossen werden. Vor ihrem Abschluß m u ß die Ver-

sammlung angehört werden. Eine Beauftragung der Kommission als Ver-

handlungSbevollmächtigte ist zwar nicht in Art. 238, wohl aber in Art.,228

EWG-Vertrag auch für den Bereich der Assoziierungsabkommen zwingend
vorgeschrieben. Vor allem aber bedürfen Assoziierungsabkommen einer

einstimmigen Beschlußfassung des Rates. Die Frage, worin sich diese Ab-

kommen von handelspolitischen Verträgen unterscheiden; hat daher große
praktische Bedeutung. Der EWG-Vertrag definiert&apos; die Assoziierungs-
abkommen als Vereinbarungen, in denen gegenseitige Rechte und Pflichten,
ein gemeinsames Vorgehen und besondere Verfahren vorgesehen werden.

Die entscheidende Frage dürfte dabei sein, ob sich die EWG und ihre Ver-

tragspartner zur Erreichung gemeinsamer Ziele zusammenschließen. Wenn

sie zu diesem Zweck besondere Organe einsetzen, eine regelmäßige Konsul-
tation -und ein gemeinschaftliches Vorgehen in anderen internationalen Or-

ganisationen vereinbaren, handelt es sich um ein Assoziierungsabkommen,
das der einstimmigen Zustimmung des Rates bedarf. Wenn sich dagegen
ein Vertrag darauf beschränkt, den Austausch von Leistungen.und Gegen-
leistungen, etwa von Waren, Warenkontingenten oder Zollzugeständnissen
vorzusehen, liegt eine handelsPOlitische Vereinbarung vor, die in der End-

periode durch Zweidrittelmehrheit des Rates abgeschlossen werden kann.
Eine besondere Vorschrift des Vertrages ist den internationalen Organi-

sationen mit wirtschaftlichem Charakter, denen die Mitgliedstaaten ange-

hören, gewidmet. Es handelt sich insbesondere um die OEEC, das GATT

und den Internationalen Währungsfonds. Während der übergangszeit stim-

men die Mitgliedstaaten ihr Vorgehen in diesen Organisationen aufeinander
ab und wahren soweit wie möglich eine einheitliche Haltung. In der

Endperiode gehen sie bei allen Fragen, die die EWG berühren, nur noch

1-51) Art. 111 Ziffer 4 EWG-Vertrag.
1-52) Art. 113 (3) EWG-Vertrag.
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gemeinsam vor. Der Rat faßt die entsprechenden Beschlüsse auf Vorschlag
der Kommission mit qualifizierter Mehrheit 153).

4. Territoriale Probleme

Keine der Regeln des EWG-Vertrages, die sich auf den Warenverkehr

mit dritten Staaten beziehen, gelten für die Länder und Hoheitsgebiete.
Bei diesen ändert sich hinsichtlich ihrer Rechtsbeziehungen zU dritten Staa-

ten nichts. Falls Verkehrsverlagerungen daraus resultieren, daß der Außen-

zolltarif eines Landes oder Hoheitsgebietes unter dem gemeinsamen Zoll-

tarif liegt, kann die Kommission den Mitgliedstaaten die erforderlichen

Abhilfemaßnahmen vorschlagen 154). Anders ist die Rechtslage bezüglich
Algeriens und der überseeischen Departements Frankreichs. In ihnen gelten
die Bestimmungen des Vertrages über den freien- Warenverkehr Dazu

gehören nach, der Terminologie des Vertrages auch die Vorschriften ülber
den gemeinsamen Zolltarif &apos;). Dagegen gelten die Bestimmungen des Ver-

trages über die gemeinsame Handelspolitik in Algerien und den, über-

seeischen Departements zunächst nicht. Hier ergibt sich eine Schwierigkeit,
wenn der gemeinsame Zolltarif durch Vereinbarungen mit dritten Staaten

geändert wird. Solange diese Vereinbarungen in Algerien und den Departe-
ments nicht unmittelbar gelten, wird eS erforderlich sein, daß der Rat die

aus ihnen resultierenden Anderungen des gemeinsamen Zolltarifs in den

genannten Gebieten durch einen Beschluß nach Art. 28 EWG-Vertrag in

Kraft setzt.

B. Der EAG-Vertrag

1. Aus der Fülle der den Warenverkehr mit dritten Staaten betreffenden

Frägen, die der EWG-Vertrag behandelt, greift der EAG-Vertrag fur die

ihm unterstehenden Erzeugnisse nur eine einzige, die Aufstellung des ge-
meinsamen Zolltarifs, heraus. Allgemein lassen sich die Bestimmungen des

EAG-Vertrages dahin kennzeichnen, &apos; daß der Außenzoll niedriger ist

und daß der gemeinsame Zolltarif schneller in Kraft tritt, als dies im

EWG-Vertrag voegesehen ist.

Für die Erzeugnisse der Liste A&quot;&apos;11) des EAG-Vertrages ist der gemein-
same Zolltarif nicht wie im EWG-Vertrag gleich dem arithmetischen Mittel,

1-53) Art. 116 EWG-Vertrag.
154) Art. 134 EWG-Vertrag.
155) Art. 227 EWG-Vertrag.
1r-6) Vgl. die Überschrift des zweiten Teils, Titel I EWG-Vertrag.
157) Art. 94.

1511) Über die Bedeutung der Listen vgl. oben IL
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sondern gleich dem niedrigsten der am 1. Januar 1957 von den Mitglied-
staaten angewandten Zollsätze

Für Erzeugnisse der Liste A&apos; setzen die Mitgliedstaaten die Zölle wäh-

rend des ersten Jahres durch Vereinbarungen fest, später entscheidet der

Rat der EAG mit qualifizierter Mehrheit.
Hinsichtlich der Erzeugnisse der Liste B des EAG-Vertrages bleibt es

bei der Festsetzung der Zollsätze nach den Regeln des EWG-Vertrages.
Die Zollsätze für die Liste A&apos; und für diejenigen Positionen der Liste

A `, über die im ersten Jahr eine Einigung erzielt wird, treten ein Jahr
nach Inkrafttreten des Vertrages die übrigen Positionen der Liste A&apos; mit

dem sie festsetzenden Beschluß des Rates in Kraft.
Hinsichtlich der Positionen der Liste B kann der Rat der EAG eine vor-

zeitige Anwendung der Sätze des gemeinsamen Zolltarifs des EWG-Ver-

trags beschließen.
2. Neben den Bestimmungen über den gemeinsamen Zolltarif enthält

der EAG-Vertrag eine Reihe von Sondervorschriften über den Warenver-

kehr mit Erzen, Ausgangsstoffen und besonderen spaltbaren Stoffen. Das

Ziel dieser Bestimmungen ist die Verwirklichung des Prinzips der zentralen

Versorgung mit den genannten Erzeugnissen. Zu diesem Zweck gibt der

EAG-Vertrag grundsätzlich der Agentur das ausschließliche Recht, Ver-

träge über die Lieferung von Erzen, Ausgangsstöffen oder besonderen spalt-
baren Stoffen aus dritten Ländern abzuschließen. Nur ausnahmsweise sind

die Verbraucher berechtigt, ihren Bedarf selbst unmittelbar im Ausland zu

decken, so z. B. wenn die Agentur nicht liefern kann &apos;).
Grundsätzlich hat die Agentur auch allein das Recht, Erze, Ausgangs-

stoffe und besondere spaltbare Stoffe in dritte Länder auszuführen, sie

kann aber die Erzeuger von Erzen und Ausgangsstoffen ermächtigen, ihre

Erzeugnisse außerhalb der Gemeinschaft selbst abzusetzen &quot;&apos;).
3. Der EAG-Vertrag sagt nichts darüber, ob hinsichtlich der Erzeugnisse

der Listen A&apos;, A&apos; und B im Verkehr mit dritten Ländern Ausfuhrzölle
oder Abgaben mit gleicher Wirkung erhoben werden dürfen und ob diese

Abgaben gegebenenfalls zu vereinheitlichen sind. Ebenso fehlen Bestim-

mungen über mengenmäßige Beschränkungen, Ausfuhrbeihilfen, Schutz-

maßnahmen und andere handelspolitische Fragen, und schließlich enthält

151) Der deutsche Text spricht weniger deutlich von Zollsätzen, die am 1. 1. 1957 ge-

golten haben. Aus dem französischen Text wird klar, daß das gleiche gemeint ist wie in
Art. 19 (2) EWG-Vertrag.

160) Art. 52, 64, 66 EAG-Vertrag.
161) Die letzteren jedoch nur mit Genehmigung der Kommission. Art. 62 (1) c EAG-

Vertrag.
102) Art. 59 b EAG-Vertrag.
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der Vertrag keine Vorschriften über die. Anderung der Zollsätze der Listen

A&apos;, A&apos; und B.

Man wird annehmen müssen, daß für alle diese Fragen die Regeln des

EWG-Vertrages zum Zuge kommen nach dem allgemeinen Grundsatz, daß

EWG- und EAG-Vertrag als ein einheitliches: Vertragswerk zu betrachten

sind und daß überall da, wo der eine Vertrag Lücken enthält, die Bestim-

mungen des anderen Vertrages zu ihrer Ausfüllung huanzuziehen sind,
soweit der Vertragszweck dies zuläßt. Danach würden über die im EAG-

Vertrag nicht geregelten handelspolitischen Fragen die Organe der EWG

auf Grund der Vorschriften des EWG-Vertrages zu entscheiden haben,
falls dies mit dem Zweck des EAG-Vertrages vereinbar ist. Nun verfolgen
die handelspolitischen Artikel des EAG-Vertrages offenbar vor allem das

Ziel, die Ergebnisse der langfristigen übergangsvorschriften des EWG-Ver-

trages -vorwegzunehmen und den gemeinsamen Markt im Bereich der

Atomenergie schneller zu verwirklichen als den allgemeinen gemeinsamen
Markt Nichts deutet darauf hin, daß auf die Dauer ein besonderer

gemeinsamer Markt für den Bereich der Atomenergie geschaffen werden

sollte. Damit würden sich die Vertragschließenden auch mit einem Grund-

satz, den sie seit den Verhandlungen.über den EGKS-Vertrag anerkannt

haben, nämlich &apos;einer einheitlichen Gestaltung der
&apos;&apos;

HandelspOlitik für&apos;den

gesamten Güterverkehr in*Widersproch gesetzt haben.
Man wird demnach annehmen müssen, daß die handelspolitische Rolle

der EAG-Orgäne eine nur vorübergehende ist. Sie erschöpft sich vor allem

darin, die Zölle für die Positionen der Liste A&apos; festzusetzen.

Gegen die hier vertretene Auffassung könnte jedoch eingewandt werden,
daß die Organe der EWG auf Grund der ihnen zustehenden handelsPoli-
tischen Befugnisse in der Lage wären, die Wirkung der von den EAG-

Organen getroffenen Entscheidungen wieder aufzuheben, und daß ein

solches Ergebnis mit dein Zweck der handelspolitischen Bestimmungen des

EAG-Vertrages und mit. der Vorsch&apos;rift des Art. 232 EWG-Vertrag, die den

Vorrang des EAG-Vertrages ausdrücklich anerkennt, in Widerspruch stehen

würde. Das wäre besonders dann der, Fall, wenn die Organe der EWG

einen vom Rat der EAG niedrig festgesetzten Einfuhrzoll erhöhen oder

Eihfuhrbeschränkungen festsetzen würden, die, die Wirkung des niedrigen
Zolls wieder beseitigen würden.

Indessen schlägt der Einwand nicht durch. Einmal ist es unwahrschein-

lich, daß dieselben Regierungen im Rat EWG eine Entscheidung auf-

heben, die sie im Rat der EAG getroffen haben. Zum. anderen wäre. aber

113) Vgl. die deutsche Regierungsbegründung, Bundestagsdrucksache 3440 Anl. C, S. 187.

164) Vgl. dazti unten Anm. 168.
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ein solches Vorgehen im Hinblick auf die erwähnte Vorschrift des Art. 232

EWG-Vertrag auch rechtlich unzulässig. Nach dieser Bestimmung darf die

Anwendung des EWG-Vertrages nicht zu einer Beeinträchtigung der Vor-

schriften des EAG-Vertrages: führen. Das bedeutet, daß die- Organe der
EWG bei Ausübung ihrer handelspolitischen Befugnisse hinsichtlich der

Erzeugnisse der Listen A&apos;, A&apos; und, B des EAG-Vertrages- nichts tun

dürfen, was, die- Anwendung des EAG-Vertrages erschweren wurde. Sie

dürfen also insbesondere keine Hemmnisse einführen, soweit der EAG-

Vertrag eine möglichst liberale Handelspolitik vorschreibt, und sie -müssen
bei ihren handelspolitischen Entscheidungen auf die Bedürfnisse. der EAG
Rücksicht nehme&quot;n. In der Praxis wird es sich empfehlen, daß die Organe
der EWG ihre handelspolitischen Befugnisse hinsichtlich der Erzeugnisse
der Listen A&apos;, A und B im Benehmen mit den Organen der EAG ausüben.

4. Zu prüfen ist schließlich die. Frage nach der räumlichen Geltung der

handelspolitischen Bestimmungen des EAG-Vertrages. Während die Vor-

schriften, die die zentrale, Versorgung sicherstellen sollen, gemäß Art. 198

EAG-Vertrag zweifellos in dem gesamten Geltungsbereich des Vertrages
einschließlich der überseeischen Länder und Hoheitsgebiete Anwendung
finden, ist es zweifelhaft, ob der gleiche Grundsatz auch für die Zollbestim-

mungen des Vertrages gilt. Artikel 94 EAG-Vertrag enthält zwar nicht wie
Art. 93 einen ausdrücklichen Vorbehalt im Hinblick auf die außereuro-

päischen Hoheitsgebiete, doch führt eine genaue Prüfung zu dem Schluß,
daß Art. 94 in seiner Geltung auf den Bereich der Mitgliedstaaten sowie

Algeriens und der überseeischen Departements beschränkt ist. Dafür spricht
schon eine grammatikalische Interpretation der Vorschrift. Wenn Art. 94

Bestimmungen über einen gemeinsamen Zolltarif trifft, so ist anzu-

nehmen, daß damit der in Art. 18 ff. EWG-Vertrag im einzelnen definierte
gemeinsame Zolltarif gemeint ist. Dieser Tarif gilt in den Ländern und

Hoheitsgebieten nicht. Zu dem gleichen Ergebnis führt eine Interpretation
nach dem Zweck des EAG-Vertrages. Seine handelspolitischen Bestimmun-

gen stellen, wie gezeigt wurde, eine Vorwegnahme der im EWG-Vertrag
vorgesehenen Maßnahmen dar; daß sie für einen ganz anderen räumlichen
Bereich gelten sollen, ist nirgends gesagt. Es kommt weiter hinzu, daß,
wenn der Zolltarif des EAG-Vertrags auch in den Ländern und Hoheits-
gebieten gelten würde, die Frage ungeregelt bliebe, auf welche Weise dieser
Zolltarif später geändert werden könnte. Der EAG-Vertrag sieht eine
Anderung weder durch autonome Maßnahmen noch durch handelspolitische
Verträge vor. Der EWG-Vertrag, dessen Regeln subsidiär zur Anwendung
kommen, gilt insoweit in den Ländern und Hoheitsgebieten nicht. Die
Folge wäre, daß die nach Art. 94 EAG-Vertrag gebildeten Zölle im Bereich
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der Länder und Hoheitsgebiete. überhaupt nicht geändert werden könnten
- ein offensichtlich absurdes Ergebnis. Schließlich ist. auch zu bedenken, daß

die europäischen Organe weder nach dem EAG- noch nach dem EWG-Ver-

trag befugt sind, andere handelspolitische Entscheidungen, wie. etwa die

Einführung mengenmäßiger Beschränkungen, im Bereich der Länder und

Hoheitsgebiete zu treffen. Wenn also die Zollbestimmungen des Art. 94

EAG-Vertrag in diesen Gebieten gelten würden, so würden handelspoli-
tische Maßnahmen teils nach europäischem Recht, teils nach dem bisher ört-
1lich geltenden Recht zu treffen sein, ohne daß eine Koordination beider
Bereiche vorgesehen ist. Alle diese Überlegungen sprechen, für die Ansicht,
daß der gemeinsame Zolltarif des EAG-Vertrages ebensowenig wie, der-

jenige des EWG-Vertrages in den Ländern uld,Hoh gilt, son-

dern daß insoweit die örtlich zuständigen Stellen ihre bisherige Kompetenz.-
behalten.

C. Der EGKS-Vertrag

1. Unterschiede gegenüber dem EWG-Vertrag

Ebenso wie der EWG-Vertragist der EGKS-Vertrag durch das allge-
meine Bestreben gekennzeichnet, die. Handelsbeziehungen zwischen den

Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und dritten Staaten auszuweiten. Arti-

kel 3 macht es den Organen des EGKS zur Pflicht, bei der Ausübung ihrer

Kompetenzen den Bedarf dritter Länder zu&apos;berücksichtigen, die Entwick-

lung des zwischenstaatlichen Warenverkehrs zu fördern und für die Ein-

haltung angemessener Preisgrenzen auf den ausländischen Märkten zu

sorgen &quot;&quot;). Artikel 73 sucht unnötige Restriktionen im Verkehr mit dritten

Ländern zu verhindern.
Andererseits unterscheidet sich aber der EGKS-Vertrag von dem EWG-

Vertrag grundlegend hinsichtlich der auf handelspolitischem Gebiet ange-
wandten Methoden. Während in der EWG die Fülle deF handelspolitischen
Befugnisse nach Ablauf der Übergangszeit bei der Gemeinschaft liegt, wird
die Zuständigkeit der Regierungen der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet
der Handelspolitik durch den EGKS-Vertrag nicht berührt, soweit nicht
der Vertrag etwas anderes bestimmt. In der Tat enthält der Vertrag eine
Reihe von:,Vorschriften, die die handelspolitische Handlungsfreiheit der

Mitgliedstaaten einschränken. Aber im Gegensatz zum EWG-Vertrag
handelt es sich. um Detailbestimmungen, während eine Gesamtkompetenz
der Gemeinschaft für die- Handelspolitik fehlt. Besonders auffällig ist, daß

105) Art. 3 a und f EGKS-Vertrag.
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der EGKS-Vertrag, der im übrigen in der Gewährung unmittelbarer

(supranationaler) Herrschaftsgewalt über Unternehmen und Einzelpersonen
an die europäischen Organe weiter geht als der EWG-Vertrag, im Bereich
der Handelspolitik in dieser Hinsicht stärkere Zurückhaltung übt. Durch
die im Rahmen der EGKS getroffenen handelspolitischen Entscheidungen
werden in der Mehrzahl der Fälle nur die Mitgliedstaaten verpflichtet.
Deren Sache ist es dann, die Beschlüsse in innerstaatliches Recht zu trans-

formieren. Ganz schwach entwickelt sind die Befugnisse der EGKS im Hin-
blick auf handelspolitische Vereinbarungen mit dritten Staaten. Ein Recht
der Gemeinschaft als solcher, derartige Vereinbarungen zu schließen, ist

überhaupt nicht vorgesehen`).
Ein Vergleich der beiden Verträge zeigt demnach, daß der EWG-Ver-

trag von 1957 in der Integration der Außenhandelspolitik einen bedeuten-
den Fortschritt gegenüber dem EGKS-Vertrag von 1951 darstellt. Es ist
nicht so, wie gelegentlich angenommen wird, daß die im EWG-Vertrag
angewandten Integrationsmethoden weniger intensiv als diejenigen des

EGKS-Vertrages seien. Im handelspolitischen Bereich ist zweifellos das

Gegenteil richtig. Der Unterschied zwischen beiden Verträgen liegt eher in
den ihnen zugrunde liegenden wirtschaftspolitischen Prinzipien als in der
Intensität der Integrationswirkung. Offenbar war 1951 noch nicht möglich,
was den Vertragschließenden des Jahres 1957 als eine Selbstverständlichkeit
erschien `): der grundsätzliche Verzicht auf eine nationale Handelspolitik.
Darin liegt der entscheidende politische Fortschritt dieser sechs Jahre &quot;&apos;).

Bei der Darstellung der handelspolitischen Bestimmungen des EGKS-

Vertrages kann in erheblichem Umfang auf die reichhaltige Literatur zu

diesem Vertragswerk verwiesen werden, so daß hier nur die wichtigsten
Fragen zu behandeln sind&quot;&quot;).

1111) Die Praxis hat hier jedoch den Vertrag fortentwickelt. Vgl. unten Ziffer 5 b.
147) Schon der S p a a k - Bericht (oben Anm. 58) sprach sich eindeutig für eine gemein-

same Handelspolitik aus, a. a. 0., S. 79 f.

1611) Das gilt auch dann noch, wenn man berücksichtigt, daß der EGKS-Vertrag nur

einen, Teilausschnitt der Wirtschaft erfaßt und daß daher eine Koordination der Handels-
politik, die sich nicht in Sektoren zerlegen läßt, besonders schwierig war. Vgl. Rapport
de la D616gation frangaise sur le Trait6 instituant la Communaut6 Europ6enne du Charbon
et de l&apos;Acier. Paris, Imprimerie Nationale 1951, S. 139-140 und S p a a k - Bericht a. a. 0.,
S.79.

169) Vgl. vor allem Paul R e u t er, La Communaute Europ4enne du Charbon et de
l&apos;Acier, Paris 1953; Franz W. J e r u s a 1 e m, Das Recht der Montanunion, Berlin 1954;
Daniel V i g n c s, La Communaut6 Europ6enne du Charbon et de l&apos;Acier, Paris 1953;
Wilhelm W e n g 1 e r, La Communaut6, les pays tiers et les organisations internationales,

- Referat auf dem Internationalen Studienkongreß über die EGKS, Mailand 1957; Hans
Joachim H a 11 i e r, Die Vertragschließungsbefugnis der EGKS, diese Zeitschrift, Bd. 17

(1956/57), S. 430 ff.

33 Z. ausl. öff. K. u. VR., Bd. 1813
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2. Die gegenseitige Beistandspflicht

Einen Ansatz für eine Harmonisierung der Handelspolitik der Mitglied-
staaten bietet Art. 71 Abs. 3 des EGKS-Vertrages. Danach sind die Mit-

gliedstaaten verpflichtet, einander gegenseitig Beistand zu leisten, soweit
dies erforderlich ist, um handelspolitische Maßnahmen, die mit dem Ver-

trag und mit den übrigen in Kraft befindlichen internationalen Vereinba-

rungen in Einklang stehen, durchzuführen. Um welche Art von Maß-
nahmen es sich dabei handeln soll, sagt der Vertragnicht. Dies festzulegen,
überläßt er der, Hohen Behörde. So könnte die Hohe Behörde etwa erklären,
daß die Erhebung einer Abgabe bei der Ausfuhr bestimmter Stahlerzeug-
nisse mit dem Vertrag und mit den übrigen geltenden Vereinbarungen in

Einklang stehe. Wenn ein Mitgliedstaat daraufhin eine Ausfuhrabgabe im

Verkehr mit dritten Staaten erheben würde, so wären die übrigen Mitglied-
staaten verpflichtet, ihm Beistand zu leisten, etwa um Verkehrsverlagerun-
gen zu verhindern Worin der Beistand &apos;besteht, sagt der Vertrag gleich-
falls nicht. Er gibt der Hohen Behörde lediglich die Befugnis, unverbindliche

Vorschläge zu machen.
Nur wenn es sich um die Anwendung mengenmäßiger Beschränkungen

der Einfuhr oder der Ausfuhr handelt, kann die Behörde Empfehlungen
zum Zwecke der Koordinierung der getroffenen Maßnahmen aussprechen &quot;&apos;).
Die Empfehlungen sind hinsichtlich der in ihnen gesetzten Ziele verbind-
lich 112).

3. Zölle

Der EGKS-Vertrag sieht einen gemeinsamen Außenzolltarif weder für
Einfuhr- noch für Ausfuhrzölle vor. Er geht im Gegenteil davon aus, daß
die Mitgliedstaaten in der Gestaltung ihrer Zölle autonom bleiben und daß
die Zolltarife daher verschieden sind &quot;&apos;). jedoch kann der Rat der EGKS
durch einstimmige Beschlüsse Mindest- und Höchstzölle festsetzen und
dadurch die Mitgliedstaaten verpflichten, ihre Zolltärife entsprechend zu

ändern Auch ist die Hohe. Behörde befugt, unverbindliche, Vorschläge
für eine Anderung der nationalen Zolltarife. zu machen.

Eine weitere Verpflichtung der Mitgliedstaaten zu einer Annäherung
(Harmonisierung) ihrer Zollsätze für Stahl ergibt sich aus 5 15 des über-

170) Über weitere Anwendungsfälle der Beistandspflicht vgl. Hohe Behörde, 4. Gesamt-
bericht vom 8. 4. 1956, S. 138 f.

171) Art. 73 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 71 Abs. 3 EGKS-Vertrag.
17,2) Siehe oben Anm. 137.
173 Art. 72.Abs. 2 EGKS-Vertrag.
174 Art. 72 Abs. 1 EGKS-Nertrag. Bisherin von dieser Befugnis nicht Gebrauch ge-

macht worden.
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gangsabkommens zum EGKS-Vertrag. Der Ausgangspunkt der hier ge-
troffenen Regelung ist einmal der Wunsch, .den Mitgliedstaaten jede Frei-

heit zur Aushandlung von Konzessionen seitens dritter Länder zu lassen,
und andererseits das Bestreben, Verkehrsverlagerungen zu verhindern, wie

sie bei Fortbestand der zur Zeit des Inkrafttretens des Vertrages stark
unterschiedlichen Stahlzölle unvermeidbar gewesen wären Das Über-

gangsabkommen schreibt vor, daß die Stahlzölle der Mit,gliedstaaten mit

den in der Gemeinschaft geltenden niedrigsten Zöllen abgestimmt`)
werden sollen. Die niedrigsten Zölle sind die Benelux-Zölle. Sie mussen

bis zu zwei Punkten erhöht werden, wenn die Hohe Behörde dies für nötig
erachtet. Auf dieser Grundlage werden die übrigen Zölle abgestimmt, d. h.

so bemessen, daß keine Verkehrsverlagerungen eintreten können Das

bedeutet praktisch, daß die italienischen Zölle über den Benelux-Zöllen liegen
können, während die deutschen Zölle mit den Benelux-Zöllen etwa über-
einstimmen müssen. Bis zur Harmonisierung der Zölle, jedoch längstens bis

zum Ende der übergangszeit (1958) erhalten die Benelux-Staaten Zoll-

Kontingente, innerhalb deren sie ihre Einfuhren aus dritten Ländern zu

ihren bei Inkrafttreten des Vertrages geltenden niedrigen Zollsätzen durch-
führen können &quot;).

Gelingt die vorgesehen Harmonisierung der Stahlzölle bis zum Ablauf
der übergangszeit nicht, so werden die Mitgliedstaaten, deren Zölle über-

höht sind, ermächtigt, für höchstens zwei weitere Jahre Schutzmaßnahmen

gegen Verkehrsverlagerungen zu ergreifen Nach Ablauf dieser Zeit

besteht, wirtschaftlich gesehen, ein Zwang, die Außenzölle zu harmoni-

sieren, da andernfalls Verkehrsverlagerungen unvermeidlich sind. Aller-

dings sagt der Vertrag nicht, auf welche Weise die Harmonisierung durch-

geführt werden soll. Hier kann die Generalklausel des EGKS-Vertrages
zur Anwendung kommen. Gemäß Art. 95 ist die Hohe Behörde mit Zu-

stimmung des Rates, der einstimmig entscheidet, befugt, jede zur Verwirk-

lichung der Ziele des Vertrages erforderliche Entscheidung zu treffen

175) Vgl. dazu R e u t e r a. a. 0., S. 257 ff.
176) 5 15 Abs. 1 und 7 OA. Der deutsche Text spricht teils von anpassen, teils von

angleichen. Beides ist ungenau. Der (maßgebende) französische Text gebraucht den Aus-
druck harmonisieren und Harmonisation, d. h. aufeinander abstimmen; auch das Institut
des Relations Internationales weist mit Recht darauf hin, daß Harmonisierung nicht das-
selbe ist wie Vereinheitlichung; a. a. 0. (oben Anm. 47), S. 250.

177) Über die tatsächliche Entwicklung der Stahlzölle seit 1951 unterrichtet V i g n e s

a. a. 0., S. 60 ff.
178) Wegen weiterer Einzelheiten der für die Benelux-Staaten geltenden Regelung vgl.

S 15 Abs. 3 und 4 ÜA.
179) S 15 Abs. 6 in Verbindung mit 5 29 Abs. 1 d und Abs. 3 ÜA. Das Institut des

Relations Internationales scheint zu übersehen, daß diese Befugnis zeitlich begrenzt ist;
a. a. 0-, S. 252. Fußnote 190) s. S. 510.
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4. Sonstige autonome Maßnabmen

a) Mengenmäßige Beschränkungen

Für die Regelung der mengenmäßigen Beschränkungen des Kohle- und

Stahlverkehrs mit dritten Staaten sind die Re i

er Mitgliedstaatengierungen d

zuständig. Eine generelle Verpflichtung zur Angleichung der Vorschriften
der einzelnen Mitgliedstaaten besteht nicht,`). Doch schreibt der Vertrag
vor, daß Beschränkungen nicht weitergehen,sollen, als die Verhältnisse es

erfordern. Die Hohe Behörde kann die Handhabung der Lizenzierungs-
systeme überwachen und erforderlichenfalls Empfehlungen an die Mitglied-
staaten richten. Die Empfehlungen sind hinsichtlich der in ihnen gesetzten
Ziele verbindlich.
Wenn bei einem der Gemeinschaft unterstehenden Erzeugnis eine ernste

Mangellage entsteht, erhalten die europäischen Organe weitergehende Be-

fugnisse. In diesem Fall kann die Hohe Behörde. das gesamte von der

Mangellage betroffene Aufkommen ohne Rücksicht -auf den Ort der Erzeu-

gung an die Mitgliedstaaten verteilen. jedem Mitgliedstaat obliegt die
weitere Aufteilung des auf ihn entfallenden Kontingents. Vor der Fest-

legung des auf die Ausfuhr entfallenden Anteils ist die Höhe Behörde zu

hören
Darüber hinaus kann die Hohe Behörde nach Art. 59 5 5 EGKS-Vertrag

mit Zustimmung des Rates beschließen, daß in allen Mitgliedsta.aten
mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen, einzuführen sind. Die gleiche Ent-

scheidung kann der Rat durch einen einstimmigen Beschluß treffen. In

beiden Fällen hängt es von dem Inhalt der getroffenen Entscheidung ab, ob

supranationales. Recht, welches Unternehmen unmittelbar bindet, ge-
setzt wird, oder ob lediglich die Mitgliedstaaten zum Erlaß der erforder-
lichen Normen verpflichtet werden. In, der Praxis wird meist ein Zu-
sammenwirken der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten erforderlich sein,
um die vorgesehenen Ausfuhrbeschränkungen durchzuführen. Soweit die

europäischen Organe* Entscheidungen erlassen, die die Unternehmen un-

mittelbar verpflichten, stellen Strafbestimmungen ihre Befolgung, sicher 183).
Eine noch weitergehende Befugnis zur Regelung der Ausfuhr gibt

Art. 59 5 2 EGKS-Vertrag der _Hohen Behörde. Voraussetzung für die

Die in Art. 95 aufgestellte Voraussetzung, daß die Hohelehörde im Rahmen des
Art. 5 handeln muß, dürfte im vorliegenden Fall erfüllt sein. Die Harmonisierung der.Ein-
fuhrzölle erscheint als ein, durch die. Umstände gebotener direkter Eingrig in den Markt
im Sinne des Art. 5.

181) Art. 73 EGKS-Vertrag.
182) Art. 59 S 3 Abs. 2 EGKS-Vertrag.
183) Art. 59 S 5 in Verbindung mit Art. 57 EGKS-Vertrag.
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Anwendbarkeit dieser Vorschrift ist gleichfalls das Vorliegen einer ernsten

Mangellage und außerdem ein einstimmiger Beschluß des Rates über die

Verteilung des gesamten Aufkommens. der Gemeinschaft auf drei Haupt-
kontingente (Kohle- und Stahlindustrie, Export und sonstiger Verbrauch).
In diesem Fall kann die Hohe Behörde mit unmittelbarer Wirkung für

jedes einzelne Unternehmen Fabrikationsprogramme aufstellen &quot;&quot;).

b) Preisfestsetzungen

Ein sehr wichtiges Recht zur Regelung des Warenverkehrs mit dritten
Staaten gibt Art. 61 des EGKS-Vertrages den Organen der Montangemein-
schaft. Für die Ausfuhr in dritte Staaten können Höchst- und Mindestpreise
festgesetzt werden, wenn dies erforderlich ist, um Gefahren abzuwenden,
die den Unternehmender Gemeinschaft aus der Marktlage erwachsen, oder
um die Einhaltung angemessener Preise auf den auswärtigen Märkten zu

gewährleisten i85 Die Preise sollen der Eigenart der auswärtigen Märkte

angepaßt sein. Voraussetzung für die Festsetzung der Preise durch die euro-

päischen Organe ist, daß eine wirksame Kontrolle möglich ist. Selbst wenn
die Gemeinschaft Mindestpreise für die Ausfuhr festgesetzt hat, können
die Unternehmer sie unterschreiten, um ihre Angebote denjenigen von

Unternehmen außerhalb der Gemeinschaft anzupassen. In diesem Fall sind
die abgeschlossenen Geschäfte der Hohen Behörde mitzuteilen, die die

Unterschreitung der festgesetzten Mindestpreise einschränken oder unter-

sagen kann &quot;).
c) Devisenvorschriflen

Auch die Regelung des Zahlungsverkehrs mit dritten Staaten, soweit er

sich auf den Export oder Import von Kohle und Stahl bezieht, ist Sache
der Mitgliedstaaten. Eine Angleichung der staatlichen Bestimmungen for-
dert der Vertrag nic4t generell. Nur ein Sonderfall ist geregelt. Wenn die
Ungleichheit der Vorschriften der Mitgliedstaaten über die den Exporteuren
zur freien Verfügung belassenen Devisen zu Verkehrsverlagerungen führt,
verpflichten sich die Mitgliedstaaten, die durch die Ungleichheit begünstigt
werden, Gegenmaßnahmen zu ergreifen &quot;&apos;). Solche Verkehrsverlagerungen
können insbesondere dann eintreten, wenn ein Mitgliedstaat seinen Expor-
teuren einen höheren Anteil des Exporterlöses zur freien Verfügung über-
läßt als ein anderer Mitgliedstaat &quot;).

184) Art. 59 5 2 Abs. 2 EGKS-Vertrag. R e u t e r a. a. 0., S. 243.
185) Art. 61 c in Verbindung mit 3 f EGKS-Vertrag.
180) Art. 61 c in Verbindung mit Art. 60 S 2 letzter Absatz EGKS-Vertrag.
187) S 18 ÜA. Als Gegenmaßnahme nennt 5 18 Abs. 2 die devisenmäßige Abwicklung

des Exports zu den Bedingungen, die im Ursprungsland der Ware gelten.
188) R e u t e r a. a. 0., S. 261.
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d) Auflagen wegen des Bestimmungsortes der Ware
1&apos;

Eine ungewöhnliche Maßnahme sieht 5 19 des übergangsabkommens
vor. Wenn die Errichtung des gemeinsamen Marktes Verkehrsverlagerun-
gen bei der Ausfuhr zur Folge hat, so kann die Hohe Behörde den Produ-

zenten vorschreiben, über den Bestimmungsort der Ware eine Abrede zu

treffen, durch die der Reexport seitens eines anderen Mitgliedstaates aus-

geschlossen wird &quot;&quot;). Man wird allerdings R e u t e r `) und J e r u s a -

lern darin beipflichten müssen, daß der praktische Wert einer solchen

Maßnahme gering ist, da die Einhaltung der Auflage schwer zu kontrollie-

ren ist, das Interesse der beteiligten Unternehmen eher gegen eine Beach-

tung der Auflage spricht und Sanktionen nicht vorgesehen sind.

e) Scbutzmaßnahmen gegenüber Einfuhren

Eine Reihe weiterer, im Vertrag nicht näher bezeichneter Maßnahmen

kann die Hohe Behörde in folgenden Fällen ergreifen 192)*
aa) wenn Dumping-Verfahren oder andere, durch die Havanna-Charter

für unzulässig erklärte Praktiken zu Lasten, von Ländern, die nicht Mit-

glieder der Gemeinschaft sind, oder von Unternehmen in diesen Ländern

festgestellt werden. Die recht undeutlich formulierte Bestimmung dient

ebenso wie die folgenden Absätze dem Schutz der Gemeinschaft, gegen

störende Einwirkungen, die von dritten Staaten ausgehen &quot;);
bb) wenn Angebote aus dritten Ländern von den Angeboten der Unter-

nehmen der Gemeinschaft abweichen und dieser Unterschied ausschließlich

darauf beruht, daß die Wettbewerbsbedingungen in den dritten Ländern
mit den Grundsätzen des EGKS-Vertrages in Widerspruch stehen;

cc) wenn die Einfuhr aus dritten Ländernrelativ ansteigt uni dadurch

den- Unternehmen der Gemeinschag ein schwerwiegender Nachteil droht.

In diesen Fällen kann die Hohe Behörde Maßnahmen jeder Art ergrei-
fen, die mit diesem Vertrag, insbesOndere mit den Zielen des Art. 3. in Ein-

klang stehen, und an die Regierungen alle mit Art. 71 Abs.,2 (d, h. mit den

internationalen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten) im Einklang, stehen

den Empfehlungen richten. Auch der Wortlaut dieser Bestimmung gibt zu

Zweifeln Anlaß. Kann die Hohe Behörde&apos; nur solche Maßnahmen ergreifen,

189) Siehe dazu Institut des Relations Internationales, a. a. 0., S. 242.

1110) A. a. 0., S. 262.

191) A. a. 0., S. 184.
192 Art. 74 EGKS-Vertrag.
193) So die einhellige Meinung. R e u t e r a. a. 0., S. 262; J e r u s a 1 e m a. a. 0.,

S. 186; Institut des Relations Internationales, a. a. 0., S. 247. Deutsche Regierungsbegrün-
dung Bundestagsdrucksache 1.,Wahlperiode 2401, S. 9. Unklar jedoch die Formulierung
S. 22 dortselbst. Zu dem Begriff des Dumping vgl. Art. VI des GATT und L. P. I m h o f f

GATT, 1952, S. 64 ff.
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zu denen sie durch den Vertrag an anderer Stelle ausdrücklich ermächtigt
wird und nur unter den dort bezeichneten. Voraussetzungen, oder kann sie

alle Maßnahmen treffen, die nach dem Vertrag überhaupt zulässig sind

ohne Rücksicht darauf, ob die für den Erlaß der Maßnahme vorgesehenen
Voraussetzungen gegeben sind? Die letztere Ansicht vertritt J e r u s a -

1 e m Er meint, die Hohe Behörde könne auf Grund der in Art. 74

gegebenen Ermächtigung u. a., Mindestzölle oder Mindestpreise für die

Einfuhr festsetzen. Dieser Auffassung kann jedoch bei näherer Prüfung
nicht beigetreten werden. Der EGKS-Vertrag zeichnet sich in der Regel
durch große Präzision aus, soweit er europäischen Organen die Ermächti-

gung gibt, unmittelbar verbindliche Herrschaftsakte gegenüber Unter-

nehmen oder Einzelpersonen zu erlassen. Die in Betracht kommenden Maß-
nahmen sind stets genau bezeichnet Eine Ausnahme macht nur die

Generalklausel des Art. 95. Doch, ist hier die Ausübung der Ermächtigung
zum Erlaß von Herrschaftsakten an strenge verfahrensmäßige Voraus-

setzungen (Anhörung des beratenden Ausschusses, einstimmige Zustimmung
des Rates) gebunden. Man kann nicht annehmen, daß Art. 74 der Hohen
Behörde eine ähnlich weitgehende Ermächtigung geben will, ohne daß auch

nur ein anderes Organ mitzuwirken braucht.
Aber auch außerhalb des Bereichs unmittelbarer Herrschaftsakte wird

die Hohe Behörde bei Ausübung der ihr in Art. 74 übertragenen Befugnisse
die Schranken zu beachten haben, die sich daraus ergeben, daß andere Or-

gane für den Erlaß bestimmter Maßnahmen ausschließlich zuständig sind.
Das gilt vor allem von der Festsetzung von Höchst- und Mindestzöllen
durch einstimmigen Beschluß des Rates gemäß Art. 72 EGKS-Vertrag.
überall da, wo der Rat einstimmig zu entscheiden hat, wird deutlich, daß
den Mitgliedstaaten die übertragung des betreffenden Hoheitsrechtes an

die Gemeinschaft besonders schwer gefallen ist und daß sie sich mindestens
die Möglichkeit eines Vetos im Rat vorbehalten wollten. Man kann nicht

annehmen, daß sie gleichartige Befugnisse der Hohen Behörde im Rahmen
des Art. 74 übertragen haben, ohne daß der Rat auch nur mitzuwirken
braucht. Das Schwergewicht der von der Hohen Behörde gemäß Art. 74

zu treffenden Maßnahmen liegt daher im Bereich der Empfehlungen, die
ausdrücklich als ein geeignetes Mittel zur Behebung der in diesem Artikel
bezeichneten Schwierigkeiten genannt sind. Die Empfehlungen müssen an

die Mitgliedstaaten gerichtet werden. Sie lassen ihrem Wesen nach dem
Adressaten die Wahl der Mittel, um das gesetzte Ziel zu erreichen&apos;).

194 A. a. 0., S. 188.

19-5) Vgl. etwa Art. 47 Abs. 3, 49 f., 58, 59 5 4, 61, 65 und 66 EGKS-Vertrag.
191) Vgl. oben Anm. 137.
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Für Empfehlungen, die die Einführung mengenmäßiger Beschränkungen
bezwecken, sind eine Reihe von Sonderregeln zu beachten. Im Falle der

Anwendung vertragswidriger Wettbewerbspraktiken durch ausländische
Unternehmen (oben unter bb) darf die Hohe Behörde eine solche Empfeh-
lung nur mit Zustimmung des Rates aussprechen. Zur Abwendung der Ge-

fahren, die aus überhöhten Einfuhren resultieren (oben unter cc) darf eine
solche Empfehlung nur ergehen, wenn durch einen Rückgang der Nachfrage
eine offensichtliche Krise entstanden ist. Auch in diesem Fall ist die Zu-

stimmung des Rates erforderlich &quot;&quot;). Gegenüber Dumpingpraktiken (oben
aa) sind schließlich mengenmäßige Beschränkungen nach dem GATT überm

haupt unzulässig &apos;).

5. Handelspolitische Vereinbarungen

a) Vereinbarungen der Mitgliedstaaten

Ob und welche Vereinbarungen die Mitgliedstaaten mit dritten Staaten

über den Verkehr mit Kohle und Stahl treffen, ist in erster Linie Ahnen
selbst überlassen. Sie sind lediglich verpflichtet, keine Vereinbarungen zu

treffen, welche der Anwendung des Vertrages entgegenstehen. Um die

Einhaltung dieser Verpflichtung sicherzustellen, müssen die Mitgliedstaaten
der Hohen Behörde Entwürfe von Handelsabkommen mitteilen, soweit

sie Kohle und Stahl oder andere Erzeugnisse `) betreffen, die für die

Kohle- und Stahlerzeugung in den Mitgliedstaaten erforderlich sind. Wenn

das geplante Abkommen der Anwendung des EGKS-Vertrages entgegen-
steht, richtet die Hohe Behörde an die Mitgliedstaaten die erforderlichen

Empfehlungen 206) Der Anwendung des Vertrages stehen schon, wie

Reuter 201) mit Recht hervorhebt, solche Abkommen entgegen, die, ohne
den EGKS-Vertrag unmittelbar zu verletzen, ein ordnungsgemäßes Funk-
tionieren des gemeinsamen Marktes erschweren. Unzulässig ist insbesondere

die Vereinbarung einer Meistbegünstigungsklausel mit einem dritten
Staat 202). Auch darf kein Mitgliedstaat Abkommen schließen, die ihn zur

Beibehaltung bestimmter Zölle verpflichten &quot;&apos;), da hierdurch dieAusübung

197) Art. 74 letzter Absatz in Verbindung mit 58 § 1 EGKS-Vertrag.
198) Institut des Relations. Internationales, a. a. 0., S. 247 f.

199) Genau, Rohstoffe und Spezialausrüstungen.
200) Art. 75 EGKS-Vertrag.
201) A. a. 0., S. 266. R e u t e r führt als Beispiel an, daß ein Abkommen die erhöhte

Ausfuhr eines Erzeugnisses bewirkt und dadurch eine Verknappung innerhalb der Ge-
meinschaft entsteht.

202) Das folgt eindeutig aus S 20, ÜA. Ebenso R e u t e r a. a. 0., S. 254.

2113) So ausdrücklich S 16 IDA für die Übergangszeit. Der Grundsatz hat aber allgemeine
Geltung.
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der Kompetenzen der Gemeinschaft über die Festsetzung einheitlicher
Höchst- oder Mindestzölle erschwert wird. Dagegen wäre es zulässig, wenn
sämtliche Mitgliedstaaten gemeinschaftlich eine derartige Vereinbarung ab-
schließen würden&quot;). Eine Reihe weiterer Bestimmungen, die die An-

gleichung von älteren Handelsabkommen an den EGKS-Vertrag erleichtern
sollen, enthält das Übergangsabkommen Auf eine eingehende Behand-
lung kann hier verzichtet werden, da diese Bestimmungen teils überholt
sind, teils am 10. Februar 1958 außer Kraft treten. Erwähnt sei nur, daß
der Vertrag eine sehr weitgehende gegenseitige Beistandspflicht der Mit-

gliedstaaten bei den Verhandlungen mit dritten Staaten vorschreibt.
Weigert sich ein dritter Staat, seine Zustimmung zur Anderung eines,Ver-

trages zu geben, der ihm ein Recht auf Meistbegünstigung gegenüber einem

Mitgliedstaat gewährt, so verpflichten sich die anderen Mitgliedstaaten,
notfalls ihre sämtlichen mit dem betreffenden dritten Staat geschlossenen
Abkommen 208) zu kündigen, um die Zustimmung herbeizuführen

Eine besondere Hervorhebung unter den Bestimmungen des Übergangs-
abkommens verdient dessen § 14. Dort ist vorgesehen, daß Verhandlungen
mit dritten Staaten, die sich auf den Verkehr von Kohle und Stahl be-
ziehen, von den sechs Mitgliedstaaten gemeinsam geführt werden. Gedacht
war dabei insbesondere an Verhandlungen über einen Assoziationsvertrag
mit Großbritannien, durch den die Beziehungen der Gemeinschaft mit
diesem Land auf dem Gebiet von Kohle und Stahl geregelt werden sollten.

§ 14 bestimmt, daß bei diesen Verhandlungen die Hohe Behörde als ge-
meinsame Beauftragte der sechs Mitgliedstaaten auftritt. Vertreter der

Mitgliedstaaten können an den Verhandlungen teilnehmen 208) Die für die

Führung der Verhandlungen maßgebenden Weisungen erteilt der Rat durch

einstimmige Beschlüsse. Das ist insofern auffällig, als es sich nicht um Ab-
kommen der Gemeinschaft, sondern um solche der Mitgliedstaaten handelt.
Der Rat wird daher bei der Erteilung der Instruktionen als Beauftragter
der Mitgliedstaaten tätig 209). 514 ÜA gilt nur während der übergangszeit.

2011) Ebenso W e n g 1 e r a. a. 0., S. 40 und 46 Anm. 35. Das in der übergangszeit für
Abkommen dieser Art anzuwendende Verfahren schreibt S 14 üA vor.

205) Insbesondere S 16 Abs. 2, 17 ÜA. Der Auffassung von j e r u s a 1 e m a. a. 0.,
S. 173 ff., daß ältere Abkommen mit dritten Staaten, die mit dem EGKS-Vertrag in Wider-
spruch stehen, von selbst hinfällig werden, kann ich nicht beitreten. Sie läßt sich schon
im Hinblick auf die Bestimmung des Art. 71 Abs. 2 EGKS-Vertrag nicht aufrechterhalten.
Ablehnend auch W e n g 1 e r a. a. 0., S. 29 Anm. 19.

20&quot;) Gemeint sind offenbar Handelsabkommen. Ebenso j e r u s a 1 e m a. a. 0., S. 172.
207) S 20 ÜA letzter Absatz.
2&apos;111) Hier liegt der Ursprung des in Art. 111 Ziffer 2 und 113 (3) EWG-Vertrag vor-

gesehenen Ausschusses, den der Rat der EWG zur Unterstützung der Kommission bei
handelspolitischen Verhandlungen mit dritten Ländern bestellt.

2011) So zutreffend i e r u s a 1 e m a. a. 0., S. 170.
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Es dürften aber keine Bedenken dagegen bestehen, daß die Mitgliedstaaten
auch später die gleiche Praxis fortsetzen und die Hohe Behörde zu ihrem

gemeinschäftlichen Bevollmächtigten bestellen 210).

b) Vereinbarungen der GemeinsAafl

Der Abschluß handelspolitischer Vereinbarungen durch die Gemeinschaft
ist im EGKS-Vertrag nicht vorgesehen. Die Praxis hat aber gezeigt, daß

solche Abkommen, erforderlich sind, um die im EGKS-Vertrag gesetzten

Ziele zu erreichen. Schon bei den Verhandlungen über einen Assoziations-

vertrag mit Großbritannien nach § 14 ÜA wurde deutlich, daß Materien

einer Regelung bedurften, für die die Mitgliedstaaten die Kompetenz auf

die Gemeinschaft abgetreten hatten`), und daß daher nicht nur (wie in

§ 14 OA vorgesehen) die sechs Mitgliedstaaten, sondern auch die Gemein-

schaft selbst Vertragspartel sein mußte.

Die Zulässigkeit von Vereinbarungen der Gemeinschaft mit dritten

Staaten und mit andereninternationalenOrganisationen ist unbestritten&apos;12).
Sie ergibt sich aus mehreren Einzelbestimmungen des Vertrages `), vor

allem aber aus der generellen Vorschrift des Art. 6 Abs. 2 EGKS-Vertrag:
In den internationalen Beziehungen genießt die Gemeinschaft die für die

Durchführung ihrer Aufgaben und Erreichung ihrer Ziele erforderliche Rechts-

fähigkeit (capacite juridique).

Unbestritten ist weiter&apos;, daß die Gemeinschaft.nur über solche Materien

Verträge schließen kann, für die ihr die Mitgliedstaaten die Zuständigkeit
übertragen haben&quot;&apos;). Dagegen bedarf die Frage, welche Organe,die Ge-

meinschaft bei dem Abschluß von Verträgen mit dritten Staaten oder

anderen internationalen Organisationen&apos;zu vertreten befugt sind, noch

näherer Untersuchung. Nach herrschender Meinung soll die Hohe Behörde

210) Ebenso Reuter a. a.O., S. 254; Wengler a. a.O., S. 34; Hallier a. a.O.,
S.441.

.211) So z. B. wenn eine Konsultation vor der Einführung von Einfuhr- und Ausfuhr-

beschränkungen vereinbart werden sollte. Art. 7 des Abkommens über die Beziehungen
zwischen dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland und der EGKS

vorn 21. 12. 1954, jahrbuch - Handbuch der gemeinsamen Versammlung, Luxemburg 1956,
S. 83:ff.

212) W engl er, S. 37ff.; Vignes, S. 51; Reuter, S. 120ff.; wohl auch Je-
rusalem, S. 168.

213) Vgl. Art. 14 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der Gemeinschaft,

5 10 Abs. 2 und 5 1 Abs. 3 ÜA sowie Art. 6 des Protokolls über die Beziehungen zum

Europarat.
214) Über die Grenzen der Vertragschließungskompet.enz der Gemeinschaft vgl.

Wengler, S.42ff.und Hallier, S.444.
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ausschließlich kompetent sein, solche Verträge zu schließen Doch über-

zeugt die dafür gegebene Begründung angesichts der eindeutigen Vorschrift
des Art. 6 Abs. 4 EGKS-Vertrag nicht. Diese Bestimmung lautet:

Die Gemeinschaft wird durch ihre Organe vertreten, wobei jedes Organ im

Rahmen seiner Befugnisse handelt.

Daß sich diese Vorschrift auch auf die internationalen Beziehungen be-

zieht, erscheint zweifelsfrei, denn gerade von ihnen ist in Art. 6,Abs. 2 die
Rede.

Demgegenüber können die Argumente der Vertreter der herrschenden

Auffassung nicht durchdringen. Es wird darauf hingewiesen, daß nach einer

allgemeinen internationalen Praxis die Exekutivorgane zur Vertretung in

internationalen Angelegenheiten befugt sind Insoweit handelt es sich
aber um Argumente de lege ferenda, die gegenüber der positiven Regelung
des Art. 6 nicht durchgreifen können. Auch der Hinweis auf die der Hohen

Behörde nach dem übergangsabkommen übertragenen Rechte 117) geht fehl.

Denn diese Befugnisse sind zeitlich befristet und erklären sich aus der Not-

wendigkeit, während der relativ kurz bemessenen übergangszeit zu Ver-

einbarungen über eine Fülle von Fragen mit dritten Staaten zu kommen.
Das gleiche gilt von dem Argument, daß aus 5 14 des übergangsabkom-
mens per argumentum a fortiori die Befugnis der Hohen Behörde zur

Vertretung der Gemeinschaft zu folgern sei &quot;&apos;). Ebensowenig kann aus

Art. 14 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der Gemein-

schaft (Immunitätenprotokoll), wonach die Hohe Behörde Zusatzabkom-

men mit dritten Staaten schließen kann, eine allgemeine Vertragschließungs-
kompetenz der Hohen Behörde abgeleitet werden &quot;&quot;). Art. - 14 des

Immunitätenprotokolls ist eine Ausnahmebestimmung gege Art. 6

des Vertrages, deren Rechtfertigung leicht zu erkennen ist. Wenn jedes der
vier Organe der Gemeinschaft eigene Verträge über Privilegien und Immu-

nitäten mit dritten Staaten schließen würde, bestände die Gefahr, daß von-

einander abweichende oder einander widersprechende Regelungen getroffen
würden. Dieses unerwünschte Ergebnis will Art. 14 verhindern, indem er

auf dem beschränkten Gebiet der Privilegien und Immunitäten eine aus-

schließliche Vertragschließungskompetenz der Hohen Behörde kreiert.
Keinesfalls kann aber im Wege der Analogie zu Art. 14 des Immunitäten-

215)Reute r, S. 124; Wen gler, S. 52; Vignes, S. 57; Je rusalem, S. 168;
abweichend H a 11 i e r, S. 433.

2&quot;8) R e u t e r, S. 121 f. Dagegen zutreffend H a 11 i e r, S. 433.

217) R e u t e r, S. 124 f.

218) Wengler, S.52.
&apos;219) Wie dies R e u t e r, S. 124, tun will.
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protokolls die grundlegende Vorschrift des Art. 6 des Vertrages ausgehöhlt
werden.

Auch der Hinweis R e u t e r s auf, die Generalklausel des Art. 8 des

EGKS-Vertrages erscheint nicht überzeugend., Danach ist Zwar der Hohen

Behörde die Aufgabe zugewiesen, für die Erreichung der Vertragszwecke
zu sorgen, aber doch nur nach Maßgabe des Vertrages. Daraus folgt, daß,
wo der Vertrag anderen Organen Kompetenzen .zuweist, Art. 8 zurück-

treten muß. Wenig überzeugend erscheint endlich die von J e r u s a -

1 e ni `) gegebene Begründung, daß die Hohe Behörde die Vertretungs-
befugnis im internationalen Verkehr habe, weil sie der eigentliche Träger
aller Kompetenzen, welche die Mitgliedstaaten auf die Montanunion über-

tragen hätten, sei, während die anderen Organe&apos;außer einer beratenden

und kontrollierenden Funktion höchstens in beschränktem Umfang selb-

ständige Befugnisse hätten. Ob ein Organ vieleoder wenige Befugnisse hat,
ist nach Art. 6 Abs. 4 nicht entscheidend. jedenfalls hat es im Rahmen seiner

Befugnisse das internationale Vertretungsrecht &apos;).
Wie aber ist die gechtslage, wenn ein Organ der EGKS eine Befugnis

nur mit Zustimmung eines anderen Organs auSUben kann? Bedarf es dann

auch im Außenverhältnis bei Abschluß eines Vertrages mit einem dritten

Staat über die betreffende Materie der Zustimmung des anderen Organs?
Man wird die Frage bejahen müssen Nach Art. 6 Abs. 4 EGKS-Vertrag
sind di6 für die Ausübung von Befugnissen im Innern der Gemeinschaft

geltenden Regeln &apos;auf die Rechtsbeziehungen zu dritten Staaten entspre-
chend anzuwenden. Kein Organ der EGKS hat, von Ausnahmebestim-

mungen abgesehen, im Außenverhältnis größere Befugnisse als im Innern

der Gemeinschaft.
Aus dem Gesagten ergibt sich für den hier untersuchten Bereich der

Handelspolitik, daß teils der Rat 714 teils die Hohe Behörde ohne Mit-

wirkung des Rates teils die Hohe Behörde mit Zustimmung des Ra-

220) S. 124 und 83 f.
221) S. 168.

222) Vgl. zu dieser Frage auch T e i t g e n Verhandlungen. der gemeinsamen Ver-

sammlung. Ausführliche Sitzungsberichte, Jahr 2 (1953), Nr. 1, S. 56, der für die Ver-

sammlung das internationale im Rahmen ihrer Kompetenz in Anspruch
nimmt. Wie hier auch H a 11 i e r, S. 433.

223) Insoweit scheint auch R e u t e r S. 121 f. zuzustimmen, obwohl das von ihm
S. 125 erwähnte Beispiel den hier behandelten Fall nicht trifft.

224) Z. B. bei Abkommen, die sich auf die Festsetzung von Höchst-, oder Mindestzöllen
beziehen (Art. 72 EGKS-Vertrag).

225) So wenn eine Konsultation vereinbart wird, bevor die Hohe Behörde den Mitglied-
staaten die Einführung von Importabgaben zur Bekämpfung eines ausländischen Dumping
empfiehlt (Art. 74 Ziffer 1 EGKS-Vertrag).
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tes &apos;) zum Abschluß von Verträgen mit dritten Staaten befugt sind. In

einigen Fällen werden Hohe Behörde und Rat in der Weise zusammen-

wirken müssen, daß sie bei Abschluß eines Vertrages beide als Vertretungs-

organe der EGKS nebeneinander auftreten. Das gilt dann, wenn die Aus-

übung von Befugnissen nach dem EGKS-Vertrag beiden Organen dergestalt
übertragen ist, daß sowohl die Hohe Behörde wie der Rat zum Erlaß der

gleichen Maßnahme zuständig sind Wenn der Rat allein oder zusammen

mit der Hohen Behörde die Vertragschließungskompetenz besitzt, kann er

die Hohe Behörde bevollmächtigen, die Verhandlungen für ihn zu führen

und so eine weitgehende Angleichung an die im EWG-Vertrag vorgesehene
Regelung erreichen.

Ist die Gemeinschaft bei Abschluß eines Vertrages durch ihre Organe
ordnungsgemäß vertreten, so wird sie selbst durch den Vertrag berechtigt
und verpflichtet. Die Dauer der vertraglichen Beziehungen bestimmt sich

nach dem Vertragsinhalt und nach den allgemeinen Regeln des Völker-

rechts..Sie ist insbesondere unabhängig von der Amtsdauer der Hohen

Behörde, wenn diese den Vertrag geschlossen hat

In der Praxis ist die EGKS bisher bei den von ihr geschlossenen Ab-

kommen durch die Hohe Behörde vertreten worden. In mehreren Fällen

traten neben der Gemeinschaft die Mitgliedstaaten als Vertragspartner
auf Der Rat hat für die Gemeinschaft keine Verträge geschlossen.
Trotzdem kann die bisherige Praxis nicht als Beweis für eine gewohnheits-
rechtliche Fortentwicklung des EGKS-Vertrages im Sinne der herrschenden

Lehre angesehen werden. Einmal erscheint die Zeit-?anne, über die sich die

Praxis erstreckt, für die Entstehung von Gewohnheitsrecht reichlich kurz

bemessen. Zum anderen ist aber die Praxis nicht einheitlich. Zwar behandelt

das Abkommen mit Großbritannien auch Fragen, die zur Zuständigkeit des

2211) Z. B. wenn es sich um Empfehlungen zur Einführung mengenmäßiger Beschrän-

kungen zwecks Verhinderung von Importen aus Ländern, deren Wettbewerbsregeln mit

dem EGKS-Vertrag in Widerspruch stehen, handelt (Art. 74 Abs. 1 Ziffer 2 und Abs. 2

EGKS-Vertrag).
227) Wenn etwa ein Abkommen die Einführung von Ausfuhrbeschränkungen gemäß

Art. 59 S 5 EGKS-Vertrag betrifft.
228) Die von W e n g 1 e r a. a. 0., S. 43 f. insoweit ausgespro, Zweifel erscheinen

unbegründet.
,229) Vgl. das Abkommen mit Großbritannien vom 21. 12. 1954 oben Anm. 211, ferner

das Konsultationsabkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der

Hohen Behörde der EGKS vom 7.5.1956. jahrbuch-Handbuch der Gemeinsamen Ver-

sammlung, Luxemburg 1957, S. 248, und das Transportabkommen mit der Schweiz vom

28. 6. 1956, dortselbst S. 250.

230) So bei dem Abkommen mit Großbritannien und bei dem Transportabkommen mit

der Schweiz.
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Rates gehören so daß nach der hier vertretenen Ansicht insoweit der
Rat zu seinem Abschluß zuständig gewesen ware. Dagegen bezieht sich das
neuere Konsultationsabkommen mit der Schweiz nur auf solche Angelegen-
heiten, für die nach dein EGKS-Vertrag die Hohe Behörde zuständig ist.

Allerdings drängt sich hier die Frage auf, ob, eine derartige Begrenzung
internationaler Vereinbarungen auf die Zuständigkeit eines Organs
gehörenden Angelegenheiten zweckmäßig ist und ob es nicht richtiger wäre,
den Gegenstand der Vereinbarung sachlich zu bestimmen. Das wird be-
sonders bei dem Konsultationsabkommen mit der Schweiz deutlich. Gemäß
seinem Art. 11 (1) c konsultiert die Hohe Behörde den schweizerischen
Bundesrat, bevor sie Ausfuhrbeschränkungen nach Art. 59 5 5 EGKS-Ver-

trag einführt. Wenn dagegen der Rat nach der gleichen Vorschrift eine

Ausfuhrbeschränkung beschließt, besteht die KonsultationsverpflichtUng
nicht. Richtiger würde es Scheinen, daß sich die Gemeinschaft zur Kon-

sultation,verpflichtet, bevor sieeine Ausfuhrbeschränkung einführt, einerlei
durch welches ihrer Organe dies geschieht. Eine:solche Vereinbarung müßte
allerdings durch den Rat und durch die Hohe Behörde geschlossen werden.

6. Rückwirkungen des EWG-Vertrages, aulden Bereich von Kohle und Stahl

Es fragt sich, ob durch das InkrAtreten des EWG-Vertrages Ande-

r,ungen in der handelspolitischen Zuständigkeit für den Bereich von Kohle
und Stahl eintreten. Gemäß seinem,Art. 232 ändert der EWG-Vertrag
den EGKS-Vertrag nicht. Andererseits kann-aber nicht unberücksichtigt
bleiben, daß die Übertragung einer umfassenden handelspolitischen Kom-

petenz auf die EGKS im Jahre 1951 mit der ausdrücklichen Begründung
unterblieb, die Handelspolitik für Kohle und Stahl könne nicht von der

allgemeinen Handelspolitik getrennt werden&quot;&apos;). Es wäre absurd, wenn

nach der übertragung der allgemeinen handelspolitischen Kompetenz auf
die EWG die Handelspolitik für Kohle und ,Stahl, nunmehr getrennt von

der allgemeinen Handelspolitik, entsprechend Art. 71 EGKS-Vertrag in
der Zuständigkeit der Regierungen bleiben würde. Indessen nötigt eine

1

sinngemäße Interpretation des Art. 71 nicht dazu, eine derartige Konse-

quenz zu ziehen. Der Artikel besagt, daß die Zuständigkeit der Mitglied-

231) So in Art. 10, wo besondere Sitzungen zwischen Rat und britischer Regierung zur

Erörterung von Fragen, die die Gemeinschaft,=d Großbritannien gemeinsam interessieren

und die nach dem EGKS-Vertrag zur Zuständigkeit,des Rates gehören, vorgesehen sind.
Der Entstehung von Gewohnheitsrecht wirkt jedoch schon da,s Protok611 zwischen Hoher
Behörde und Rat vom 18. 12. 1954 entgegen, wonach die, Befugnisse der Organe der Ge-
meinschaft durch das Abkommen mit Großbritannien in keiner Weise beeinträchtigt
werden sollen. jahrbuch-Handbuch 1956, S. 90.

232) Vgl. oben Aam. 168.
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staaten auf dem Gebiet der Handelspolitik durch den EGKS-Vertrag nicht

berührt wird; er nicht etwa vor, daß die Zuständigkeit bei den

Mitgliedstaaten verbleiben müsse. Infolgedessen bedeutet eineÜbertragung
der handelspolitischen Kompetenzen der Mitgliedstaaten auf eine Gemein-

schaft, die zudem aus denselben, Staaten wie die EGKS besteht, keine

Anderung des EGKS-Vertrages. Es handelt sich vielmehr um einen. Vor-

gang, der sich außerhalb des EGKS-Vertrages vollzieht. Man wird daher

annehmen können, daß, soweit der EGKS-Vertrag den Mitgliedstaaten
handelspolitische Kompetenzen auf dem Sektor Kohle und Stahl beläßt,
diese Kompetenzen nach Maßgabe des EWG-Vertrages auf die Organe der

EWG übergehen.
Daraus folgt, daß die Organe der EWG nach Ablauf der Übergangszeit

des EWG-Vertrages in Handelsverträgen mit dritten Staaten auch Verein-

barungen über Kohle und Stahl treffen können, soweit diese Befugnis nach

dem EGKS-Vertrag bei den Mitgliedstaaten verblieben ist. Der Rat der

EWG kann demnach die Kommission der EWG durch einen mit quali-
fizierter Mehrheit zu fassenden Beschluß anweisen, Vereinbarungen mit

Bezug auf Kohle und Stahl herbeizuführen. Die Entwürfe der Abkommen

sind, soweit sie sich auf Kohle und Stahl oder auf die Einfuhr gewisser
Erzeugnisse, die für die Kohle- und Stahlerzeugung in den Mitgliedstaaten
erforderlich sind.&apos;,beziehen, der Hohen Behörde vorzulegen Die Hohe

Behörde kann, wenn die Entwürfe Klauseln enthalten, die der Anwendung
des EGKS-Vertrages entgegenstehen, die erforderlichen Empfehlungen an

den Rat der EWG als den Rechtsnachfolger der Regierungen der Mitglied-
staaten richten. Der Rat der EWG ist verpflichtet, diese Empfehlungen in

demselben Umfang wie die Regierungen zu beachten. Eine gewisse
Schwierigkeit ergibt sich im Hinblick auf Art. 72 EGKS-Vertrag, wonach

der Rat der EGKS, durch einstimmigen Beschluß Mindest- oder Höchstzölle

im Verkehr mit dritten Staaten festsetzen kann. Wegen dieser Bestimmung
darf kein einzelner Mitgliedstaat der EGKS Vereinbarungen mit dritten

Staaten treffen, die ihn zu der Einhaltung eines bestimmten Außenzolles

ohne Rücksicht auf Art. 72 EGKS-Vertrag verpflichten würden. Indessen

steht Art. 72 einem gemeinschaftlichen Vertragsabschluß durch alle Mit-

gliedstaaten nicht entgegen Er dürfte daher auch nicht den Vertrags-
abschluß durch die EWG hindern, der die Mitgliedstaaten ihre Vertrag-
schließungskompetenz übertragen haben. Man wird also annehmen können,
daß die EWG in der Endperiode auch Vereinbarungen über Kohle- und

Stahlzölle im Verkehr mit dritten Ländern treffen kann. Ebenso kann,

233) Art. 75 EGKS-Vertrag.
234) Vgl. oben An=. 204.
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um ein Beispiel aus einem anderen wichtigen Sektor zu wählen&quot;l der Rat

der EWG in der Endperiode Devisenvorschriften auch für den Kohle- und

Stahlverkehr mit dritten Staaten erlassen.
Während der Übergangsperiode der EWG sind dagegen die Verhält-

nisse anders zu beurteilen. Zunächst steht fest, daß die Außenzolltarife der

Mitgliedstaaten für Kohle und Stahl durch die Bestimmungen des EWG-

Vertrages über den gemeinsamen Zolltarif nicht berührt werden Daraus

ergibt sich, daß sich die Kompetenz der EWG-Organe, während der Ober-

gangszeit Zollverhandlungen mit dritten Ländern übe-r den gemeinsamen
Zolltarif zu führen&apos;&quot;), nicht auf Kohle und Stahl erstreckt. Dagegen
wird man die nach dem EWG-Vertrag bestehende allgemeine Verpflich-
tung zur Koordinierung der Handelspolitik während der übergangszeit
auch auf Kohle und Stahl beziehen müssen. Die Verpflichtung besteht je-
doch nur insoweit als die Koordinierung nötig ist, um in der Endperiode
eine einheitliche Handelspolitik führen zu können. Sie wird im Ergebnis
nicht wesentlich über die Verpflichtung zur Harmonisierung der Handels-

politik hinausgehen, die nach dem EGKS-Vertrag und seinen übergangs-
abkommen bereits besteht.

V. Konflikte zwischen den Vertragswerken

1. Konflikte zwischen den drei Vertragswerken sind in dem bisher
untersuchten Bereich nicht aufgetreten. Kraft positiver Vorschrift haben
EGKS- und EAG-Vertrag gegenüber dem EWG-Vertrag den Vorrang, so

daß dieser nur die Lücken der beiden. anderen Verträge ausfüllen oder in

ihnen nicht geregelte Randproblerne erfassen kann, während. er überall
dort zurückweichen muß, wo positi&apos;ve Vorschriften in den anderen Ver-

tragswerken vorhanden sind. Zwischen EGKS- und EAG-Vertrag, deren
Verhältnis zueinander nicht ausdrücklich geregelt ist, scheinen Konflikts-

möglichkeiten. jedenfalls im Bereich des Warenverkehrs ausgeschlossen, da
sich die Vorschriften beider Verträge auf verschiedene Warenkategorien
beziehen. Zwar ist es denkbar, daß künstliche radioakti-, Eisen-
oder Stahlisotope auftreten oder.Legierungen oder Verbindungen zwischen

Uran, Plutonium oder Thorium einerseits und Kohle,. Eisen oder Stahl
andererseits Bedeutung gewinnen, indessen würde es sich hier wohl stets

um Erzeugnisse handeln, die. vom Standpunkt des EGKS-Vertrages nicht

mehr als RohstOffe anzusehen wären und die daher ebenso wie etwa die für

235) Vgl. oben Anm. 20.

236) Art. 111 Ziffer 2.
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medizinische Zwecke verarbeitete Kohle aus der Zuständigkeit der EGKS
ausscheiden würden.

Schwierigkeiten können sich aber dann ergeben, wenn die zuständigen&apos;
Organe der EAG oder der EGKS von der ihnen&quot;zugewiesenen Befugnis
Gebrauch machen, Stoffe, die bisher ihrer Zuständigkeit nicht unterstanden,
noch nachträglich auf die Liste der für das jeweilige Vertragswerk maß-

gebenden Waren zu setzen. Dann allerdings erscheinen Konflikte unver-

meidlich. Für die Untersuchung der Rechtslage sind mehrere Fälle zu unter-

scheiden, je nachdem, welche Gemeinschaft ihre Kompetenz auf welche Art

von Erzeugnissen ausdehnt. Außerdem müßte streng genommen unter-

schieden werden, in welchem Zeitpunkt, ob während oder nach der über-

gangszeit, die jedes der drei Vertragswerke vorsieht, und gegebenenfalls.
in welchem Jahr der Übergangszeit der Eingriff -stattfindet. Indessen soll
die gestellte Frage hier nur unter der Hypothese untersucht werden, daß
die übergangsregelung für alle drei&quot;Verträge ausgelaufen ist, daß sich also
alle drei Gemeinschaften in ihrer Endperiode befinden. Die dabei gefun-
denen Ergebnisse geben einen Anhalt für eine Lösung der Sonderprobleme,
die während der übergangszeiten auftreten.

2. Zuerst soll der Fall geprüft werden,.daß die EAG-Organe ein Er-

zeugnis auf eine der Listen des EAG-Vertrages setzen, das bisher der EWG-

Regelung unterstand. Hier muß der EWG-Vertrag zurückweichen. Falls
etwa Hemmnisse des inneren Warenverkehrs auf Grund einer Schutzklausel
des EWG-Vertrages noch nicht beseitigt sein sollten, so müssen sie alsbald

beseitigt Werden. Auch die Bestimmungen des EAG-Vertrages über den
Außenzoll sind auf ein Erzeugnis anzuwenden, das nachträglich auf die
diesem Vertrag beigefügten Listen gesetzt wird. Im Falle der Liste A &apos; ist
daher der niedrigste am 1. Januar 1957 angewandte Tarif für den gemein-
samen Zolltarif maßgebend. Im übrigen werden im handelspolitischen
Bereich jedoch keine wesentlichen Veränderungen eintreten, da nach der
hier vertretenen Ansicht die EWG-Organe handelspolitisch für die der&apos;
EAG unterstellten Erzeugnisse zuständig bleiben.

3. An zweiter Stelle soll der Fall untersucht werden, daß die EAG ein

Erzeugnis auf eine ihrer Listen setzt, das bis dahin der EGKS unterstand.
Hier kann es sich wohl nur um Erzeugnisse handeln, die in den Rahmen
der Listen A&apos; oder B gehören, z. B. um Spezialbleche, die im Reaktorbau
verwandt werden, während Erzeugnisse, die nachträglich auf die Liste A&apos;

gesetzt werden, nicht als Rohstoffe im Sinne des EGKS-Vertrages anzu-

sehen sein und -daher nicht unter die Zuständigkeit des EGKS fallen wer-

den. Wenn ein Erzeugnis gleichzeitig auf den Listen des EAG- und des

EGKS-Vertrages steht, so wird man beide Verträge nebeneinander anwen-

34 2. ausl. 81 k. u. VR., Bd. is/3

http://www.zaoerv.de
© 1957/58 Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


524 Carstens

den müssen. Doch ist, wie oben dargelegt wurde anzunehmen, daß die

Regel des Art. 232 Abs. 1 EWG-Vertrag analog auch im Verhältnis zwi-

schen EAG- und EGKS-Vertrag gilt und daß daher der,EAG-Vertrag den

EGKS-Vertrag nicht ändert. Andererseits besteht aber auch kein Vorrang
des EGKS-Vertrages in dem Sinne, daß seine Bestimmungen diejenigen des

EAG-Vertrages verdrängen. Beide Verträge haben vielmehrgleichen Rang.
Soweit Widersprüche zwischen ihnen im Wege der Auslegung nicht zu be-

seitigen sind, muß die Entscheidung unter Berücksichtigung der Interessen-.

lage getroffen werden. Dabei wird es darauf ankommen, ob ein Erzeugnis,
das sowohl dem EGKS- wie dem EAG-Vertrag untersteht, für die Montan-
industrie oder für die Atomindustrie die größere Bedeutung hat. Im Bereich
des inneren Warenverkehrs werden Konflikte zwischen den Vertragswerken
kaum entstehen, da beide im Endst.adium die Beseitigung aller Handels-

hemmnisse vorschreiben und nur wenige Ausnahmen zulassen. Eine dieser
Ausnahmen enthält die Vorschrift. des Art. 88 EGKS-Vertrag, wonach

gegenüber einem vertragsbrüchigen Staat auf Grund einer Ermächtigung
der Organe der EGKS Handelshemmnisse &gt;wieder eingeführt werden kön,
nen. Der EAG-Vertrag sieht eine derartige Möglichkeit nicht vor, läß.t
,vielmehr die Frage, welche Sanktionen gegen vertragsbrüchige Staaten er-

griffen werden können, offen. Falls ein Mitgliedstaat gemäßt Art. 88 EGKS-

Vertrag ermächtigt ist, Handelshenimnisse einzuführen, so wird man

annehmen müssen, daß er auch den Handel mit solchen Erzeugnissen be-
schranken kann, die zugleich dem EAG-Vertrag unterstehen. Der vertrags-t)

brüchige Staat wird sich nicht darauf berufen können, daß der EAG-Vertrag
keine Sanktionen vorsieht.

Was die handelspolitische Zuständigkeit betrifft, so ist sie, wie gezeigt
wurde, in der EGKS schwächer entwickelt als im EAG- und EWG-Vertrag..
Bei Erzeugnissen, die sowohl der EGKS wie der EAG unterstehen, wird
daher die handelspolitische Regelung des EAG- und EWG-Vertrages den

Vorrang haben. Indessen werden die Organe der EWG bei Ausübung ihrer

handelspolitischen Kompetenzen die Befugnisse der Organe des EGKS re-

spektieren müssen. So wird der Rat der EWG die Zölle der Waren, die dem
EAG- und dem EGKS-Vertrag unterliegen, nur im Einvernehmen mit dem
Rat der EGKS ändern können, wenn die vorgesehenen Zollsätze außerhalb
des vom Rat der EGKS festgelegten Rahmens von Höchst- beziehungs-
weise, Mindestzöllen liegen. Will der, Rat der EWG mengenmäßige Be-

schränkungen einführen, so muß er nicht nur die Vorschläge der Kom-

mission der EWG sondern auch etwaige Empfehlungen der Hohen

237) Vgl. oben 1 3.

238) In Anwendung des Art. 113 EWG-Vertrag vgl. oben IV B 3.
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Behörde berücksichtigen Unter Umständen wird sich für den Rat daraus
die Notwendigkeit ergeben, von den Vorschlägen der Kommission abzu-
weichen mit der Folge, daß er dann nur einstimmig beschließen könnte.
Praktisch wird die Schwierigkeit dadurch am besten zu überwinden sein,

daß sich Kommission und Hohe Behörde verständigen.
4. Falls die Organe der EGKS nachträglich ein Erzeugnis auf die Liste

der dieser Gemeinschaft unterstehenden Waren setzen, das bisher der EAG

unterstand, so ist die Rechtslage grundsätzlich die gleiche, wie in dem zu-

letzt behandelten umgekehrten Fall.
Einer besonderen Prüfung bedarf dagegen noch der Fall, daß die Or-

gane der EGKS ihre Zuständigkeit auf ein Erzeugnis ausdehnen, das bisher
der EWG unterstand. Hier ist wegen des Vorrangs des EGKS-Vertrages
die Rechtslage grundsätzlich die gleiche wie bei Erzeugnissen, die, der EGKS
von Anfang an unterstanden. Im inneren Warenverkehr finden die Schutz-
klauseln des EWG-Vertrages, auf dieses Erzeugnis keine Anwendung. Im

handelspolitischen Bereich behalten dagegen die EWG-Organe einen Teil
ihrer bisherigen Kompetenzen. Handelspolitische Vereinbarungen, die für
das in Betracht kommende Erzeugnis im Rahmen des EWG abgeschlossen
worden sind, bleiben wirksam.

5. Die vorstehende Darstellung hat ergeben, daß im großen und ganzen
eine reibungslose Anwendung der auf die Errichtung des gemeinsamen
Marktes hinzielenden Bestimmungen aller drei Vertragswerke nebenein-
ander möglich ist. Konflikte beschränken sich auf wenige meist abseitige
Fälle, aber auch insoweit sind Lösungen möglich, die der Interessenlage
gerecht werden. Allerdings hat sich ebenfalls gezeigt, daß die Verschieden-
heit des EWG- und des EGKS-Vertrages und die Zuständigkeit der Or-

gane beider Gemeinschaften in handelspolitischen Fragen die Rechtslage
stark kompliziert. Diese praktischen Gründe lassen es angezeigt erscheinen,
bei der möglicherweise bevorstehenden Revision des EGKS-Vertrages
eine Angleichung seiner Regeln über die Handelspolitik an diejenigen des

EWG-Vertrages anzustreben.

(Abgeschlossen am 28. November 1957)

239) Art. 73 EGKS-Vertrag.
240 Gemäß Art. 96 EGKS-Vertrag können nach Ablauf der übergangszeit jeder Mit-

gliedstaat und die Hohe Behörde Anderungen des Vertrages vorschlagen, der Rat der
EGKS kann eine Revisionskonferenz einberufen, der die Ausarbeitung eines Abkommens
zur Anderung des EGKS-Vertrages obliegt. Das Abkommen bedarf der Ratifikation durch
die Mitgliedstaaten.
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